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75. Plenarsitzung des Landtages von Rheinland-Pfalz 
am 21. März 1955 

Die Sitzung wird um 11.13 Uhr durch den Präsiden­
ten Walters eröffnet. · 

Präsident \Volters: 

Meine Damen und Herren! Die 75. Sitzung des Land­
tages von Rheinland-Pfalz ist eröffnet. Die Beisit-.o:er 
der heutigen Sitzung sind die Frau Abgeordnete Her­
mans-Hilleshelm und die Frau Abgeordnete Seppi. Die 
Rednerliste führt Frau Abgeordnete Hermans-Hilles­
heim. Entschuldigt für die heutige Sitzung infolge Er­
krankung sind die Herren Abgeordneten Mieden, Hül­
ser, Dr. Fincli:: und Sommerey. 

Die Tagesordnung wurde bereits in der letzten Sit­
:rnng aufgestellt; wir haben Ihnen noch eine Ergän­
zung zur Tagesordnung übermittelt. Erhebt 3ich gegen 
die Tagesordnung Widerspruch? - Ich stellte fest, daß 
das nicht der Fall ist. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung darf ich ·darauf 
hinweisen, daß wegen Teilnahme an dem Bundespar­
teitag der FDP eine Reihe von Abgeordneten der !'DP 
und auch der Herr Finanzminister am Donnerstagnach­
mittag abreisen müssen. Wir müssen also versuchen, 
die Tagesordnung so abzuwickeln, daß wir am Don­
nerstagnachmittag fertig sind. Ich darf darwu alie 
Sprecher der Fraktionen bitten, gegenseitig Rücksicht 
zu nehmen. Der Ältestenrat hat das Präsidium heaui­
trngt, den in der Mitteilung an die Abgeordneten vom 
14. März vorgesehenen Ablauf der Tagesordnung ein­
zuhalten, so daß es vermutlich notwendig sein wird, 
bis in die späteren Abendstunden- zu tagen. 

Wir beginnen heute mit dem 
Einzelplan 02 

- Ministerprisident und Staatsltanzlci -. 

Ich erteile zunächst dem Herrn Berichterstatter des 
Haushalts- und Finanzausschusses, Herrn Abgeordne-
ten Schmidt, das Wort. · 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Hei:rent Der 
Haushalt des Ministerpräsidenten und der Staatskanz­
lel umfaßt außer diesen beiden Hauptdienststellen des 
Landes auch noch die Vertretung des Lande.; beim 
Bund, das Oberverwaltungsgericht und den Verfas­
sungsgerichtshof, Bezirksverwaltungsgericht, Landes­
archiv, die Hochschule für :Verwaltungswissenschaften 
und das Statistische Landesamt. Die Gesamteinnah­
men dieser Dienststellen sind auf runq 387 000 DM 
veranschla§}t. Die Gesamtausgaben waren veranschlagt 
auf 5 233 000 DM; mithin ergibt sich ein Zuschußbe­
darf von 4 845 900 DM. Der Haushalts- und l<'inanzaus­
::chuß hat zu ·dem vorgelegten Gesamtplan noch einige 
Abänderungsvorschläge beschlossen. Der Titel 306 des 
Ihnen vorliegenden Einzelplans ist von 120 000 ~uf 

200 000 DM erhöht worden; er ist für die Förderung 
der demokratischen Aufbauarbeit gedacht. Die Einzel­
ansätze bei diesem Titel 306 sind folgendermaßen ge­
ändert worden. Es entfallen. auf: 1. Ring politischer 
Jugend statt bisher 50 000 jetzt 70 000 DM; 2. - neu 
eingesetzt - Bürgerkundlicher Arbeitskreis 50 000 DM 
und 3. sonstige Förderungsmaßnahmen stiitt bisher 
70 000 DM SO 000 DM. 

Der Haushalts- und Finanzausschuß glaubte, gerade 
durch Hebung dieser Voranschläge in erhöhtem Um­
fange einen Beitrag für die wichtigen demokratischen 
Arbeiten, besonders für unsere Jugend vorschlagen zu 
müssen. 

Wir empfehlen Ihnen diese Veränderungen zur An­
. nahme. Lassen Sie mich aber noch einige grundsätz-

liche Bemerkungen machen als Berichterstalter zu die-
, 1 sem ersten: Haushaltsplan. Wir haben 5!eich hei Be­
l . ginn der Haushaltsberatungen uns mit der Problema­
i tik von Haushaltsberatungen kurz vor neuen Land-

l, tagswahlen beschäftigt. Um allen möglichen Schwie-

1

, rigkeiten, die sich aus dieser Tatsache, besonders auf 
dem Gebiete der Personal-Dispositionen ergeben könn-
ten, zu begegnen, faßte der Haushalts- und E'inanzaus­
schuß von vornherein den Beschluß, daß auf Einzel­
anträge bezüglich Stellenve,ränderungen und Stellen­
hebungen seitens der Mitglieder des Haushalts- und 
Finanzausschusses grundsätzlich verzichtet werden 
sollte. Dieser Beschluß konnte von uns um Sl'.l leichter 
gefaßt werden, als die Landesregierung Llns bf.!kannt- · 
gab, daß im nächsten Herbst die große Besoldungs­
reform ol:)nehin zu erwarten sei, und wir glaubten, 
daß dann alle Eim:elwünsche, die jetzt ein7.elnen Ab­
geordneten vorgetragen wurden, bis zu diesem Termin 
·nuch· hinaffiigeschoben werden könnten. 

Ich glaube, als Berlchterstatter feststeHen zu müs­
sen, daß dieser Beschluß des Haushalts- tmd Finanz­
ausschusses unter Beweis stellt, daß der Haushalt.s­
und Finanzaussehuß trotz bevorstehender Wahlen sich 
nur von strenget Sachlichkeit bei seinen Beratungen 
hat leiten lasse!1-. 

(Brav<?! bei der CDU.) 

Präsident ·wolters: 

Ich danke 'fü~m Herrn Berichterstatter für seine Be­
richterstattung, Zunikh~t hat das Wort der Herr Mini­
sterpr~sident. 

l\finisterpaäsidcni · Altmeicr: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich be­
absichtige nicht, zu den Positionen des Etats des Mini­
sterprfisidenten und der Staatskanzlei im e inzelneu 
StE>Hung zu ·n-eh·men, zumal hier wesentliche Änderun­
gen gegenüber dem vergangenen Jahre nicht eingetre­
ten sind. Vlir waren in unserem Hause immer der Auf­
fassung, · der'-.staatsv'erwalt.ung in bezug auf Spar­
samkeit mit gutem Beispiel vorangehen zu müssen. 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 

W.cnn ich gl~ichwohl ;rnr Einleitung der zweiten Le­
sung den ·Herrn Pr äsidenten um das Wort gebeten 
habe; so · d-eshalb, weil mir bei der Behandlung des 

· .:+..fndese~ats . ei,nige . Beµlerkungen angebracht erschei­
n en. die das Verhältnis Bund und Länder betreffen 
und Grundsätze berüh1·en, die die politische Situation 
über die reinen Zahlen hinaus angehen. 

Meine Damen und Herren! Der Etat ist ein Spiel mit 
vielen Zahlen; aber diese Zahlen bedeuten zugleich 
Grundsätze und Verpflichtungen, Wollen und Voll­
bripgen. Sie schaffen die Voraussetzungen für das 
Leben im Volke überhaupt, gleich, ob es sich hierbei 

. um die wirtschaftliche Entwicklung des einzelnen wie 
des Ganzen handelt, oder um die soziale Verpflichtung 
gegenüber dem großen Heer derer, die durch Krieg 
und Zusammenbruch unserer sozialen Hilfsbereitschaft 
und Hilfe bedürfen; um die kulturellen Güter für 
Jugend und Volk oder um die vielen Notwendigkeiten, 
mit denen wü· uns im Laufe der Behandlung der ein­
zelnen Etats ja noch. zu beschäftigen haben werden. 

Diese Beschäftigung mit dem Zahlenspiel des Etats 
ist daher, wie ich es früher einmal an dieser Stelle 
aussprechen durfte, zugleich ein Wandern durch die 
Nöte upd die Erfordernisse unserer Zeit, ist die poli­
tische Aufgabe schlechthin, getragen von der Verant-
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wortung, die dem Parlament und der Regierung auf-
gegeben sind. , 

Es ist bei der ersten Lesung des Haushaltsgesetzes -
ich glaube von dem Herrn Abgeordneten König - ge­
sagt worden, daß Rheinland-Pfalz „einfach keinen Ver­
gleich mit anderen Ländern verträgt". Gemeint war 
hiennit die Steuerkraft und die Finanzkraft des Lan­
des, dem durch diese Feststellung die Leistungskraft 
bestritten werden sollte, wozu dann aber auch Zah­
len aus anderen Ländern zitiert, also doch wieder 
Vergleiche angestellt worden sind, Vergleiche, meine 
Damen und Herren, die sehr interessant sind - immer 
wieder -, bei deren Gegenüberstellung es :freilich auch 
auf den Zeitpunkt ankommt, aus dem sie stammen, 
denn wer von uns möchte bestreiten, daß wir in Rhein­
land-Pfalz - oder noch besser und klarer ausgedrückt, 
in der ehemaligen französischen Zone - itunächst 
schwer nachhinkten, weil wir in d~ Aufstieg nach 
der Währung durch die Abschlleßung von der dama­
ligen Bi-Zone - auch ein heute längst vergessenes 
Wort - zunächst, das heißt bis zur Begründung der 
Bundesrepublik, behindert waren, was zweifellos vie­
len Wirtschaftszweigen unseres Landes damals in dem 
Anschluß an das gesamte neue Wirtschaftsgeschehen 
zum Nachteil gereichte. Aber die EntwicklWlg ist ja 
nicht stehengeblieben. Sie hat auch in der Wirtschaft 
unseres Landes einen damals sicherlich von uns allen 
nicht geahnten Aufstieg genommen, deren Folgen zum 
Guten jedem einzelnen in der Schaffung neuer Arbeits­
plätze, in dem Wiederaufbau unserer Gemeinden zu­
te'n wurden. Bei der Gegenüberstellung der Einkom­
men- und Körperschartsteuer auf den Kopf der Be­
völkerung rangierten 1953 von den vier sogenannten 
finanzschwachen Ländern Niedersachsen an der Spitze, 
Bayern an zweitei:·, Rheinland-Pfalz nur noch an drit­
ter und Schleswig-Holstein an vierter Stelle. Das sind 
die Zahlen aus dem Jahre 1953; im ersten Halbjahr 
1954 hat sich dagegen Rheinland-Pfalz bei dieser Ge­
genüberstellung der Elnkommen- und Körperschaft­
i;teuer von diesen vier flnanzschwachen Ländern an die 
Spitze gesetzt.. Als zweites folgt Bayern, als drittes 
Niedersachsen und am Schluß steht wiederum Schles­
wig-Holstein. 

Das gleiche gilt auch für die Entwicklung der Um­
satzsteuer, die allerdings vom Bund kassiert wird, an­
dererseits aber sicherlich einen guten Gradmesser für 
die Wlrtscha!tskra!t des Landes und gleichzeitig jeden 
einzelnen Bürgers darstellt. Auch hier rangierte Rhein­
land-Pfa1z unter den genannten viel"' Ländern im Jahre 
19:53 mit 129 DM an drlt~ Stelle, während es im 
ersten Halbjahr 1954 mit 73,50 DM gleichfalls an die 
erste Stelle ,aufrückte. 

Um noch eine weitere Zahl zu nennen, darf ich fest­
stellen, daß die Aufwendungen des Landes für den 
Straßenbau, die ja von jeher im besonderen Kreuz­
feuer der Kritik gestanden haben, sich durchaus neben 
den Leistungen anderer Länder sehen lassen können. 
Schon 1952 hat Rheinland-Pfalz nämlich pro Kopf sei­
ner Bevölkerung filr die Landstraßen erster Ordnung 
7,27 DM aufgewandt gegen!iber dem nädistfolgenden 
Land Baden-Württemberg mit 6,47 DM. 

Meine Damen und Herren! Durch das bisher Gesagte 
!st der BegriU der i'inan.zstarken und der .finaru.­
sch wachen Länder angesprochen; ein Begriff, den es in 
Deutschland immer gegeben hat und entsprechend 
seiner Struktur auch in aller Zukunft geben wird. Er 
wird geprägt von der Landschaft und vor allem da­
von, ob in dem betreffenden Land die industrielle 
oder aber die Agrarwirtschaft überwiegt. Diesem Tat­
bestand sucht der Länderfinanzausgleich Rechnung z.u 
tragen. Er ist - wohlgemerkt - eine Aktion der I,iin-

1.1 1 ' ' 

der untereinander, die durch ein Bundesgesetz festge­
legt wird, wobei diese Länder einen Finanzausgleich 
unter sich schaffen, also ohne die Finanzen des Bun­
des, und zwar durch Gegenüberstellung von Sl.euer­
kraftmeßzahl und Ausgleichszahl unter Berücksich­
tigung der Einwohnerzahl, des Realsteuereinkommens 
der Gemeinden sowie bestimmter Sonderbelastungen 

1 · und Sonderleistungen.. Nach den neuesten Verhand­
lungen im VermitUungsausschuß sind dabei jene Län­
der ausglelchsberechtigt, deren Steuerkraftmeßzahl im 
Ausgleichsjahr 95 v. H. ihrer Ausgleich.meßzahl nicht 
erre1cb.t. 

Ich glaube, wir alle müssen zugeben, daß in der 
bisherigen Entwicklung des Länder!inanzausgieiches 
durch die Erhöhung der Finanzmasse und durch diese 
FesUegung der 95prozentigen Angleichung wesentlich 
dazu beigetragen wurde, die Begriffe „steuerstark" und 
„steuerschwach" auszugleichen, denn ein Hundertsatz 
von 95 · dürfte eine solche Gleichstellung der Länder 
hinsichtlich ihrer Leistungen wesentlich begünstigen. 
Meine Damen und Herren, ich sage das deshalb, weil 
an dieser Stelle gelegentlich der Beratungen in der 
ersten Lesung bezweifelt wuroe, ob die im Etat ein­
gesetzte Summe von rund 65 Millionen DM Ein­
nahmen aus dem Länderfinanzausgleich wohl auf­
recht erhalten werden könnte. Es klang damals aus 
den Ausführungen des Herrn Kollegen König so durch, 
als wenn man hier eine zweifelhafte Summe lediglich 
deshalb eingesetzt habe, um einen besseren oder gün­
stigeren Ausgleich des Etats zu schaffen. Lassen Sie 
mich nach den jüngsten Verhandlungen aussprechen, 
daß solche Bedenken absolut unbegründet sind. Der 
neueste Stand des Länderausgleichsgeset2es hat in der 
vorigen Woche zu einer Einigung im Vermittlungsaus­
schuß geführt, und dieses Ergebnis wird in der Sit­
zung des Bundestages am 24. März - also in diesel' 
Woche - sowie in der Sitzung des Bundesrates am 
1. April - wie man als sicher annehmen kann - einen 
endgültigen Abschluß dieser monatelangen Verhand­
lungen über den Länderfinanzausgleich herbeiführen. 

Die nunmehr .festgelegte Finanzausgleichsmasse, die 
von den finanzstarken Ländern in den Topf einge­
bracht wird, beträgt 438 Millionen DM. Sie hat einl! 
ganz wesentliche Erhöhung gegenüber dem bisherigen 
Zustand gefunden, und sie hat dazu geführt, daß auf 
Grund der Komponenten, die für die Ausrechnung 
maßgebend sind und die auf Steuerschätzungen be­
ruhen, die Summe für Rheinland-Pfalz von 65 sogar 
auf 75 Millionen DM erhöht weroen konnte, während 
die Ausgleichssumme für Niedersachsen 123 Millionen, 
für Schleswig-Holstein sogar 181 Millionen und für 
Bayern 55 Millionen vorsieht. Selbstverständlich han­
delt es sich hier nach der ganzen Struktur dieses Län­
derausgleichsgesetzes um Steuerschätzungen, auf denen 
zunächst einmal die Berechnungen aufbauen müssen, 
wobei dann nach Abschluß des jeweiligen Rechnungs­
jahres die Gesamtsteuersumme für die endgültige Er­
rechnung in das nächste Jahr hinein von Jahr zu Jahr 
maßgebend ist. 

Aber ich meine, das könnte für uns kein Grund zu 
einer pessimistischen Beurteilung dieser Zahl sein, die 
wir - wohlgemerkt in der alten Höhe - in den Etat 
eingesetzt haben. Ich darf in diesem Zusammenhang 
vielleicht auch noch folgendes sagen. Ich glaube, es 

· wäre für uns alle nichts wünschenswerter als eine Ent­
wicklung in Rheinland-Pfalz, die durch ein weiteres 
Ansteigen der eigenen Steuerkraft die Leistung aus 
dem Länderfinanzausgleich herabmindem würde; denn 
dadurch bekäme das Land ja schon zuvor durch sein 
eigenes Mehrsteueraufkommen jene Summe, die ihm 
aus dem Länderfinanzausgleich für die Erfüllung sei-

,o · __ • 
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ner Aufgaben zusteht. Es brauchte also in diesem 
Falle nichts mehr „ausgeglichen" zu werden, ein Zu­
stand - das möchte ich hier als meine.Meinung offen 
aussprechen -, der mir natürlich weit lieber wiire als 
jener andere eines Länderfinanzausgleiches. 

Ich darf in diesem Zusammenhang, meine Damen 
und Herren, auch ein Wort sagen über den deo:ei­
tigen Stand der Finanzreform, denn sie spielt ja -
wenn auch die Gesetzgebung auf der Bundesebene er­
folgt - mitten in die Landesfinanzverwaltung und die 
Landesgesetzgebung hinein und bildet infolgedessen 
gerade für die Etatberatung eine wichtige Grundlage. 
Ein Wort vor allen Dingen im Blick auf die im Grund­
gesetz vorgesehene und anderweitige Steuerverteilung 
im S inne einer Änderung der Grundgesetzartikel 106 
und 107. Sie wissen, meine Damen und Herren, daß die 
Länder im Bundesrat im Dezember des vergangenen 
Jahres das damalige Finanzreformgesetz abgelehnt ha­
ben, wogegen die Bundesregierung dann den Vermitt­
lungsausschuß angerufen hat. Dieses Finanzreformge­
setz mußte damals scheitern, weil ein zu starker Zug 
zu einem Bundesfinanzzentralismus zweifellos die In­
teressen der Länder weitgehend übersah und infolge­
dessen eine Gefahr für die weitere Entwicklung un­
serer Länderhaushalte geworden wäre. Das betraf vor 
allem auch die Einkommen- und Körperschaftsteuer, 
die als eine echte Ländersteuer in Frage gestellt wer­
den sollte zugunsten des Begriffes einer gemeinsamen 
Steuer für Bund und Länder. Es betra.f auch verschie­
dene andere Ländersteuern, die auf den Bund über­
gehen sollten, ohne daß zuvor eine Garantie für einen 
entsprechend herabgesetzten Anteil des Bundes an der 
Einkommen"- und Körperschaftsteuer gegeben worden 
wäre. 

Nun haben Sie sic..11.erlich aus der Presse ersehen, daß 
der Vermittlungsausschuß und sein Unterausschuß in 
den letzten drei Monaten anerkennenswerte Anstren­
gungen gemacht haben, um zu einer Verständigung zu 
kommen, nachdem die Frist, die das Grundgesetz für 
die Änderung seiner Artikel 106 und 107 bewußt vor­
gesehen hatte, eine zweite Verlängerung bis zum 31. 
Dezember 1955 erfahren hat. 

Es liegen auch in der Zwischenzeit Ergebnisse rles 
Vermittlungsausschusses vor, die aber sicherlich noch 
zu sehr ernsten Au:::einandersetzungen zwischen Bund 
und Ländern bzw. Bundestag und Bundesrat führei1 
werden, weil auch diese neuen Vermittlungsvorschläge 
nach unserer Auffassung - man kann sagen, nach der 
Auffassung der Mehrheit der Länder - den lebensnot­
wendigen Belangen der Llinder nicht die gebührende 
Rel•hnung tragen. Sicherlich bilden die Etats von Bund 
und Ländern in Verbindung mit denen der Gemeinden 
schließlich und zuletzt eine Einheit. Aber andererseits 
liegen die Aufgaben der Länder fest. Niemand nimmt 
ihnen Aufgaben ab. Neue Aufgaben kommen vom 
Bunde her Tag für Tag auf uns zu. Ich meine, es geht 
ja nicht an, daß man, wie es kürzlich in einer Be­
sprechung in Bonn gesagt wurde, von den Ländern 
einen erhöhten Bundesanteil schon deshalb erwarten 
mi.\ßte, weil der Bund nach dem Grundgesetz verpflich­
tet sei, seinen Etat w.iszug1eichen. währ~nd solche Ver­
pfiicht.ungen in den Länderverfassungen nicht enthal­
ten seien. 

Eine ~olche, die Länderetats auf die Dauer auf den 
Kopf stellende These wird von allen Ländern abge­
lehnt. Nun wissen Sie, meine Damen und Herren -
deshalb sei auch darüber ein offenes Wort gesproch•"n 
-. daß gerade diese Auseinandersetzungen wegen Fi­
nanzreform und Finanzanpassungsgesetz im Vel'laufe 
der letzten Monate zu weitgehenden Meinungsverschie­
denheiten führten, die im Bundestag bei verschiedenen 

Gelegenheiten bedauerliche Bemerkungen, um nicht 
schärfer ;zu werden, gegenüber dem Bundesrat hervor­
riefen. 

Ich dart Ihnen vielleicht einige Bemerkungen zitie­
ren. Man sprach im Bundestag vom Bundesrat als dem 
„Bürokratenfödera!ismus", ein anderer Redner von 
dem „Möchte-gern-Konkurrenten des Bundesrats ge­
genüber dem Bundestag"; man sprach von dem Bun­
desrat, den man, wie ein Abgeordneter sehr bissig be­
merkte, mit einem ,,Verein zur Wahrung der Interes­
sen der Bleistiftfabrikanten" vergleichen müßte, und 
sprach sChließlich auch - das ist s~hr beachtlich - von 
der „Brüskieru~ des Bundestages durch den Bundes­
rat", \VÖOei die Ablehnung der Finanzrefo1m als eine 
solche „B1iiskierung" bezeichnet wurde, ehe - so fügte 
der Redner damals wörtlich hinzu - „er nicht für mög­
lich gehalt;en hätte". 

Nun meine ich, meine Damen imd Herren, es kann 
1 • ni~n;i~ ~in~ Brü.$kierung des einen Hauses sein , w~nn 
1 das andere Haus in der Wahrung und Ausübung der 

ihm übertragenen Pflichten von seinem im Grundge­
setz verankerten Recht Gebrauch macht. 

{Abg. Dr. Boden : Sehr richtig! ) 

Dazu gehört zum Beispiel die Ablehnung eines Zu­
stimmungsgesetz.es, wovon der Bundesrat bei dieser 
Finanzreform Gebrauch gemacht hat - übrigens wäh­
rend der 6 ,Jahre d~a 'Bestehens des Bundesrates erst 
dreimal~ und wovon er bei der Finanzreform aber aus 
den eben dargelegten Gründen Gebrauch machen mußte, 
weil diese in der damaligen Fot·m dit'! Lebensnotwen­
digkeiten der Länder außer Betracht ließ. 

Ich habe Ihnen nur eine kleine Blütenlese von Aus­
führungen im Bundestag gebracht. Man könnte sie be­
liebig vermehren. Es gab Aussprüche von allen Pat"tei­
vertreiem, die sich bei äer Behandlung die:;er Finanz­
gesetze m!:!!St in einer sonst seltenen übereinstimmttng 
befanden - auch Im Vermittlungsausschuß -, was ande­
rerseits dii" Länder. alle zusammen, ganz von selbst 
auch zu~Rmmengeschweißt hat. wobei diese aber zu 
keinem Augenblick verges.sen möchten und ai1ch ni~ht 
verges;:en haben. daß der Bundesrat nach Artikel 'lO 
des Grundgesetzes boi der Gesetzgebung und Verwal­
tung des Bundes mitwirkt, dadurch also ein echtes 
Bundesorgan ist, einerseits mit den Rechten der Wah­
rung der Länderinteressen, andererseits m it den Pflich­
ten, die das Grundgesetz jedem seiner Bundesorgane 
zuweist. Ich glaube sagen zu. dürfen, daß der Bunde~­
rat in seiner .bisherigen Arbeit stets bewiesen hat, daß 
es ihm nlcht darauf ankommt, eigensüchtige Länder­
interessen im Strei t der Länder untereinander oder im 
Streit der Länder mit dem Rund durchzusetzen. Er war 
vielmehr stets bereit, ein echtes Verhältnis zwischen 
Bund U.Üd Ländern zu schaffen; d:i.s heißt, dem Bunde 
zu geben, was er zur Erfüllung seiner Bundesaufgaben 
braucht, WQb.ei. aber die Wahrung der Länderinteressen 
in eine „eicht~ Synthese zu bringen ist mit der Sicht der 
Dinge vom Bunde her. 

Meine Damen und Herren 1 Bei den geschichtlichen 
Voraussetzungen Deutschlands ist der bundesstaatliche 
Aufbau nä.ch meiner Meinung die stärkste Sicherun.~ 
zugleich für F1·eiheit und Recht, weU er nämlich von 
unten aufbauend jedem eigenständigen Lebenskreis 
so viel Raum läßt, wie dieser zur Erfüllung seiner 
Aufgaben braucht, während andt>rerseits der höheN 
Leb.ensk:reis die Aufgabe zu übernehmen hat, die der 
kleinere .nicht zu bewältigen vermag. Diese Prinzipien 
gai::anliere.n nach meiner Auffassung äen geordneten 
Rechtsstaat und in seiner Ordnung zugleich die Einheit 
in ·all ihrer Vielgestaltigkeit. Dabei ist es zweifellos 
den Ländern aufgegeben, in ihren eigenen Bereichen 
überall dort auf Vereinheitlkhtmgen hinzuwirken, wo 
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diese notwendig sind, wie dies die kürzliche Konferenz 
der Ministerpräsidenten auf dem Gebiet der Schule, 
getragen von der Verantwortung der Kulturhoheit der 
Länder, praktiziert hat. Mit Recht hat Ministerpräsi­
dent Arnold von Nordrhein-Westfalen bei dieser Ge­
legenheit in Düsseldorf darau! hingewiesen, daß es die 
Länder waren, die die Voraussetzungen für die Bildung 
der Bundesrepublik geschaffen hnben, und daß das 
Verhältnis von Bund und Ländern nach dem Grund­
gesetz nicht auf Gegensätzlichkeiten, sonC.ern auf Mit­
wirkung und Zusammenarbeit begründet . sein muß. 
"Es seien", so sagte er auf der Düsseldorfer Konferenz 
wörtlich, „die Länder, die die Bundesgesetze ausfüh­
ren, und zwar durchweg als eigene Angelegenheit, d. h. 
sie tl.'agen hierfür d ie Veranh\•ortung und ernten Ta­
del, wenn das nicht in zweckmäßiger und einwand­
freier Welse geschieht." Deshalb sind andererseits die 
Länder alle an der Gestaltung und Vereinfachung der 
Bundesgesetzgebung auch weitgehend interessiert. De~­
halb hat ihnen Q.as Grundgesetz mit Absicht ihre Mit­
wirkung bei der Bundesgesetzgebung und bei der Bun­
desverwaltung ausdrücklich zugestanden, damit eben 
die Länder Gelegenheit bekommen, eine lebensnahe 
Gesetzgebung im Bunde praktikabel, auch für die Aus­
führung in den Ländern, zu gestalten. 

Ich habe eben schon von dem viel erhobenen Vor­
wurf gegen die „Länderblirokraten" gesprochen. Der 
Bundesrat sei - so habe ich dieser Tage gelesen - \ier 
.,Tummelplatz der Länderbürokratie". 

Vielleicht darf gerechterweise dazu von dieser Stelle 
aus einmal folgendes gesagt werden. 

Die Mitarbeit der Länder im Bundesrat hat sich nach 
meiner festen Überzeugung und nach dem Erlebten 
bisher, im ganzen gesehen, sicherlich nicht zum Scha­
den, sondern sehr zum Nutzen der Qualität der Bun­
desgesetze ausgewirkt Das ist ein ganz natürlicher 
Vorgang. Denn der typische Ablauf der Dinge is t doch 
so, daß die Gesetzesvorlagen der Bundesregierung 
durch den F!Iter des Bundesrates - wenn ich mich 
einmal so ausdrücken darf - laufen, bevor sie an den 
Bundestag herangetragen werden; und in diesem Fil­
ter können die Länder ihre Erfahrungen bei dem soge­
nannten „ersten Durchgang" beisteuern; Erfahrungen, 
die sie gewissermaßen an der Front der Verwaltung 
in der Praxis des täglichen Lebens gemacht haben. Es 
ist ganz natürlich, daß sich eine solche Synthese von 
Theorie und Praxis nur zum Vorteil der Gesetze aus<­
gewirkt hat. Deshalb möchte ich bei einer Gelegenheit 
wie der heutigen gewissermaßen eine Art von Ehren­
rettung fü:r die vtelgelästerte Ministerialbürokratie 
vornehmen. Ihr Wirken steht ja nun einmal in einer 
Art spannunggeladenen, .aber eben deshalb zugleich 
a uch fruchtbaren Polarität zur legislativen Tätigkeit 
des Parlaments, und ihr Mitwirken in den Ausschüs­
i;en des Bundesrates hat gewiß viel dazu beigetragen, 
die Verwaltungserfahrungen des praktischen Lebens 
in den Ländern !ür die Bundesgesetzgebung nutzbar 
zu machen. Dabei kommt es selbstverständlich auch 
darau! an, die besonderen regionalen Anliegen immer 
wieder anzubringen. Ich denke hier, meine Damen und 
Herren, an unsere besonderen Aufgaben in unserem 
westlichen Grenzland. Denn wir alle wissen ja aus 
eigenster Anschauung, daß hier besondere Notlagen 
gegeben waren und gegeben sind, «)le im letzten nicht 
in einem besonderen regionalen Schicksal dieses Rau­
mes und unseres Landes, sondern im Gesamtschicksal 
des deutschen Volkes wurzeln. 

Wie wir stets darauf hingewiesen haben, daß näm­
lich diese Anliegen auch deshalb die Hilfe des Bundes 
recht.fertigen und fordern, so haben wir auch immer 
in unserer Mitwirkung an der · Bundesgesetzgebung 

'J ~ '\„ , ~ • . · „ .• . 

darauf geachtet, die berechtigten Interessen dieses 
schwergeprüften Raumes zu wahren. Ich erwähne hier 
nur aus der allerjUngsten Vergangenheit die Anträge 
unseres Landes wegen der Gtltemahverkehrszonenrege­
lung im Entwurf des Straßenentlastungsgesetzes oder 
etwa die gleichfalls auf unseren Antrag in das Gesetz 
gekommenen erweiterten Investitionsmöglichkeiten im 
ERP-Wirtschaftsplan-Gesetz für das Jahr 1954, Bei­
spiele, d ie beliebig vermehrt werden könnten und die 
das grundsätzliche Wollen in dieser Richtung deutlich 
machen. 

Diese besondere Mitwirkung gilt über die Bundes­
gesetzgebung hinaus auch fUr den Bereich der Ver­
waltung des Bundes, wobei auf dessen verschiedene 
Mithll!en, vor allem in den Bereichen von Landwirt­
schaft, Wirtschaft und Kultur nur hingewiesen werden 
soll mit der Feststellung, daß sie zusammen mit der 
finanziellen und mit der Verwaltungsleistung des Lan­
des mit dazu beigetragen haben, unserem Grenzlande 
ungeachtet aller noch übrig gebliebenen Aufgaben in 
diesen wenigen Jahren ein neues Gesicht zu geben. 

Meine Damen und Herren! Damit kehre ich von der 
Mitwirkung im Bundesrat, von der Zusammenarbeit 
:zwischen Bund und Ländern, wieder zurück zu den 
Aufgaben im Lande selbst, wie sie uns ge rade bei der 
Etatverabschiedung in allen Zahlen - ich sagte es eben 
schon - vor der Seele stehen. Ich habe eingangs davon 
gesprochen, daß Haushaltsführung und das Progranun 
von Parlament und Regierung wie zwei Seiten ein 
und derselben Medaille sind. Dabei ist zunächst fest­
zustellen, daß der Etat des laufenden Rechnungsjahres 
1954 in jeder Hinsicht in allen seinen Teilen bisher 
fristgerecht erfüllt worden ist . Wer die Vierteljahres­
berichte der Landesflnanzverwaltun1: mit einiger Auf­
merksamkeit verfolgt hat, wird mir bestätigen, daß 
äas Land seinen haushaltsmäßigen Verpflichtungen 
korrekt und pünktlich nachgekommen ist. 

In der Kritik der Opposition an der Eta trede meines 
Kollegen Dr. Nowack ist in der ersten Lesung der - so 
hieß es wörtlich - „temperierte Optimismus" in Zwei­
fel gestellt worden. Ich weiß nicht, meine Damen und 
Herren, woher man die Berechtigung dazu ableitet. 
Lassen Sie mich nur auf eines h inweisen. 

Im Etat 1954 is t das Gesamtaufkommen an Landes­
steuern mit rund 629 Millionen DM veranschlagt. FUr 
die jetzt übersehbaren elf Monate des Rechnungsjahr es 
ist bereits ein Aufkommen von 576 Millionen DM zu 
verzeichnen, und dies trotz der seit dem 1. Januar ein­
getretenen nicht unerheblichen Tarifsenkung durch die 
Steuerreform. Wenn ich nun davon ausgehe, daß das 
Aufkommen im März 1955 sich etwa im Rahmen des­
sen von 1954 bewegen wird - der Verlauf des ersten 
halben Monats hat dieser Auffassung recht gegeben; 
es waren damals, im März 1954, für den ganzen Monat 
72 Millionen DM-. dann läßt sich schon jetzt einwand­
frei fe$tstellen, daß der Haushaltsansatz der Landes­
steuern von 629 Millionen DM nicht nur erreicht, son­
dern überschritten wird. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Bravo!) 

Auf die inzwischen zu verzeichnende beachtliche 
Steigerung der Umsatzsteuer b in ich bereits eingegan­
gen. 

Alles zusammen, meine Damen und Herren, läßt die 
Feststellung zu, daß der „wohltemperierte Optimis­
mus" durchaus am Platze war und am Platze ist, und 
daß für die Zukunft keine Veranlassung für einen 
Pessimismus - wenn wir von einem betonten Zweck­
pessimismus absehen '- besteht. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der CDU.) 

• „, 1 
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Meine Damen und Herren! Wenn wir das Rech­
nungsjahr 1954 zumindest mit einer ausgeglichenen 
Rechnung abschließen können - es gibt daran keinen 
Zweifel, wobei gleichzeitig festzustellen bleibt, daß 
auch die Haushaltsdefizite der Vorjahre restlos getilgt 
sind -, dann ist dies nach meiner Meinung eine Reali­
tät, die niemand bestreiten kann und die zu guten 
Hoffnungen auch für das neue Rechnungsjahi- 1955 
berechtigt. Das scheint mir übrigens auch - verzeihen 
Sie diese FeststeJlung! - die Auffassung des Haus­
halts- und Finanzausschusses gewesen zu ein, der, wie 
ich aus den Verhandlungsberichten gelesen habe, durch 
die Erhöhung von Leistungen zugleich ja auch eine 
Erhöhung der Steueransätze über die von dei- Regie'­
rung vorgeschlagenE:n Ansätze hinaus vorgenon-.men 
hat. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig!) 

Meine Damen und Herren! Wer möchte bestreiten, 
daß die Aufgaben des Staates heute andere und schwe-
1·er geworden sind als etwa zu den Zeiten unserei:­
Großväter, die ihr Staatsideal damals noch darin sa­
hen, darauf hinzuarbeiten, von diesem Staat mög­
lichst in Ruhe gelassen zu werden. Der Staat hatte da­
mals allenfalls die Aufgabe, dann einzugreüen, wenn 
seine öffentliche Ordnung gestört war. Aber wie hat 
sich dies alles in den letr.ten 40 Jahren nach zwei Krie­
gen, nach zwei Zusammenbrüchen, nach diesen Jahr­
zehnten so großer Not und Entbehrungen .und Ve-r:­
pfüchtungen grundsätzlich gewandelt! 

Der Staat ist heute nicht nur die Ordnungsgewalt, 
sondern er ist vor allen Dingen der Träger so vieler 
Leistungen, die von dem einzelnen Staatsbürger er­
wartet werden. Natürlich sind mit diesen neuen Staats­
aufgaben dann auch die Staatsausgaben gewachsen, 
und seine Verwaltung ist notwendigerweise größer .ge­
worden. 

Ich glaube, das muß man sich immer wieder vor Au­
gen halten, und es muß immer wieder gesagt werden, 
wenn man den eigentlichen staatlichen Verwaltungs­
apparat einer Kritik unterzieht. Es wurde bereits frü­
her hier in diesem Hause festgestellt, daß Rheinland­
Pfalz mit seinen 40 v. H. Aufwendungen für seine Ver­
waltung sich etwa auf der Höhe von Nordrhein-West­
falen bewegt, da seinerseits sicherlich manche günsti­
gere Voraussefa:ung durch seine Großstädte hat als un­
ser Land mit seinen zahlreichen kleinen Gemeinden. 
Die Aufwendungen für die Verwaltung halten sich da­
her auch bei uns im Rahmen des Erträglichen; und 
hier dürfen wir :für uns in Anspruch nehmen, bei dem 
eigentlichen Verwaltungsaufbau immer vorsichtig vor­
gegangen zu sein, wohei vor allem bei den neuen Auf­
gaben, die dem Staate zugewiesen wurden. immer sehr 
sorgfältig geprüft wurde, welche Pet'Sonal- und Sach­
aufwendungen dafür erforderlich v•urden. 

Nun gestatten Sie mir zum Schluß, meine Damen 
und Herren, beim Etat des Ministerpräsidenten in be­
zug auf die Landesgesetzgebung noch die Feststellung. 
daß Sie, meine Damen und Herren, die Sie vier Jahre 
hindurch d ie Gesetzgebung in diesem Hohen Hause 
iiusgeübt haben, ja am besten wissen und konstatieren 
können, was die rund 120 Gesetze. die in diesen vier 
Jahren verabschiedet wurden, beinhalten. Ich glaube, 
wir dürfen ' feststellen, daß es unserer gemeinsamen 
Arbeit gelungen ist, auf großen Gebieten abschließende 
Arbeit zu leisten. Das gilt vor allen Dingen für das 
Gebiet des Polizeirechts, des KQmmunalrechts. des 
Schulrechts und - ich darf es mit einer gewissen Ein­
schränkung sagen - auch für das Gebiet des Besol­
dungsrechts, bei dem wir allerdings von der Rahmen­
gesetzgebung des Bundes abhängig sind. 

1 
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Die Regie1·ung, meine Damen und Herren, hat sich 
bei ihren Gesetzesvorlagen nie dazu verleiten lassen. 
etwa in einer ad-hoc-Gesetzgebung möglichst viele 
Matet'ien anzusprec·hen und zu bewältigen, sondern sie 
hat planmäßig und zielstrebig eine Neuordnung der­
jenigen Rechtsgebiete angestrebt, die für das saubere 
Funktionieren der Landesverwaltung notwendig wa-
1·en. Und, meine Damen und Herren, die Bewältigung 
dieser g~tzgeberischen Arbeit ist uns - so dar! ich 
wohi :;agen · - gemeinsam gelungen. 

Am Abschluß dieser Legislaturperklde 1951/55 darf 
daher die Erwa1·tung ausgesprochen werd~m , daß die 
Bevölkerung unseres Landes seinem Parlament diese 
A.rbeit dankt, und daß sie dabei auch die Mitwirkung 
der Laii~egiei:uug nicht 'vergiß t. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Schmidt von 
der Fraktion der SPD. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine D<imen und Herren! Der Herr 
Mini:;terpräsldent hat in seinen Ausführungen einlei­
tend !estgest.ellt, er beabsichtigte nicht, in seinen Aus­
führungen nui:- zu dem kaum umstrittenen Etat seiner 
Dienststelle und der der Ministerpräsidentschaft und 
det Staatskanzlei angeschlossenen Dienststellen Stel­
lung zu nehmen. Ich glaube. der Herr Ministerpräsi­
dent wird von mir als Sprecher der Opposition auch 
nicht erwarten, daß ich mich nur mit seinem Etat be­
schäftige, sondern er xechnet sidi.erlich damit, daß wil', 
ausgehend von der Bestimmung der Verfassung, daß 
der Ministerpräsident die Richtlinien der Politik be­
stimmt. auch zu der gesamtpolitischen Entwic~dung 
Stellung nehmen, die wir in den letzten vier Jahren 
zu vcrzcid111en hatten, nachdem wir heute letztmalig 
Gelegenheit nehmen können, 11uf diese Entwicklung in 
diesem Landtag hinwweisen. 

Wc!'l.n ich aber zunächst den reinen Etatvorgang nicht 
übersehe, darf ich Ihre Aufmerksamkeit auf die Druck­
sache 11/1060 lenken, in der wir nur einen einzigen Zu­
satz beantragen, nämlich, daß Bewilligungen über 1000 
D-Mark der Genehmigung des Ministerrates unterlie­
gen.. Wir wollen damit abkehren von der bisherigen 
Übung, weil wir glauben, daß es nicl:tt gut ist, wenn 
die persönlichen ".erfügungsmittel allzu groß werdep. 

Das ist nicht gut aus Gründen der Haushaltskon­
trolle. Dieser Antrag verfolgt also lediglich das Ziel, 
auch bei Vel'\'lendung dieser Mittel die KontroUmög­
~ichkeit zu verstärken. Außerdem haben wir bei Ein­
sicht in die Liste der Organisationen, die aus diesem 
Titel betreut wurden .. festgestellt, daß die Verteilung 
diesei- Mittel einen etwas allzu einseitigen Charakter 
hatte. Man hatte uns zwar gesagt, es seien keine an­
deren Anträge vorgelegt worden, aber in unserer 
Fraktion wurde berichtet, daß bereits vor einem halben 
Jahr der Chef der Staatskanzlei einen auf diesen Titel 
gerichtet.en Antrag der Gewerkschaftsjugend mit der 
Mitteilung beantwortet hätte, es stünden leider keine 
Mittel mehr zur Verfügung. Wenn dem so ist, dann 
ist eine schnelle Verdisponierung dieser .Mittel zu ver­
zeichnen gewe;:;en, vielleicht in der Annahme, man 
müsse noch andere Anträge erwarten. 

Nun einiges zu den Erklärungen des Herrn Minister­
präsidenten. Wir nehmen es Ihnen nicht übel, Herr 
Ministerpräsident, daß Sie als Chef d ieser Regierung 
und dieses Landes immer wieder versuchen, den Be­
weis dafür zu führen, daß auch auf dem finanziellen 
Gebiete di~ Existenz· dieses Landes absolut und aus-
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reichend gesichert sei. Denn mit dieser Beweisführung 
ist ja die Kardinal!rage, die in diesem Lande über­
haupt besteht, verbunden. Wenn diese Behauptung 
ohne Einschränkung richtig wäre, dann hätten wir im 
Haushalts- und Finanzausschuß nich~ den Vorgang zu 
verzeichnen, daß von einer Regierungspartei bei den 
jüngsten Beratungen der Antrag gestellt wurde, um 
den Ausgleich des Haushalts zu erreichen, sämtliche 
Mittel !ür die Wasserwirtschaft aus dem ordentlichen 
Etat in den außerordentlichen Etat hinüberzunehmen. 
Zu einem solchen Antrag kann man nur kommen, 
wenn man der Uberzeugung ist, daß die Decke, die 
man hat, einfach nicht langt, ob man nun oben oder 
unten zupft. Die Ubernahme von reinen Zuschußmit­
teln. llUS dem ordentlichen Etat in den außerordent­
lichen Etat widerspricht einem alten haushaltsrecht­
lichen Grundsatz. Es ist haushaltsrechtlicher Grund­
satz, daß Beihilfen und Zuschüsse nie in den auße.t'l-­
ordentlichen Etat hinübergenommen werden dürfen, 
und daß im außerordentlichen Etat nur die Mittel 
Platz zu finden haben, die über Darlehenswege wie­
der einen Rücklauf zu erwarten haben, oder vielleicht 
um einmalige Förderungsmittel, die ansonsten plan­
mäßig nicht erfaßbar sind. 

Aber schauen Sie sich unseren außerordentlichen 
Haushalt an. Sie werden finden, daß hier nicht nur 
dieser Posten, sondern auch eine Reihe anderer Po­
sten untergebracht sind, die darin gar nichts zu suchen 
haben. Nun frage ich Sie, Herr Ministerpräsident, ist 
das ein Beweis für die Finaru.kraft unseres Landes? 
Das ist vielmehr eine Kennzeichnung der Tatsache, daß 
wir trotz aller Bemühungen und anderer Behauptun­
gen auf dem finanziellen ~biete nie ausreichend fun­
diert sein werden. Ich will in diesem Zusammenhang 
nur auf eines hinweisen. Wenn Sie den Beweis damit 
!Uhren, wir seien in der Einkommen- und Körper­
scha rtsteuer jetzt an die Spitze der vier steuerschwa­
chen Länder gekommen, dann möchte ich dazu sagen, 
es Ist nie besonders schwer, unter vier Armen einmal 
zufällig der Reichste zu werden. 

(Beifall bei der SPD. - Ministerpräsident Alt­
meier: Herr Kollege Schmidt, ich habe das 
Gegenteil behauptet. Das muß ich feststellen. 

Lesen Sie nach, was ich gesagt habe!) 

Mein Kollege König ist nicht da. Er hat nie behaup­
tet, daß wir der Ärmste seien. Aber ich warne im 
Interesse unseres Landes jetzt besonders davor, Herr 
Ministerpräsident, so zu tun, als ob wir bereits zu den 
Reichen gehörten. 

(Abg. Dr. Boden: Das tut keiner!)' 

Diese Behauptung könnten wir sonst teuer bezahlen. 

(Abg. Dr. Boden: Der Herr Ministerpräsident 
braucht gar nicht eingehend zu erörtern, wie 

wir die 65 bzw. 75 MUlionen behande!nl) 

Gestatten Sie, daß ich dazu namens meiner Fraktion 
unsere gegenteiligen Bemerkungen vortrage. 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

Ich habe nur Feststellungen gemacht, die Sie als Vor­
s itzender des Haushalts- und Finanzausschusses wer­
den unterschreib.en müssen. 

(Abg. Hertel: Wenn Illusionen zerstört werden, 
kann man nichts daran machen!) 

Ich will Ihnen etwas anderes sagen. Würdigen wir 
doch einen Augenblick bei unserer j etziien finanziellen 
Situation, daß in unserem Lande Ausgaben dritter 
.Mächte wirksam si~d, die wir besser nicht hätten. 

(Beifall bei der SPD.) 

··:· 

- - - -------·-
Wir wären wahrscheinlich auf der anderen Seite 

reicher, wenn wir nicht mehr als eine Milliarde Be­
satzungsausgaben in unserem Lande zu verkraften 
hätten. , 

(Abg. Hertel: Und hätten weniger Kummer!) 

Diese Tatsache wirkt sich auch aus auf unsere Ein­
kommen- und Körperschaftsteuer. Das ist keine ge­
sunde Einnahmequelle, die wir hier zu verzeichnen 
haben. Das ist eine sehr zweifelhafte Einnahmequelle, 
die uns auf der anderen Seite außerordentlich krank 
macht. 

Ich will noch einen Beweis führen, daß die Beweis­
.filhrung des Herrn Ministerpräsidenten n!c.."1t ganz 
zieht. Wir haben bei der letzten Haushaltsbera­
tung eirimal die Wohnungsbaumittel genau unter die 
Lupe genommen. Wir haben bei dieser Gelegenheit 
festgestellt , daß das Land von all den Mitteln, die bis­
her in den Haushaltsansätzen enthalten waren, kaum 
einen Pfennig eingesetzt hat. Wir haben festgestellt, 
daß auch die neuen Vorschläge, die in dem Haushalts­
plan enthalten sind, von der Landesregierung gar nicht 
flüssig gemacht zu werden brauchen, weil innerhalb 
des Landes - wie es heißt - die Baukraft n icht vor­
handen sei, um diese ganzen Mittel zu verkraften. Auf 
der anderen Seite heißt es, daß wir nicht die Ver­
waltungsvoraussetzungen hätten, um die Mittel zu 
verkraften. Vom Bauwillen brauchen wir nicht zu 
reden; der ist genügend vorhanden und auch die Bau­
notwendigkeit. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wenn sich aber hier solche Schwächen ergeben, dann 
bitte ich, Herr Kollege Dr. Boden, nicht unwillig zu 
werden, wenn wir Gelegenheit nehmen, auf diese 
Dinge hinzuweisen. Das, was mein Freund König ge­
sagt hat, ist also nicht widerlegt. Im übrigen darf ich 
sagen, daß wir uns als sozialdemokratische Fraktion 

1 .nicht allein in dem sogenannten Zweckpessimismus 
befunden haben, es gab keine größeren Pessimisten im 
Laufe der Etatberatungen als den Herrn 'Finanzmini­
ster und seine Vertreter. 

(Abg. Dr. Boden: Das ist seine Pflicht!) 

- Ich danke Ihnen, Herr Kollege Dr. Boden; dann ist 
es mindestens unsere Pflicht, vor übertriebenem Opti­
mismus, der uns schaden könnte, zu warnen. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Nein! -
Beifall bei der SPD.) 

Nun noch einige B~merkungen zu dem Wechselspiel. 
im Bundesrat. Auch dazu einige grundsätzliche Fest­
stellungen. Ich' habe mir einmal sagen lassen, eine 
Familie, die in einem klein'en Wohnraum zusammen­
gepfercht sei, hätte mehr Streit untereinander als eine 
Familie, in der jeder in ein einzelnes Zimmer gehen 
und s ich a lleine durchiirgern kann. Das trifft äUch für 
die hohe Bundespolitik zu. Diese Spannungen ergeben 
sich doch aus der politischen Überorganisation im 
allzuengen Raume. Da streiten sich nun gute politische 
Köpfe in e inem einzigen Zimmer, wo sie eigentlich für 
diese staatspolitische Organisation, wie wir sie in der 
Bundesrepublik gefunden haben, mehr und größere 
Zimmer zur Verfügung haben müßten. 

Ich habe aber bei der Stellungnahme des Herrn Mi­
nisterpräsidenten zu dem Wechselspiel im Bundesrat 
heute einen einzigen Hinweis vermißt, auf den wir 
eigentlich auf Grund der Landtagssitzung vom vorigen 
Dienstag alle gewartet haben; nämlich sein Hinweis 
auf d~s Wechselspiel im Bundesrat über die Saarfrage 
fehlt heute völlig. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

.. , 
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(Schmidt) 

Ich werde darauf noch zurückkommen. Zunächst 
sind wir der Meinung, daß gerade der Hinweis des 
Herrn Ministerpräsidenten unsere Anschauung unter­
stützt, daß die politische Organisation der Deutschen 
Bundesrepublik einer Überprüfung bedarf. Sie wissen, 
daß ich zu denen gehöre, die das Prinzip des Zentra­
lismus nicht ohne jede Einschränkung vertrete, son­
dern umgekehrt, ich halte einen gesunden Föderalis­
mtts auch im deutschen Raume für vertretbar, viel­
leicht auch für nötig. 

(Bravo! bei der CDU.) 

·Aber wenn ich sage: einen gesunden, dann spreche 
ich mich immer um so schärfer gegen eine Überorga'­
nisa tion aus föderalistischem Prinzip aus, 

(Beifall bei der SPD.) 

,„·ehre ich mich immer mehr gegen eine Organisation 
der Deutschen Bundesrepublik, an der wir Deutsche 
nicht nur nicht beteiligt waren, sondern die auch im­
mer mehr offensichtlich deutschen Notwendigkeiten 
wider.spricht. 

(Abgeordnete Völker und Bögler: Sehr gut!) 

Deshalb werden wir Sozialdemokraten nicht aui­
hören, darauf zu drängen, daß die Länderfrage einer 
Revision unterzogen wird. Wenn der Artikel 29, der 
bis ?.ur Stunde noch auf französischen Widerspruch hin 
suspendiert ist, 

(Abg. Kuhn: Hört, hört!) 

in Kraft gesetzt worden ist, werden wir auch in die­
sem Lande unsere Bevölkerung bitten, sich endgültig 
zu erklären, wie sie zur Landesfrage steht. Die Ent­
scheidung dieser Bevölkerung wird für uns Sozial­
demokraten dann zunächst verpflichtend sein; aber 
wir glauben, es ist notwendig, daß die einzelnen Ge­
b ietsteile nach j"ahren. in denen sie nicht gefragt wur­
den, bei der ersten Gelegenheit, wo d ie Bevölkerung 
gefragt werden kann, auch gefragt wird,- wie sie zu 
den Dingen steht. 

<Beifall bei der SPD.) 

Diese Frage muß gestellt werden, damit der häßliche 
Streit zwischen deutschen Ländern um die Länder­
grenzen beendet wird. Es ist wirklich nicht nett, wenn 
heute die Bayern - .auf historische Ansprüche gestützt 
- ihre Pfalzanstrengungen machen und unsere Staats­
kanzlei morgen dann eine gegenteilige Beweisführung 
ver:rncht. Dabei kann man unter Umständen manch­
mal den Eindruck haben, als ob man kurz vor der 
Mobilisierung der beiderseitigen Bereitsch<Utspolizeien 
stehe. 

iAbg. Dr. Habighorst: Feuerwehr! - Heiterkeit -
Frau Abg. Dr. Gantenberg: Nicht so ernst!} 

- Ent:=:chuldigen Sie, ich habe ganz übersehen, daß der 
Wert der ·Feuerwehr vielleicht infolge der Masse auf 
cler politischen Ebene noch größer sein könnte, als der 
c"\er Polizei. 

(Fra\t Ahg. Dr. Gantenberg: W:.irkungsvollerl -
Abg. Dr. Habighorst: Dann wird gelöscht! 

Heiterkoit.) 
- Ver"'hrte Frau Kollegin! Ob wirkungsvoller weiß ictl 
nicht, wenn die :m den pfälzischen Wein geraten, wer­
den die sich vermutlich schnell einig. 

(Heiterkeit.) 

Wissen Sie, was die nämlich sagen würden? Was stört 
um; der Streit dort oben? Die Palz ist Palz, wir wol­
len nur unseren König wieder haben! 

(Heiterkeit. - Abg. Dr. Habighorst: Den haben. 
Sie doch! - Heiterkeit. - Frau Abg. Dr. Ganten­

b~l'g: Aber der muß sein!) 

Ich sage: das könnte am Schluß einer gemeinsamen 
Prüfung in der Pfalz herauskommen. 

Aber Spaß beiseite! Es ist das wirklich ein sehr ern­
stes Problem, und es sollte aus dem Streit zwischen 
den Ländern baldigst herausgebracht werden. Es sollte 
herausgebracht werden, weil w.U- mit dieser Neuord­
nung <lie. Hof!nung verblnden, daß sich dann der Weg 
für eine echte Verwaltungsreform öffnet, die vor vier 
Jahren der Herr Ministerpräst:c'lent und der Herr Innen­
mi.n.ister angekündigt haben. Aber die Ankündigung 
wai: das einzige, was von dieser Verwaltungsreform 
übriggeblieben ist. Im Gegenteil: Wir haben eine lau­
fende Vermehrung der Verwaltung, deren Zwangsläu­
fi~'keif. tellwei5e auch von uns ni'.cht beanstandet \vird, 
wenn "t'\'1r aud1 der Meinung s~nd, daß die Herren vom 
CV von der Personalpolitik unseres Landes mehr und 
bessere Stellen .fordern als vertretbar ist. 

(Beifall bei der SPD.) 
Aber Wir glauben auch, daß mit der Entscheidung 

dieser Fl"r>~t:> die Frage der Verwaltungsrefonn dann 
entweder ~o oder so angep..\c:kt wet'den muß. Denn blr?i­
ben wir so ein kleines Land, wie wir es sind mit Rück· 
sieht auf die Gesamt~teuerkraft, die wir letztlich zu 
envarten. !laben, darin können wir uns nicht all die 
Sträußchen leis1M, die wir tins - meistens ;.mfr~iwillig .:. an . unsere '"Hüte stecken mußten. Dann müßten wir 
b~.~.tip·1~11l~„„~.o;:;yis~~nen vornehmen, denn so ~hr w!i· 
die Kulturpolitik schätzen, so sehr muß auch s ie auf 
die l\föglichk.,,ikn eines kleinen Lan<les aufgebaut we1·­
den. Ich glaube, daß ich dabei wohl nicht zu versichern 
brauche, daß ich dabei nicht an das Volksschulwesen 
'·'.!'tl ~n d~:< Fortbildungsschulwesen denke und an das 
W~n *'r ·historisch ü l>ernommenen Bildtmgsmöglich­
keitcn. Ich glatibe nur, die Enden müssen auch hier 
dann zusa:mmeongebracht werden. 

D::imit habe ich eine andere .F1·age angesprochen. Herr 
Miniskr'prfüJdent~ Es ist n icht die Schuld der sozial­
d~mokrntlschen Ft"aktion, daß die Sympathien im Lande 
für Ihr Land in den letzten Monaten sich niicht ve1·­
m-ehrt h<ibcn. 

(Abg_ Dr. Boden: Wohet· weißt Du?) 
. - Herr Kollege Dr. Boden: Die „Fincken"-Schläge aus 
Mainz haben im Lande so gewirkt, wie der Winter an 
diesem Fnlhling$tage draußen wii·kt. 

(Beifall bei der SPD.) 
Das ist eine Frage, die mit in den Amtsbereich des 

Hl!nn Ministerpräsidenten fällt. D ie kulturpolitischen 
Auseinandersetzungen gingen ja nun nicht vom Eltern­
willen aus; sie gingen vom gelenkten Elternwillen aus: 
und gelenkter Elternwllle wäre nie aufgekommen, wenn 
der Herr · Mtni'st-erpräsident gegenüber den Lenkern 
ga:nr. klar t1nd eindet1tig gesagt hätte, daß eine Unter­
stützung .seitens der Landesregierung nicht zu erwar­
ten sei. 

. <Sehr richtig! ooi der SPD.) 
···oas 'l'l'!lbe'" ict't schon e<inmal hier bei einer früheren 

Debatte. festgestellt. und wie sehr der Elternwille ge­
lenk,~ . wird, .beweist der Vergleich Rheinland-Pfalz und 
HesS(..--n. In Hessen haben die kulturellen Kräfte, die 
bei uns den Elternwillen lenken, keine politische Un­
tei:slüf.Zilng ·zu erwarten, infolgedessen haben sie auch 
aut die Lenkung des Elternwillens in ihrem Sinne ver­
zichtet. 'Be i 'uns hatten sie pcJi:tische Unterstützung zu 
erwartat; fn1'olg~essen haben sie den Elternwillen 
gelenkt. und haben damit den Unfrieden in Tausende 
unserer Familien gebracht. 

(Beifall bei. der SPD. - Ministerprasident Alt­
me~er: Wir haben das ver:fassungsmäfüge Recht, 
in Hessen haben sie das verfassungsmäßige Recht 

nicht!) 
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(Schmidt) 

- Herr Ministe1·präsidentl Dann darf ich Ihnen einen 
anderen Einwand entgegenhalten. Wenn man von 1947 
bis 1951 Ruhe gehalten hat, weil man wußte, man 
werde mit den Ansprüchen bei deT d~en Koali­
tionsregierung nicht durchkommen, dann verstehe ich 
nicht, warum man nicht vier .Jahre länger Ruhe gei­
halten hat. 

(Abg. Schuler: Sie haben die Ruhe gestört!) 

- Sehen Sie, Herr Kollege Schuler! Unser Land ist 
zwar nicht groß, aber es scheint noch immer zu groß 
:z.u se!n, um in der Pfalz in gewissen Städtchen und 
Dörfern davon Kenntnis zu nehmen, was in Rheinhes­
sen vor sich gegangen ist. 

(Heiterkeit.) 
Es mag sein, daß gerade diese Entwicklung unsere 

Freude am Lande nicht erhöht hat. 

Noch einen anderen Gesichtspunkt. Als wir heute 
vor acht Tagen hier in diesem Hause zusammen­
saßen, wurde von den sozialdemokratischen Spre­
chern darau! hingewiesen, daß, wenn es für d'as Land 
überhaupt noch. einen leisen Anhaltspunkt auf der poli­
tischen Ebene gegeben hätte, um die Selbständigkeit 
zu behaupten, dann sei das der ständige Hinweis auf 
das Saargebiet gewesen. Damit ich nicht mißverstanden 
werde, Herr Ministerpräsident! Ich glaube, die Ent­
scheidung am Freitag ist Ihnen menschlich nicht leicht 
geworden; 

(Sehr richtig! beL der SPD.) 

das möchte ich ausdrücklich festhalten. Ich kenne Sie 
persönlich zu gut, als daß ich nicht wüßte, daß Sie 
jahrelang ernsthaft in dieser F1·age mit Ihren politi­
schen Freunden ebenso gerungen haben wi~ wir mit 
unseren politischen Gegnern. Wir sind nie hier in die­
sem Hause von der Meinung ausgegangen, daß das, 
was Sie so sagten, unecht seL Wir haben nur um Ihre 
Stunde gefürchtet, und diese Stunde war am Freitag 
für Sie da. In dieser Stunde sind Sie gezwungen wor­
den, Ihx: Erstgeburtsrecht in der Saarfrage gegen das 
Linsengericht der Zustimmung zur Politik des Herrn 
Bundeskanzlers preiszugeben, 

(Lebhafter Beltall bei der SPD.) 

Ich will hier keine neue Saardebatte eröffnen, son­
dern nur diese Feststellung treffen. Hen· Ministerprä­
sident! Sie haben am vorigen Dienstag erklärt, der 
Ministenat werde erst am Donnerstag seine Stellung­
nahme festlegen. Wir kennen nicht ganz die Geheim­
nisse der Kabinettss itzungen, 

(Abg. Dr. Habighorst: Nicht ganz?) 

aber wir kennen die Vorgänge in Bonn dafür um so 
besser. Wir aber, dle wir mit der Saar!rage immer 
aufs engste verbunden waren, werden eines Tages 
die geschichtliche Bedeutung dieser Entsdleidung am 
bes ten begreifen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Das war eine Entscheidung, Herr Kollege, nicht für 
sondern gegen die deutsche Demokratie. 

(Abg, Dr. Habighor;;t; Das ist kein Beweis, das 
ist eine tolle Behauptung!) 

- Herr Kollege Dr. Habighorst -

(Abg. Dr. Hablghorst: Ich werde leider jetzt 
ans Telefon gerufen!) 

... Ich nehme es Ihnen nicht übel. Meine Damen und 
Herren, ich darf Ihnen dann jetzt folgendes sagen. 
Solche geschichtlichen Entscheidungen gelten ja nicht 
nur für den Augenblick, sondern man muß einen Blick 
in die Geschichte - selbst in die jüngste Geschichte -
hineinwerfen, um heute schon zu wissen, daß sich an 

diesem Vorgang auch in Deutschland die Kräfte w ieder 
emporranken werden, die wir unter allen Umständen 
niederhalten müssen! 

(Zuruf von der CDU: Mit Ihrer Hilfe !) 

Ich will gar nicht von Europa reden. Wer Europa 
so einleitet, wie das in der Saarfrage geschehen ist, 
dar! nicht erwarten, daß seine europäischen E rklärun­
gen noch ernst genommen werden. Ich bedauere diese 
politische Entscheidung, die Sie in Bonn getrof!en ha­
ben, auf das tiefste und ich füge hinzu: Wir bedau­
ern sie nicht nur politisch, sondern wir verbinden 
damit auch gleichzeitig unser menschliches Mitgefühl 
für Sie. Wir haben nur nicht angenommen, daß - ich 
möchte einmal sagen - Schwächen gegenüber dem 
Herrn Bundeskanzler bei Ihnen so weit gehen würden. 
Herr Ministerpräsident! Als Sie vor vier Jahren Ihr 
Amt zum zweiten Male tibemahmen, war in Ihrer 
Regierungserkiärung die Feststellung enthalten, daß 
diese Landesregierung die Politik der Bundesregierung 
weitgehend unterstützen werde, und da haben wir ge­
sagt, wer diese Politik unterstützt, der trägt auch eines 
Tages für diese Politik mit die volle Verantwortung. 

(Abg. Dr. Boden: Das ist klar!) 

- Wenn Sie sagen „klar", dann will ich mit dem Hin­
weis enden : Wo stehen wir denn? In diesen Tagen 
sind die Protokolle der Konferenz von J alta ver­
öffenUicht worden. Der Herr Bundeskanzler hat nach 
der Abstimmung im Bundesrat festgestellt: Das ist die 
Uberwindung von Jalta! Nein. nein, nein! Jalta ist 
nicht überwunden, sondern Jalta wird für das deutsche 
Volk echte Wirklichkeit. In J alta war die Teilung 
Deutschlands vorgesehen. 

(Abg. Dr. Christoffel: Vorher schon!) 

In wenigen Monaten wird in den zwei Teilen Deu~ch­
lands die Aufrüstung deutscher Armeen beginnen. 
Deutsche Söhne werden auf der einen Seite unter 
Stahlhelmen marschieren, die amerikanischen Charak­
ter tragen, und deutsche Söhne werden auf der ande­
ren Seite unter Stahlhelmen marschieren, die russi­
schen Charakter tragen. 

(Abg. Dr. Habighorst: Das ist alles Auffassungs­
sache! - Abg. Korbach: Warum verschweigen Sie, 

Herr Schmidt, daß das im Osten schon seit 
Jahren vorh<µ1den ist?) 

- Wir können nur Tatsachen feststellen. 
(Weitere erregte Zwischenrufe der CDU.) 

- Meine Damen und Herren, regen Sie sich nicht auf, 

(Abg. Dr. Boden: Dazu haben wir keine 
Veranlassung!) 

sonst könnten wir zu großen politi~chen Auseinander­
setzungen kommen. Ich möchte das aber heu te vermei­
d en. Ich wollte nur sagen, wer glaubt, daß die Politik 
der letzten vier .Jahre zur Überwindung der deutsc.hcn 
Spaltung beigetragen habe, der ist im I r r tum! 

(Abg. Dr. Habighorst: Das behaupten Sie! - Wei­
tere Zwischenrufe der CDU.) 

Auf der anderen Seite ist das Saargebiet in eine Ver­
tragsform hineingezwungen worden, über deren Wir ­
kung wir uns hier auch einig sein sollten, me ine Da­
men und Herren! 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Das ist aber doch 
besser als der augenblickliche Zustand!) 

Ich darf Sie zum Schluß noch darauf hinweisen, daß 
vor wenigen Monaten erst bei der Debatte um die Pa­
riser Verträge seitens der französischen Besatzungs­
macht der Hinweis kam : Dann aber nicht in der fran­
zösisch besetzten Zone!, als man von Washington und 
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England aus drohte - und der Herr Bundeskanzler un­
terstützte diese Meinung! -, dann werde man oruie 
Frankreich aufrüsten. Noch zu keine-r Stunde war die 
Gefahr der endgültigen Spaltung Deutschlands so groß, 
v.rie sie jetzt gegeben ist. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Das ist das Ergebnis einer vierjährigen Politik. Für 
dieses Ergebnis hat auch der Herr Ministerpräsident 
nuf der politischen Ebene seinen Teil der Mitverant­
wortung zu tragen. 

(Beifall bei der SPD. - Unruhe und Zwischen­
rufe bei der CDU und SPD.) 

Präsident \'Volters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Klein von der 
Fraktion der FDP. Ich bitte um Ruhe! 

Abg.Klein: 

Meine Damen und Herren! Nach dieser leidenschaft­
lichen Schlußerklärung meines Vorredners, des Herrn 
Abgeordneten Schmidt, darf ich zunächst einmal fest­
stellen, daß zweifellos der Etat des Herrn Minister­
präsidenten Anlaß dazu gibt, über die Grundsätze 7.U 

sprechen, von denen die Landespolitik geleitet wird. In 
den Ausführungen, die der Hex-r Abgeordnete Schmidt 
gemacht hat, wie auch in den Darlegungen, die der 
Herl' Ministerpräsident selbst an die Spltze der heuti­
gen Verhandlungen gestellt hat, wurde die Mitwir­
kung der Landesregie rung an der Gesetzgebung im 
Bundesrat gestreift. Schon beim bloßen Dux-chblättern 
der Bundesratsprotokolle wird man nicht umhin kön­
nen. der Vielfalt der Gesetzesvorlagen Respekt zu be­
zeugen. die dort zu bewältigen sind, worunter sich -
wie uns das ja besonders in den letzten Wochen deut­
lich bewiesen worden ist - Vorlagen von außerordent­
licher Bedeutung und Tragweite befinden. Rein poli­
tisch gesehen - und deswegen wurde wohl von der 
Fraktion de1· SPD auf diese Ausführungen besonderer 
Wert gelegt - stand das ve1·gangene Jahr im Zeichen 
der Außenpolitik. Ich will diese I.inie noch einmal mit 
ganz kurzen Strichen nachzeichnen. 

Nach dem Kampf um die Ratifizierung der Europäi­
schen Verteidigungsgemeinschaft durch die Bundesre­
publik erlebten wir das Scheitern dieses Vertrages in 
der französischen Nationalversammlung am 30. August 
1954. Dann kamen die Londoner Verhandlungen an der 
Wende vom September-Oktober 1954 und anschließend, 
zur Ausführung der dort gefaßten Beschlüsse. die Pa­
riser Vereinbarungen vom 23. Oktober 1954. Der Inhalt 
ist uns allen bekannt. Bei dem Meinungsstreit übet• 
diese Pariser Verträge stand selbstverständlich das 
Saal'statut im Vordergrund. und wir haben ja am ver­
gangenen Dienstag Gelegenheit genommen. unsere Mei­
nung dazu zu sagen. Ich darf hier feststellen, daß un­
sere Fraktion es lebhaft. begrüßt und dankbar aner­
kannt hat, daß der Herr Ministerpräsident - und da­
mit die Landesregierung - sich unsere Entschließung, 
die wir hier im Hause eingebracht hatten, zu eigen ge­
macht hat. Wir haben r.u unserer großen Freude fest­
gestellt. daß auch der Bundesrat die!.e Entschließung 
sogar einstimmig a ngenommen hat. 

(Zurufe der FDP: Mit der SPD!) 
Ich d:;irf feststellen. daß nach den wirklich hervor­

ragenden Ausführungen des Herrn Senatspräsidenten 
Kaisen a us Bremen im Bundesrat, die mit Würde vor­
getragen wurden und die sachlich klar und eindeutig 
warEn, diese Ausführungen - und das kommt im Bun­
desrat sehr selten vor - den lebhaften Beifall des gan­
zen Hauses fanden. Wenn den Herren von der Frak­
tion der SPD B1·emen vielleicht etwas zu weit ab liegt. 

dann darf ich demgegenüber zum mindesten feststel­
len, daß der Ministerpräsident des Landes Hessen un­
serer Erklärnng, die Sie hier glaubten nicht annehmen 
zu können, im Bundesx-at zugestimmt hat. 

(Beifall bei der FDJ:'.) 

:Wir wollen zunächst einmal folgendes feststellen. 
Die Entscheiduo.g über das Saarstatut lag beim Bun­
destag, und diese Entscheidung war praktisch mit der 
Abstimmung am 27. Februax- schon gefallen. Wenn wir 
hier dem Antrag der Fraktion der SPD zugestimmt 
hätten, was hätten wir politisch dann praktisch er­
reicht? Nur ein kmzes Hinausschieben! 

(Abg. Hertel: Was haben Sie denn erreicht?) 

Wir haben zum mindesten erreicht, daß die allge'" 
meine E1·klärung, die am Schluß einstimmig die Fx-ak­
tionen des Bundestages angenommen haben, 

(Abg. Bögler: Es war die schwäch ste. die möglich 
war!) 

~t, ich gebe Ihnen zu, wenn Sie sagen, sie war 
schlecht -

tAbg. Hertel: Mutlos und kraftlos!) 

wix- haben diese Erklänmg aber ergänzt durch wich­
tige \md wesentliche Fordenmgen, die Sie auch erho­
ben haben. Und diese El'ldärung, ergänzt durch diese 
widitigen Forderungen, hat sich der Bundesrat zu \?i­
gen gemacht. Wenn die beiden Häuser in Bonn - Bun­
destag und Bundesrat - der Bundesregierung die->e 
Weisung gegeben haben, so glauben wir, daß wir da­
m it einen konstruktiven Beitrag geleistet haben, 

(j\pg. D1·. Boden: Sehr richtig! - Beifall bei den 
Regierungsparleien.) 

während wir mit der anderen Lösung lediglich ein 
Hinausschieben, aber nichts Positives erreicht hätten. 

Dai; muß man, um Mißverständnisse auszuschließen, 
doch einmal ganz klar herausstellen. 

(Al:)g. Schmidt: Sie können uns nicht überzeugen!) 

- Das ist möglich. Meine Fraktion ist auch - im Ge­
gensatz zu der Fraktion der SPD und im Gegensatz zu 
der Meinung, die der Herr Kollege Schmidt eben fest­
gestellt hat - nicht der Meinung, daß mit einer An­
nahme der Pariser Verträge die Wiedervereinigung für 
alle Zeiten vex-tagt worden sei. So wenig diese Frage 
durch bloße Propaganda gelöst werden kann, so ist 
doch andererseits ein ständiger und nachhaltiger 
Widerhall der Forderungen auf Wiedervereinigung in 
der breitesten Öffentlichkeit die unumgängliche Vor­
aussetzung dafUr, sozusagen die klimatische Voraus­
setzung dafür, daß dieser Gedanke immer im Volke 
wach bleibt. 

Wir bitten deshalb die Landesregierung, auch ihrer­
seits alles zu tun, was die psychologischen Gegeben­
heiten. wie sie die Lösung dieser Fragen erheischt, zu 
schaffen geeignet ist. Venvicke!ter wie die außenpoli­
tischen Probleme, vor deren Bewältigung die Bundes­
republik gestellt ist, hätten sie wohl kaum sein kön­
nen. Wir wissen selbstverständlich heute genau so 

· wenfg wie Sie, meine Damen und Herren von der 
SPD, ob alle Arbeit, die für die Wiedererringung der 
deutschen Selbständigkeit bisher geleistet wurde, 
nicht wiederum umsonst gewesen ist, das heißt, ob die 
Pariser Verträge diesmal von Frankreich, dem poli­
tisch wichtigsten Partner, ebenfalls ratifiziert werden 
oder nicht. Aber wir wissen, daß in absehbarer Zeit 
eine wie immer geartete Lösung Plat7. greifen muß 
und wird. Davon sind wir überzeugt. 

Es ü;t unser Wunsch - ich glaube, wir stehen damit 
nicht allein -, daß dann in der politischen Arbeit die­
jenigen Fragen endlich wieder in den Vordergrund 



75. Sitzung, 21. ~ärz 1955 2539 

(Klein). 

treten möchten, die zwangsläufig durch die großen 
außenpolitischen Entscheidungen in den Hintergrund 
gedrängt wurden, nämlich die drängenden innerpoli­
tischen Probleme. Ich darf hier vor allem die Neu­
regelung der sozialen Or~nung, das heißt eine bessere 
Versorgung der sozial Schwachen, im Rahmen. der uns 
wirlscha!Ulch gegebenen Möglichkeiten nennen. Idl 
darf vielleicht nennen zum mindesten die abschnitts­
weise Durchführung einer Finanzreform, die Regelung 
der Verkehrsfragen, um nur das Wichtigste herauszu­
grel!~n. Wir sind davon überzeugt, daß diese Gesetze 
von einer großen Tragweite sind und daß ihre Materie 
sehr viele Sdlwierlgkeiten beinhaltet. Aber es läßt 
sich, nachdem nun das brennende außenpolitische Pro­
blem doch vor einer endgültigen Entscheidung steht, 
der Wunsch anmelden, daß nunmehr diese innenpoli­
tischen Fragen schnellstens angefaßt und erledigt wer­
den. Wir wissen, daß es freilich nicht Schuld des Bun­
desrates ist, daß diese Fragen etwas auf die lange 
Bank geschoben worden sind. 

Doch wenden wir unseren Blick nunmehr wieder in 
die räumlichen Grenzen unseres Landes. Mein Kollege 
Schmidt hat d ie zu scheinbar opjektive Darstellung der 
Finanzkraft unseres Landes angegriffen. Er hat aber 
zu meiner Freude auch festgestellt, daß - ich hatte 
nicht den Eindruck, daß die Ausführungen unseres 
Herrn Ministerpräsidenten allzu optimistisch gewesen 
seien - der Herr Finanzminister etwas pessimistisdler 
bei den Beratungen im Haushalts- und Finanzausschuß 
eingestellt gewesen wäre. Es wird von der Regierung 
und es wurde von unserem Herrn Finanzminister nie­
mals bezweifelt, da.ß das Land Rheinland-P!alz zu den 
finanzsdlwachen Ländern gehört. Man kann aber doch 
nun au! der anderen Seite auch die Freude darüber, 
daß man, tr ot:z:dem man zu den finanzschwadlen Län­
dern gehört, auf immerhin beadltlldle Leistungen hin­
weisen kann, nicht damit abtun, daß es sehr leicht ist, 

· unter vier schwachen Ländern an die Spitze zu kom­
men. Zum mindesten muß man die Leistung und die 
Arbeit anerkennen. 

(Abg. Motz: Sehr richtig!) 
Der Umstand, daß wir zu den f inanzschwachen Län­

dern gehören, führt halt dazu, daß wir in bestimmten 
Leistungen etwas langsamer tun müssen und wir ge­
wisse Leistu_ngen erst in zeitlichen Abständen erfüllen 
können. Während dieser Absdlnitte hat sich das So­
zialprodukt und das Steueraufkommen entsprechend 
erholt. 'Ober die Gründe dafür brauche ich Ihnen nichts 
zu sagen. Es ist genügend darauf hingewiesen wor­
den. Wir wissen alle, daß sie in der Struktur des Lan­
des liegen. Wir wollen aber doch feststellen - das darf 
ich filr meine Fraktion sagen -, daß die Leistungen des 
Landes au! dem Gebiete des Straßenbaues und des 
Wohnungsbaues, beim Wiederaufbau zerstörter Amts­
gebäude und nicht zuletzt auch die Leistungen des Lan­
des im Mitgehen bei der Beamtenbesoldung anerkannt 
werden müssen. 

Vielleicht darf idl in diesem Zusammenhang einmal 
ganz kurz auf die Frage eingehen, die mein Kollege 
Schmidt bezüglich des Artikels 29 GG angeschnitten 
hat. Sobald steh dieser Artikel auswirken kann, wer­
den wir von der Fraktion der FDP selbstverständlich 
auch dafür eintreten, daß sich die Bevölkerung dazu 
äußern kann. Wir bedauern selbst, genau wie Sie, daß 
die Länderreform vorerst nodl auf Eis liegt. Aber 
solange wir nicht diese Möglidlkelt haben, müssen 
wir uns den gegebenen Möglichkeiten unterwerfen. Es 
hat auch keinen Zweck, in irgendeiner Form propa­
gandistisch darauf hinzuwirken. Die gegebenen Tat­
sachen sprechen im Moment nodl dagegen. 

(Beifall bei der FDP.) 
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In diesem Zusammenhang wurde auch eine Frage 
angeschnitten bezüglich der Haltung der Regierung in 
kulturpolitischen Angelegenheiten. 

Allgemein darf ich dazu folgendes sagen: Bezüglich 
des Verhältnisses von Legislative zur Exekutive kann 
doch in unserem Lande gesagt werden, daß eigentlich 
eine recht glückliche Verbindung besteht. Es ist ja in 
diesem Hause mehrfach anerkannt und festgestellt 
worden, daß der Geist der Sachlichkeit, der hier zu 
walten pflegt, al.s vorbildlich angesehen werden darf. 
Das bedeutet selbstverständlich nicht, daß die Frak­
tion der FDP nun grundsätzlich - ich freue mich, daß 
Sie jetzt schon darüber lächeln - mit a llem einver­
standen ist, was sich hier in diesem Lande ereignet 
oder nicht ereignet hat. 

Ich habe in diesem Falle eben schon darauf hinge­
wiesen, daß wir es bedauern, genau so wie Sie, daß 
die Verwaltungsreform vorerst noch unter dem Tlsch 
liegt. Wir sind aber nicht wie Sie davon überzeugt, daß 
sie unter den Tisch gefallen ist, sondern (!$ sind zu­
nächst noch keine Möglichkeiten dafül' da. 

Ich darf dann auch noch au! die von Ihnen ange­
schnittene konfessionelle Frage eingehen. Ich hatte ei­
gentlich nicht die Absicht, dies zu tun; aber da diese 
Frage von Ihnen angeschniiten worden ist, muß lch 
doch darauf eingehen. Auch wir s tehen auf dem Stand­
punkt, daß die konfessionelle Parität bei Einl)tellung 
und Beförderung der Staatsdiener kein bloßes Lippen­
bekenntnis sein darf, wobei ich besonderen Wert dar­
auf lege, die Parität nicht so sehr quantitativ als auch 
vielmehr qualitativ verstanden zu Wifsen, eben im 
Sinne einer gleichmäßigen Behandlung der Angehöri­
gen der verschiedenen Konfessionen. 

Ich darf in diesem Zusammenhang vielleicht auch 
einmal - weil Sie, Herr Kollege Schmidt, diese Frage 
angeschnitten haben - einen Blick in unsere Landesver­
fassung werfen. Ich bin überzeugt davon, daß die Ver­
fassung in der Form - und idl. meine je tzt insbesondere 
die kulturpolitischen Artikel darin - wahrscheinlich 
nur unter günstigen Umständen, wie sie 1947 noch 
herrschten, zustandekommen konnte. Ich hatte leider 
damals nldl.t das Vergnügen und die Ehre, daran mit­
arbeiten zu können. Ich b in persönlich überzeugt da­
von, daß einige ihrer Bestimmungen noch deutlich das 
Gepräge der damaligen Zeit tragen. Aber ich sehe keine 
Möglichkeit, zunächst zu irgendeiner Änderung; und 
deswegen machen wir uns das iu eigen, was wir zum 
Grundsatz unserer gesamten Peiiitilc gemacht haben: 
die unbedingte Toleranz gegenüber dem anderen. 

Aus diesem Grunde neige ich auch nkht ihren Aus­
führµngen zu, daß man bei den kulturpolitischen Fra­
gen eine andere Lösung hätte finden können. Sie ha­
ben das Wort geprägt, daß der „Finckenschlag" von 
Mainz im Lande sehr viel Unruhe ausgelöst hätte. kh 
bin überzeugt davon, daß die beiden Fraktionen, die 
CDU und meine Fraktion, im Rahmen der Möglich­
keiten, die uns der Artikel 29 gegeben hat, das tole­
ranteste Schulgesetz geschaffen haben, das im Rah­
men des Artikels 29 überhaupt nur möglidl war. 

(Starker Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich bin im Gegensatz zur Fraktion der SPD über­
zeugt davon, daß wir Freien Demokraten gemeinsam 
mit der CDU gerade zum Schutze derjenigen, die Sie 
glauben vertreten zu müssen, das Bestmögliche heraus­
geholt haben, was im Rahmen der Verfassung möglich 
war. 

Wir haben selbstverständlieh zu Beginn der Bera­
tungen anerkannt, daß die Verfassung für uns l:!ind~nd 
ist, und das haben Sie ja .selbst auch zugegeben. Also, 
ich h abe nicht die Uberzeugung gewonnen draußen -
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und wir leben ja in einem und demselben Gebiet, wir 
haben ja eine und dieselbe Heimat-, daß unsere Leute 
dort jetzt den ·Eindruck haben, daß man ihnen ihre 
Simultanschule antastet, Herr Kollege Schmidt! 

(Abg. Sassenroth: Bis jetzt noch nicht; warten. 
Sie mal ab!) 

- Ja, warten wir einmal ab. Aber eines dürfen Sie 
dann auch zur Kenntnis nehmen. In dem von uns ver­
a hschiedeten Schulgesetz sind so viele Sicherungen zum 
Schutze der Minderheiten eingebaut, daß sich niemals 
mehr ein ferngesteuerter Elternwille, wie Sie es zu 
bezeichnen beliebten, so auswirken kann wie hier in 
Rheinhessen; das ist zum mindesten erreicht worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte aber über diesP. konfessionelle Frage 
keine längeren Ausführungen machen; das würde :tu 
weit führen. Im übrigen habe ich die Überzeugung, . 
daß man solche delikaten Ding~ zum mindesten nicht 
in den kommenden Wahlkampf hineintragen sollte. 

. (Abg. Kuhn: Dafür sorgen andere!) 

Man sollte auch dort über die kommenden Aus­
einandersetzungen zum mindesten zunächst den Begd!f 
Toleri:1nz setzen. 

(Sehr richtigi' bei der FDP.) 

Ich möchte abschließend nur noch ein Woi:t sagen 
zu einer Frage, die noch nicht gestreift worden ist, und 
zwal' möchte ich einmal darauf hinweisen, daß unser 
Land und besonders unsere Regierung immer vor der 
schwierigen Frage der Beschlagnahrnung von Grund 
und Boden für Besatzungszwecke stehen. Diese Be­
schlagnahrmmg muß ja geschäftsmäßig in der Staats­
kanzlei bearbeitet werden, und es ist vielleicht wichtig, 
daß man im Rahmen d ieser Ausführungen einmal dar­
auf hinweist. Wir kennen die Planungen, und wir wis­
sen. daß alle Besatzungsbauten und alle größeren Ob­
jekte - oder wie man es jetzt in Zukunft einmal nennen 
wird. wir werden es ja l'echt bald erleben -, daß alle 
Eimichtungen sich auf der linken Rheinseite abspielen 
sollen. Wir gewinnen daraus die El'kenntnis, daß un­
ser Land damit praktisch stellvertretend für den Bund 
handeln muß. Wir wissen, daß die Anlagen, die in 
Rheinland-Pfalz ausgeführt werden, uns zwar irgend­
wann einmal selber zufallen werden, wenn der Zeit­
punkt dazu gekommen ist und die Besatzungstruppen 
ab:<iehen oder unsere Verbündeten von morgen werden. 
Es ist uns auch klar, daß ohne die Landhingabe der 
Zweck. den d ie Besatzungsmächte heute zu erfüllen 
haben. nicht zu verwirklichen wäre. 

Es kann sich mithin für uns immer nur darum han­
deln. daß nach Möglichkeit der am wenigsten wertvolle 
Boden für militärische Zwecke benutzt wird. Das läßt 
sich aber sicherlich leichter formulieren als verwirk­
lichen ; denn eine Planung militärischer Anlagen kann 
nicht ausschließlich nach der Auswahl der schlechlesten 
und unfrttc:htbarsten Böden erfolgen. Auch ist uns be­
kannt. daß gerade in der Vorderpfalz und in Rhein­
hessen kaum ein Stück Land vorhanden ist. das nicht 
auf das intensivste bewirtschaftet wird und zum gro­
ßen Teil Erträge hat, die an der Spitze der Bundes­
republik liegen. Aber auch anderwärts - wenn Sie in 
den Hunsrück oder in die Eifel gehen - besteht eine 
solche Vielzahl von kleinen Bauernwirtschaften, daß 
sich Beschlagnahrmmgen in jedem Falle für den Be­
troffenen praktisch tödlich auswirken, weil eine Ersatz­
beschaffung für das verlorene Land in diesem Ratun 
kaum möglich ist. 

Als Land kommen wir an diesem Opfer nicht vorbei. 
Wenn wir auch lobend anerkenl'\en, daß sich die Lan­
desregierung bisher immer bemüht hat., Härten zu ver-
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meiden Wld dort zu helfen, wo es eben ging, so möchte 
ich in diesem Zusammenhang doch die Frage apschnei­
den, ob n icht der Bund mit del" Beschaffung von 
Bauernstellen dort, wo die Existenzfähigkeit entfallen 
ist, mildernd einzug~eifen hätte. Denn diese Frage wird 
auf die Dauer vom Lande her gesehen nicht allein ge­
löst werden können. 

Wenn ich zum Abschluß kommen darf, dann dad ich 
eines feststellen. Wir wissen, daß uns im Lande Rhein­
land-Pfalz' In · materieller Hinsicht vielfach die Hände 
gebunden sind, und daß wir nicht die Möglichkeit ha­
ben, uns im Rahmen der Et.ats. die wir nun in dieser 
Woche zu beraten haben, so auszuwirken, wie wir das 
vielleicht gern wollten oder wie das den finanzstarken 
Ländern möglich ist. Zum mindesten wollen wir aber 
eines feststellen, nämlich, daß die Landesregierung 
viieder-.Wei·t darauf gelegt hat, daß wir einen ausge­
glichenen Etat zu beraten ha~n. Lmd daß wir als ci­
nanzschwaches Land immerhin stolz sein können auch 
auf die auch im letzten Jahre wieder erzielt.en Lei­
stungen und Taten . 
(Bravo-Rute und Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prisfdent WQlters: 

Meine Damen und Herren! Ich schlage dem Hause 
vm·, nunmehr in die Mithg.,;pam;e ein:?.utreien. Id1 
schlage Ihnen weiter vor. die Mittagspause zu be­
schränken bis 14.15 Uhr. - Das Haus ist damit einver­
standen. Die Sitzung beginnt also wieder um 14.15 Uhr. 
Die Sitzung ist unterbrochen. 

U n t erb r c c h u n g der Si t z u n g u m 12.54 Uhr. 

Wiederbeginn der Sitzung: 14.18 Uhr. 

Prlisident Wolters: 
Meine Damen und Herren! Die Sitzung ist wieder 

eröfinet. Als nächste1· hat das Wort Herr Abgeordneter 
Dr. Boden von der Fraktion der CDU. 

Abg. nr. Bode'n: 
Herr Präsident! Meine Damen! Meine Herren! Als 

wir genau vor Jahresfrist - am 22. März 1954 - in 
diesem Hohen Hause versammelt waren, da haben 
wir in <;ier [)iskussion über die Etatrede des Iierrn 
Finanzministers unter dem Eindruck gestanden, den 
die unmittelbar vorher ergangene Veröffentlichung des 
Herrn Bundesfinanzministers über die Steuerreform 
und die Finanzreform erweckt hatte. Ich habe damals 
in meinen Ausführungen gesagt: So sehr ich die Steuer­
refonn begt·üße, so sehr müßte ich davor warnen, daß 
sie durch die Zustimmung zu der vorgeschlagenen 
Finanzreform erkauft we~·den dürfte. Ich habe damals 
an den Herrn Ministerpräsidenten und die Landes­
regierung die Bitte gerichtet, doch alle Augen offen­
zuhalten, damit dafür gesorgt wird, daß mit der einen 
Hand nicht wieder genommen werde, was mit der 
anderen gegeben werden sollte, denn dadurch würden 
wil' dazu kommen, daß die von der ganzen Wirtschaft 
und vom 'ganzen Volke gleichermaßen er·wünschte 
Steuerermäßigungen aui den Rücken der Länder -
wenigst~ns zum hohen Prozentsatz - abgewälzt würde. 

Ich freue mich, nach den heutigen Erklärungen des 
Herrn Ministerpräsidenten feststellen zu können, daß 
der Bundesrat dem auch entsprochen hat; ·wir wissen 
alle, daß er die Finanzreform des Hern1 Bundesfinanz-

. ministers Schäffer im Dezember 1954 abgelehnt, und 
nach den neuesten Mitteilungen, die uns heute morgen 
der He.r~ . Ministerpräsident gemacht hat, steht ja 7.U­

nächst fest, daß der in der Finanzreform zugunsten der 
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Länder eingebaute Länderfinanzausgleich bestehen 
bleibt und dem Lande nicht nur die etatmäßig für 1955 
angesetzten 65 Millionen DM garantiert, sondern auch 
eine Erhöhung um etwa zehn Millionen DM erwarten 
läßt, und daß im übrigen die Bedingungen dieser 
Finanzreform durch den Vermitthmgsausschuß einer 
Erledigung entgegengehen, die zugunsten der Länder 
bestens auszuwerten der 1. April dieses Jahres bei der 
nächsten Sitzung ~legenheit bieten soll. 

Meine Damen und Herren! Das gibt mir in meiner 
Eigenschaft. als Vorsitzender des Haushalts- und Fi­
nanzausschusses eine p-oße Beruhigung dafür, daß der 
Haushaltsplan, der Ihnen heute vorliegt, auch wie die 
vorangegangenen echt durchgeführt werden kann. Der 
Herr Ministerpräsident hat in seinen Aus:tührungen 
schon darauf hingewiesen, daß wir die Ansätze aus 
der Regierungsvorlage um etwa 20 Millionen DM er­
höht hätten und auch trotzdem einen Haushaltsplan 
oht;>.e De!izlt vorzulegen in der Lage seien. 

Das ist vielleicht ein Schlaglicht !ür diejenigen, die 
behaupten wollen, daß das Land einen echten Aus­
gleich des De!iz!ts über~upt nicht herbei!üht·en könne. 

Der Herr Kollege Schmidt i~t bei seinen Ausfüh­
rungen davon ausgegangen, daß nach dem Artikel 104 
unserer Verfassung der Herr Ministerpräsident die 
Richtlinien der Politik bestimmt, un!'.i daß die jetzige 
Situation - der· heutige Tag - die gegebene Zeit sei, 

· unter diesem Aspekt Rechenschaft für diese Politik, 
die der Herr Ministerpräsident im letzten Jahr und m 
den letzten Jahren verfolgt hat, zu fordern. Ich habe 
den Eindruck, daß von diesem politischen Aspekt aus 
der Hel'r Ministerpräsident uns in einer fast einstündi­
gen R~de eine sehr eingehende Rechenschaft gegeben 
hat, und ich habe nicht nur den Auftrag, sondern auch 
d ie eigene fest fundierte Meinung. daß wir auch in 
diesem Jahr allen Anlaß haben, gelegentlich dieser 
Etatbel'atung über den Hal1shaltsplan des Minister­
präsidenten und der Staatskanzlei dem Herrn Minister­
präsidenten und der Landesregierung sowie allen Be­
amten und Angestellten der Landef.regierung herz­
lichen Dank zu sagen für die aufopfernde, freudige 
und erfolgreiche Betätigung im Interesse des Landes 
und seiner Bevölkeruni Im abgelautenen Jahr. 

(Beifall der Regierungsparteien.) 
Aber, meine Damen und Herren, der Artikel !04 

unserer Verfassung fährt fort: 
Innerhalb dieser Richtlinien leitet jeder Minist er 
seinen Geschäftsbereich selbständig und unter ei­
gener Verantwortung gegenüber dem Landtag. 

Ic.:.h habe den Eindruck - und ich muß da~ bedauern -, 
daß hier in der Diskussion doc.:.h mancherlei Dinge 
vorgebracht worden sind, die dieser Verfassungsvor­
schrift nicht entsprechen. Ich habe. den E indruck, daß 
man dartun will, daß das Land nicht stark 'genug '>ei, 
um einen echt ausgeglichenen Haushaltsplan vorzule­
gen und deshalb t;inen Ausweg suche, indem man aus 
dem ordentlichen Haush~lt finanziell ins Gewicht fal ­
lende Positionen in den außerordentlichen Haushalt 
verschiebe, um - sagen wir einmal - diesen Ausgleich 
künstlich herbeizuführ en. Ja, Hen· Kollege Schmidt, 
ich muß Ihnen sagen, daß das nicht mehr gelten kann, 
wenn Sie aur d ie Abänderung dt:ir Vorlage der Landes­
regierun1 einerseits und das Ergebnis de r Ausschuß­
bera tun1 andererseits hinblicken, denn wir haben zwar 
einen um ~O Millionen erhöhten .Zui1chußbedarf heraus­
gearbeitet, aber diese 20 Millionen ergeben sich aus 
einer Erhöhung von 40 Millionen in dem ordentlichen 
Haushalt und nur 20 Millionen in dem außerordent­
lichen Haushalt. Das bedeutet also eine recht erheb~ 

liehe Verschlechterung des ordentliChen Haushaltspla­
n es gegenüber dem außerordentliche n. 

Aber darauf näher einzugehen erscheint mir zur 
Stunde müßig. Ich richte mich nur gegen die These, 
die der Herr Kollege Schmidt bei dieser Gelegenheit 
ausgesprochen hat, oder - besset· gesagt - ich richte 
mich dagegen, diese These hier global zu verti·eten und 
zu behandeln, nämlich, daß es unmöglich sei, Zuschüsse, 
die an die Gemeinden oder an die Gemeindeverbände 
gegeben wurden, aus dem außerordentlichen Haus­
haltsplan zu entneh men. Das mag grundsätzlich stimmen, 
aber ob es im Einzelfall stimmt, das läßt sich erst er­
örtern, weFln man genau weiß, um welche Ar t Zu­
sdlüsse es sidl handelt. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig !) 

Deshalb e r scheint es mir ric.'itig, daß diese F rag.: 
nicht heute, sondern bei dem Kapitel Allgemeine Fi­
nanzverwaltung behandelt wird, und zwa r sollte dann 
Jeder dieser Punkte, die h ier strittig sind, ebenso be­
handelt werden, wie jene Positionen des außerordent­
lichen Haushalts, die als Zuschüsse bezeichnet werden. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Ein weiter·es, w as mir 
heute hier nicht am Platze erscheint, waren d ie ver­
schiedenen Fragen, die sich auf kulturellem Gebiet ·be­
wegten. r'ch bin der Auffassung, daß das nicht zu der 
gr-oßen pollt!sch~m Linie, dte der Herr Ministerpräsi­
dent zu vertreten hat, gehört, sondern daß es - nach 
dem Satz 2 des Artikels 104 - bei dem ootr <! ffenden 
Ressort, d . h. in diesem Fall bei dem Kllltusministe­
rium, zu behandeln ist. 

(Zustimmung bei der CDU.) 

Und ich glaub<: auch, daß wir unter d i€sem Aspekt 
im letzten Jahr ressortmäßig sehr viel erledigt haben 
und daß wir der Diskussion in den nächsten Tagen 
nicht aus. dem Wege zu gehen brauchen. Was gerade 
das Schulgesetz angeht, so muß ich sagen, ich könnte 
Ihnen k eine bessere Unterstützung meiner Auffassung 
vorweisen, als sie mir mein verehrter Vorredner, der 
Herr Kollege Klein von dt"!r FDP, gege ben hat. 

(Abg. Matthes : Sehr waht•!) 

Ich h abe insgesamt den Eindruck, daß Sie, sehr ver­
ehrter H err Kollege Schmidt , an dc1· Kernfrage vor­
beiigegangen sind, nämlich an der Frage, ob der Herr 
Ministerpräsident die politisctle Linie, die e.r :rn v er­
treten hat, veran t worten kann. Diese Kernfrage läßt 
sich meines Erachtens nur durch die Beant wortung der 
Frage erledige-n : Hat die Politik des Ministerprälnden­
ten zu einem Er!olg geführ t oder n icht? 

(Beifall bei der CDU.) 
Und hier bin ich der Auffassung, daß unsere La ndes­

regierung auf den Erfolg, den wir ihr in den letzten 
Jahren immer und lmmel' wieder quittier t h aben und 
den wir auch heute !ür das J ahr 1954 bestätigen, mit 
Stolz zurückblicken kann. 

(Beifall bei den Reg~erungsparteien.) 

Ich bin aber auch der Auffassun~. daß die letzte 
Entsche idung hierüber nicht wir als Volksvertretet· zu 
fällen haben, son dern daß das eine Entt'dleidung ist. 
die das Volk selbst zu treffen hat. 

(Sehr r ichtig! bei der CDU.) 

Dazu hat es gerade in diesem Jahr Gelegenheit, wenn 
wir 3lle zusammen a m 15. Mai an die Wah lurne zur 
Wahl des neuen Landtages zu treten haben . Und, 
meine Damen und Herren, nach all dem, was in Rhein­
land-Pfalz in dem Vierjahresraum von 1951 bis 1955 
geleistet worden ist, braucht man seitens der La ndes:­
regierung dem Ausgang dieser Wa hl nicht zweifelnd 
entgegenzusehen. 

(Bravo-Rufe und Beifall bei der CDU.) 

„ t , 1 . ' 1 
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(Dr.Boden) 

Was wir hier in der Volksvertretung vorgetragen 
bekommen, was wir in den Ausschüssen erarbeitet 
haben, das muß der Kritik des Volkes standhalten; 
und diese Kritik des Volkes entspricht dem. was 
jeder einzelne tagtäglich erlebt. Und ich bitte Sie, aus 
dem Aspekt des Staatsbürgers sich einmal an die Brust 
zu schlagen und sich das tagtägliche Erleben von 1947 
ab, von 1951 im Fortgang und heute im Jahre 1955 zu 
vergegenwärtigen: kh glaube, dann hat jeder Staats­
bürger die Pflicht, ein Wort des Dankes und der An­
erkennung zu sagen und das auch an der Wahlurne 
zum Ausdruck zu bringen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herrenl Ich möchte auf die ver­
schiedensten übrigen Punkte, soweit sie der Herr 
Ministerpräsident sd1on angeschnitten hat, nicht ein­
gehen . Ich fühle mich aber doch verpflichtet, auf einen 
Punkt noch einzugehen, der zunächst von dem Herrn 
Kollegen Schmidt aufgeworfen wurde, nämlich die 
Haltung unserer Landesregierung, insbesondere des 
Herrn Ministerpräsidenten, bei der Abstimmung zur 
Saarfrage im Bundesrat. 

Der Herr Kollege Schmidt hat von sich aus - ich sage 
ehrlich: begrüßenswerterweise - darauf verzichtet, hier 
das ganze Problem nochmals zu entwickeln, wie das 
im Bundestag zu wiederholten Malen in langen Aus­
lührungen gemacht wurde, wie wir es abet selbst noch 
in der vergangenen Woche hier tun konnten und getan 
haben. Ich kann auch darauf verzichten und tue es 
gerne, nachdem mein verehrter Kolleg~ Klein inzwi­
schen die Meinung der Koalitionsparteien zum' Aus­
druck gebracht und dabei Feststellungen über den 
Gang der Dinge gegeben hat, die ich restlos unter­
streichen möchte. Aber was ich nicht kann, das ls.t, 
daß ich es ohne Widerspruch über die Bühne gehen 
lasse, wenn man nun unserem verehrten Herrn Minil­
stel'präsidenten in seiner Eigenschaft als Präsident des 
Bundesrats den Vorwurf macht, er sei im Bundesrat 
umgefallen. 

(Sehr richtig! bei den Regierungsparteien.) 

Meine Damen und Herren! Namens meiner Fraktion 
muß ich diesen Vorwurf mit aller Entschiedenheit zu­
rückweisen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Ich erspare es mir, auf die Einzelheiten einzugehen. 

Aber eins muß ich doch zur Begründung global s.agen 
und das ist, zwischen dem 4. November 1954, als 
wir hier auch darüber gesprochen hatten, und dem 
18. März 1955, als die Entscheidung im Bundesrat fiel, 
da haben sich Dinge ereignet, die bei der Entschei­
dung des Bundesrates von ausschlaggebender Bedeu­
tung sein mußten. Nur durch die Annahme im Bundes­
rat ist es möglich gewesen, das Gesamtwerk der Pari­
ser Verträge, nachdem ein Großteil der Wünsche, die 
am 4. November 1954 der Herr Ministerpräsident hier 
einzeln und ausdrücklich aufgezählt hat, im weiteren 
Gang der Verhandlungen. insbesondere bei den Ver­
handlungen in Baden-Baden ausgeräumt bzw. in einem 
günstigen Sinne entschieden worden sind. 

(Abg. Hertel: Wenn Sie das aber beweisen 
müssen, Herr Kollege Dr. Boden, dann be­

kommen Sie Leibweh!) 

Meine Damen und Herren! Wir sind uns ja darüber 
einig, daß wir die grundsätzliche Debatte gar nicht 
mehr führen wollen. 

Im übrigen, Herr Kollege Hertel, gilt hier etwas ganz 
ähnliches, was ich vorhin von der Meinung des Staats­
bürgers gesagt habe: ob das, was für die Saar durch 
den 18. März beschlossen und entschieden worden ist, 

gJ.üddich ist im Sinne unserer deutschen Saar, das ent­
scheiden ;wir nicht, das entscheidet Bonn nicht, das ent­
scheiden die anderen Staaten nicht, das entscheidet die 

- Weltgeschichte. Und diesem Urteil wollen und müs­
sen wir uns unterwerfen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien. - Wider­
sprud1 bei der SPD.) 

Wenn ich m.tn zum Schluß zu dem Haushaltsplan des 
Herm Ministerpräsidenten im einzelnen ein kurzes 
Wort sagen darf, so betrifft das lediglich die Vorlage 
II/1060, das ist der neue Antrag. der hier seitens der 
SPD gestellt worden ist. 

Hier möchte ich aus den Verhandlungen des Haus-
' · halts- und Finanzausschusses folgendes feststellen. Die 

Debatte über die Frage, ob hier eine Genehmigung sei­
tens des Mini.sterrates beibehalten werden soll oder 
nicht. ist aus der Mitte des Ausschusses veranlaßt v.ror­
den. Ich stelle ausdrücklich fest, daß der Herr Minister­
präsident, der anwesend war, diesen Antrag nicht 
selbst gestellt hat und daß er auch selbst von vorn­
he1·ein s lch uninteressiert erklärt hat an dem Beschlusse 
des Ausschus8es. Ich darf Ihnen aber mitteilen, wie 
die ganz~ Sache sich entwickelte. Es handelte sich um 
die bekannten Zuschüsse für die staatspolitische Be­
treuung der Bevölkerung, so will ich kumulativ sagen, 
die bisher mit 120 000 DM angesetzt waren. Dieser An­
satz wurde auf 200 000 DM erhöht. Diese 200 000 DM 
wurden aber untergeteilt, indem zuni-\chst der in Son- · 
derposition der ·Erläuterung stehende Ansatz für den 
,,Ring po1iti.scher Jugend" von 50 000 DM auf 70 000 DM 
erhöht wurde, und daß der bisherige Globalansatz 
von 70 000 DM, aus dem u. a. 20 000 DM an den 
Bj..irgerkundlichen Arbeitskreis gezahlt wurden, ge­
teilt wurde insofern, als man den Zuschuß für den 
Büge1·kundlichen Arbeitskreis herausnahm, als Spezial­
position ansetzte und von 20 000 auf 50 000 DM erhöhte. 
Dann blieben 80 000 DM zur Verfügung für allgemein 
gehaltene Antr~ige. 

Ich ~uß „~~1ächst meinerseits feststellen, daß auch -
l.lnd :t.W!I-+ ?uf \Vunsch, ich glaube des Herrn Kollegen 
Schmidt selber - schon in der Ausschußsitzung der 
Ministerpräsiden~ aufgefordert wurde, in großen Zü­
gen eine Erläuterung über die Verwendung der vor­
jährigen 50·000 DM geben zu lassen. Durch den Sach­
bearbeiter, Herrn Oberregierungsrat Duppre, wurde 

l 
. ~uch e~p,e gapze Reihe von Positionen verlesen. Daß 

"· b..ter eine . $1nseitlgkeit bestehen könnte - ich selbst 
habe nicht den geringsten Eindruck davon gehabt - , 
ist mit keinem Wort im Ausschuß erwähnt worden. 

Wenn der hier vom Herrn Kollegen Schmidt ange­
führte Fall zur Rechtfertigung des Vorwurfs der Ein­
seitigkeit dienen könnte, dann möchte ich !bitten, daß 
im Interei;se der Sache dieser Fall genauestens auf­
geklärt wird. Ich weiß mich sehr gut zu erinnern, 
daß unter den aufgezählten Fällen ein größerer Betrag 
von mehreren tausend Mark für die Gewerkschafts­
jugend dabei war. 

{Abg. Völker: 2500 DM!) 
- Ganr: rechtt 

ICh würde also bitten, daß, wenn man schon solche 
Anwürfe gegen den Herrn Ministerpräsidenten erhebt, 
diese hieb- und stichfest nachgewiesen werden. 

Meine Damen und Herren! Im übrigen sind zu dem 
Haushaltsplan des Herrn Ministerprä!;ident.en, wie 
auch von ~en Fraktionen anerkannt wurde, irgend­
welche nennenswerte Änderungen nicht vorgeschla­
gen worden. Ich bitte Sie, den Antrag Drucksache 
II/1060 abzulehnen und im übrigen dem Haushalts­
plan Ö2 ·rtire Zustimmung zu erteilen. 

(Beifall bei den 'Regierungsparteien.) 
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P.rl1ldent Wolters: 

Das Wort hat Herr Ministerpräsident Altmeier. 

Mlnlster9räsident Altmeier: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Um 
gleich mit dem letzten zu beginnen, nämlich mit der 
Etatposition Titel 306 - Demokratische Aufbauarbeit -, 
die im vergangenen Jahr 50 000 DM befragen hat. Da­
zu möchte ich folgendes sagen: 

Der Herr Kollege Schmidt hat heute morgen von 
einer einseitigen Verteilung gesprochen. Diese Ein­
seitigkeit müßte definiert werden. Solange das nicht 
geschieht, bin ich nicht in der Lage, zu diesem An­
wurf Stellung zu nehmen. Worin soll die Einseitigkeit 
bestehen? Ich dar! feststellen, daß ich dem Herrn Kol­
legen Schmidt die Liste zur Einsichtnahme sofort zur 
Vertilgung gestellt habe. Wie mir berichtet wurde, hat 
er sich eine halbe Minute iang die Liste angesehen. 
Ich darf weiterhin feststellen, daß ein Antrag der Ge­
werkschaftsjugend im vergangenen Jahr eingegangen 
ist. Hier wurde beschlossen, einen Zuschuß in Höhe 
von 2000 DM zur Verfügung zu stellen, worüber der 
Gewerkschaftsbund in Mainz am 8. Dezember in einem 
liebenswürdigen Brie! - gezeichnet Uhrig - .an die 
Staatskanzlei gedankt hat. 

Ich darf schließlich feststellen, Herr Kollege Schmidt, 
daß ein weiterer Antrag in der Staatskanzlei nicht vor­
liegt, so daß ich bitten möchte, auf jeden Fall Herrn 
Minister Dr. Haberer die Möglichkeit einer eingehen­
den Überprüfung zu verschaffen. 

Meine Damen und Herren! Ich darf dem Herrn Ab­
geordneten Klein danken !ür die zustimmenden Aus­
führungen zu den verschiedenen politischen Fragen, die 
er angeschnitten und die zu erledigen sich die Landes­
regierung im vergangenen Jahre bemüht hat. 

Herr Abgeordneter Klein hat vor allem auch die 
Frage der Landbeschlagnahmungen angerührt und alle 
die Schwierigkeiten, die sieb daraus für die Betroffenen, 
aber auch für die Behörden ergeben haben. Ich stimme 
dem Herrn Abgeordneten Klein absolut zu, wenn er 
gesagt hat, daß hier der Größere, der Bund, ange-. 
sprochen ist in der Frage einer schnelleren Entschädi­
gung, der Landersatzbeschaffung, der Siedlung und 
der Errichtung neuer Bauernhöfe für jene, die ihr:? 
eigene Scholle verlassen mußten. 

Meine Damen und Herren! Wir haben bisher in der 
Gemischten Kommission, die seinerzeit au! Grund der 
noch bestehenden Besatzungsbestimmungen· gebildet 
wurde, bel jedem einzelnen Fall. immer wieder den 
Versuch gemacht, ihn zu verhindern, wenn er nach 
unserer Auffassung mit den volkswirtschaftlichen Ge­
sichtspunkten nicht in Einklang gebracht werden 
kennte, oder Abmilderungen zu er-1"'eichen, zu ver­
langen, daß au! diese und auf jene Gegebenheiten 
Rücksicht genommen wird. Ich kann sagen, daß in 
vielen Fällen unser Mühen nicht vergeblich gewesen 
ist, sondern zu einem Erfolg geführt hat. 

Ich glaube, daß, wenn wir demnächst pach der Rati­
fizierung der Verträge nun diese Dinge nicht mehr 
mit der Besatzungsmacht zu verhandeln haben, son­
dern vom Land zum Bund, dann auch neue Formeln 
gefunden werden können, um hier den berechtigten 
Belangen unseres Landes Rechnung zu tragen, um auf 
der anderen Seite den Notwendigkeiten zu entspre­
chen, die sich daraus ergeben, daß Entsthädigungen 
geleistet werden müssen und daß vielerlei getan wer­
den muß, wie Herr Abgeordneter Klein es dankens­
werterweise hier vorgetragen hat. 

. , , . . '. '" ~·„ ' . . 

. Ich muß ein paar Worte sagen zu den Bemerkun­
gen des Herrn Abgeordneten Schmidt, bei denen es 
sich um das „Zahlenspiel" gehandelt hat, von dem ich 
gesprochen hatte. Herr Kollege Schmidt hat gemeint, 
ich hätte Zahlen angeführt, um die weitere Existenz 
des Landes wieder einmal zu beweisen. Meine Damen 
und Herren! Ich habe es nicht für notwendig gehal­
ten - und ich unterstreiche es auch jetzt -, heute vor­
mittag auch nur ein einziges Wort in der Frage der 
Länderreform und der Ländergrenzen usw. zu spre­
chen; sondern ich bin ausgegangen von Zahlen, die der 
Herr Kollege König nach dem Sitzungsbericht am 25. 
Januar hier genannt hat, als er die Aufkommen an 
Landessteuern von Niedersachsen , Rheinland-Pfalz, 
Schleswig-Holstein - allerdings ohne Zeitangaben -
ausdrücklich erwähnt hat, denen ich heute die Ver­
besserung und die Veränderungen im Laufe des letzten 
Jahres sachlich gegenübergestellt habe. Ich meine, Sie 
sollten (zur SPD) doch nicht - wie soll ich sagen -
gleich so aufgeregt werden, wenn eine solche rein 
sachgemäße Feststellung gemacht wird. Warum soll 
denn alles und jedes hier immer unter dem Gesichts­
punkt der „Existenz des Landes" dargestellt werden'! 
Meine Damen und Herren! Kann denn die Landes­
regierung, kann denn der Ministerpräsident nicht ein­
mal diese oder jene Feststellung treffen, ohne daß er 
gleich verdächtigt wird, hier über die Existenz des 
Landes zu sprechen. 

(Beifall bei der CDU.) 
Ich muß doch einmal die Frage stellen: Was wird in 

Bayern oder in Niedersachsen gesprochen, wenn dort 
von denselben Problemen die Rede ist, die ich heute 
vprm!ttag hier vorgetragen habe'! Ich habe gar keine 
Beweisführung unternonunen, um irgendwie die wei­
tere Existenz des Landes nachzuweisen. Ich bin der 
Auffassung, meine Damen und Herren, daß wir das 
im gegenwärtigen Augenblick überhaupt nicht mehr 
nötig haben, 

(Abg. Dr. Boden: Sehr richtig!) 
weil die Entwicklung hier die Antwort gibt, weil d ie 
Frage der Entscheidung des Ländergrenzenproblems -
das ist schon hundertmal an d ieser Stelle auch von 
mir ausgesprochen worden - im Artikel 29 begründet 
liegt, der zum Beispiel sofort zum Tragen kommt, wenn 
demnächst die vom Bundesrat angenommenen Ver­
träge ihre Wirksamkeit erlangt haben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 
Der Herr Kollege Schmidt hat in diesem Zusammen­

hang in beachtlichen Bemerkungen Bezug genommen 
auf das, was ich über den Bundesrat und das Zusam­
men wirken von Bundesrat, Bundestag und Bundes­
regierung ·gesagt habe. Er hat von dem zu engen Zim­
mer gesprochen, also von der Struktur, und er ist der 
Meinung, daß hier die Entwicklung weitergehen wird. 
Meine Damen und Herren! Das ist eine Frage. die der 
großen Politik aufgegeben ist. Ich hatte heute vormittag 
bei meinen Ausführungen von dem Tatbestand auszu­
gehen, wie er sich nach dem Grundgesetz ergeben hat. 
Ob die große Politik in Deutschland, Herr Kollege 
Schmidt, die Frage des föderativen Staatsaufbaues 
einmal ändert, ob sie wieder einen „zentralen Eintopf" 
schafft, wie wir ihn ja - Gott sei's geklagt! - leider 
erleben mußten, ist, wie ich schon sagte, der Dynamik 
dei;- politischen En twicklung in Deutschland aufgegeben. 
Ich werde bei einer solchen Auseinandersetzung be­
stinunt auf der Seite derer sein, die die bundesstaat­
liche Entwicklung für Deutschland als die gemäße und 
beste Form ansehen. 

(Bei!all bei der CDU.) 
Sie, meine Damen und Herren von der SPD, sind 

vielleicht auf der Seite des Bundeseinheitss taates. Ich 

' •' ·~ :· : 
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(Ministerpräsident Altmeler} 

bin persönlich der Auffassung, Herr Kollege Schmidt, 
daß ich bei einem Eintreten für eine bundesstaatlidle 
Entwicklung in einem echten föderativen Sinne, wie 
ich es heute vormittag vorgetragen habe, zwn Beispiel 
in Reih' und Glied marschieren werde mit Ihrem 
Parteifreund Kopf von Niedersachsen und Ihrem Par­
teifreund Hoegner in Bayern. 

(Abg. Schmidt: Entschuldigen Sie, sogar mit 
mir, Herr Ministerpräsident!) 

- Gut, aber ich mußte diese Frage ja ansprechen, weil 
Sie diese heute vormittag angesprochen haben. Ich 
wollte also damit sagen, daß hier der Bundespolitik 
eine Zukunftsaufgabe gegeben ist, die aber heute vor­
mitta.e: in meinen Ausführungen oder gar bei der Aus­
einandersetzung über unseren Etat nicht zur Debatte 
stand. zu gegebener Zeit wird auch über diese Frage 
- gebe Gott, daß dies bald kommt; sicherlich dann, 
wenn wir die gesamtdeutsche Einheit wieder herbei­
geführt haben - \\>ieder gesprodlen werden können. 

Es i~t. eben schon von Herm Dr. Boden gesagt wor­
den, daß die heute vormittag hier angesdlnittene Frage 
des sogenannten „gelenkten Elternwillens'' eigentlich 
in die Debatte über den Etat des Kultusministers ge­
hört. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig!) 

Aber da diese Frage angesprochen worden ist, meine . 
Damen und Herren, darf ich ein Wort dazu sagen. 

Ich hatte ja schon den Zwischenruf gemacht, daß das 
Verfassungsrecht, das zur Zeit in Hessen besteht -
der Abgeordnete Schmidt hatte ja die Frage gestellt, 
warum es hier praktiziert wird und drüben nicht -, 
das Elternrecht nicht kennt, und daß infolgedessen 
aurn keine irgend...,,vie gearteten Institutionen der Eltern 
oder andere Institutionen in Hessen heute au! G~d 
von verfassungsmäßigen Bestimmungen die Praktizie­
rung des Elternrechts verlangen können. Dieses Eltern­
recht besteht aber in unserer Verf.assung, 1.L1'l.d in!ol.ge­
dessen ist es - das ist schon oft hier ausgesprochen 
worden - die Aufgabe einer jeden Landesregierung, in 
der Treue vor dem verfassungsmäßigen Recht jene Be­
stimmungen durchzuführen und zu achten, die sich 
hieraus, insbesondere aus dem Artikel 29 der Ver­
la:s:sung, ergeben. 

Und wenn heute vormittag gefragt worden ist, war­
um denn in den vier Jahren vorher - idl glaube, so 
lautete die Frage - die Fragen der Schule nicht prakti­
ziert worden seien, dann muß ich im Interesse der 
Wahrheit doch wohl darauf hinweisen, daß in. den 
Jahren von 1947 bis 1951 sehr viele Schulen in der 
Pfalz konfessionalisiert worden sind, wobei es sich 
zum Teil - ich betone, zum Teil - um solche handelte, 
die in der Form der Wiedergutmachung, der Wieder­
herstellung des Zustandes von vor 1933, in eine katho­
lische oder evangelische Bekenntnisschule umgewan­
delt worden sind, andererseits auch um solche Schulen, 
bei denen diese Umwandlung auf Grund des Eltern­
rechts sowohl für die evangelischen als auch für die 
katholischen Kinder neu verlangt worden ist. 

(Zuruf des Abg. Bögler.) 

- Ja, das können Sie doch nicht bestreiten, Herr 
Bögler! 

(Abg. Völker: Wo denn?) 

- In der Pfalz! Wir: sind bereit, Ihnen darüber einmal 
e.ine Liste aufzustellen; darin werden wir dann einmal 
die Orte nennen, die deshalb wieder koniessionalisiert 
wurden. weil sie vor 1933 so waren. 

(Abg. Bögler: Wird ja nicht bestritten; das zeigt 
nur unsere Toleranz!) 

- Sdlön, wil,"d nicht bestritten - und andere, die das 
neu verlangt haben, sowohl im katholischen wie im 
evangelischen Raum. Nur, meine Damen und Herren, 
das kanri ·der Rerr Kollege Schmidt mir ja nicht be­
streiten - und deshalb sage ich es ja -: Es ist gefragt 
worden,' warum man das denn jetzt erst mache und 
warµm da?Ilfl,l~ dasselbe nicht geschah. Damals war die 
Situation eine andere. Ich weiß, daß diese Frage auch 
damals itn Kabinett eine Rolle gespielt hat; aber im 
Kabinett wuroe damals gerade von Ihren Ministern 
dem d:am.aligen Kultusminister Dr. Süsterhenn f!rklärt, 
daß es sich hier um eine Frage handele, die in die 
alleinige Zuständigkeit des Kultusministeriums ge­
höre., so daß der Wunsch ausgesprochen '<N'Urde, das 
Kabinett damit nicht zu beschäftigen. 

(Abg. Martenstein: Hört, hört!) 
Nun, meine Damen und Herren - -

(Abg. Völker: Und was war mit Rheinhessen·n 

Wotnit1 
(Abg. Völker: Was war mit Rheinhessen, 

Herr Ministerpräsident?) 

- In Rheinhessen sind keine Anträge gestellt worden. 
(Abg. Völker: Darum geht es aber!) 

- Nein, es geht darum, daß Herr Abgeordneter Schmidt 
heute vonnittag erklärt hat, daß in den letzten vier 
Jahren, das heißt von der heutigen Landesregierung, 
Veränderungen von dem „gelenkten Elternwillen·' 
durchgeführt worden sind, und das wäre früher, als 
die SPD mit in der Regierung war, nicht der Fall ge­
wesen. Daraufhin hatte ich festzustellen, d aß das da­
mals in der politischen Auseinandersetzung deshalb 
nidlt der Fall war, weil das Kabinett sich damals auf 
den Stand{Xmkt gestellt hat - und zwar auf Vorschlag 
Ihrer Minister -. daß es sich um eine Angelegenheit 
handele, die in der alleini'gen Zuständigkeit des Kul­
-tusministers zu vertreten und zu erledigen sei, so daß 
es d<'trüber dann a uch keine politische Auseinander­
setzung gegeben hat. 

(Hört, hürt ! Ltnd Beifall bei den Regierungs­
par'teiel'I. ·- Abg. Völke r : Und die Abmachung, 
Herr · Minlst.erpräsident, daß in Rheinhessen 

daran nicht gerührt werden sollte?) 

- Ich habe bisher ganz klar gesprochen, Herr Kollege 
Völker! 'Wenn Sie dazu noch etwas zu sagen haben, 
dann stehe ich Ihnen nachher, wenn Sie das hier be­
gründet halJen, auch gern zur V~rfügung. 

Nun, meine Damen und Herren, zu der Frage der 
Saar, die heute vormittag hier angesdlnitten worden 
ist. Ich glaube, es ist auch hier erforderlich, ein Wort 
zu sagen darüber, daß der Bundesrat am vergangenen 
Freitag nicht nur das Saarstatut behandelt hat, son­
dern auch . di~ Pariser Verträge. 

Erstens den Deutschlandvertrag. Der Deutschland­
vertrag„ meine Damen und Herren. ist von den vier 
Gesetzen das alleinige gewesen, das der ausdrück ­
lichen Zustimmung des Bundesrates bedarf, und dieser 
Vertrag wäre gescheitert, wenn etwa der Bundesrat 
mit Mehrheit seine Zustimmung zu diesem Gesetz 
abgelehnt hätte. Ich darf feststellen, daß der Deutsch­
landvertrag im Bundesrat mit 29 Stimmen gegen 9 
Stimmen von Hessen und Niedersachsen die ausdrück­
liche Zustimmung gefunden hat. Diese Zahl von 29 
Stimmen macht mehr als zwei Drittel aus und be­
·deutet, daß auch sozialdemokratisch regierte Länder 
wie :S~en und Bayern ausdrücklich zugestimmt 
haben. 

. Das zweite Gesetz, meine Damen und Herren, ist 
der Truppenvertrag, und das dritte Gesetz ist der 
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Brüsseler-Pakt-Vertrag. Beide Gesetze bedilrfen nicht 
der Zustimmung des Bundesrates. Sie hätten also 
einen Aufschub durch die Anrufung des Vermittlungs­
ausschusses erfahren können. Anträge auf Anrufung 
des Vermittlungsausschusses sind aber zu beiden Ge­
setzen nicht gestellt worden, so daß man feststellen 
kann, daß der Bundesrat diese beiden Gesetze einstim­
mig hat „passieren lassen". 

(Hört, hört! bei der FDP.) 

Und schließlich hat der Bundesrat in Verbindung 
damit die Entschließung über die Viermächteverhand­
lungen und über die Wiedervereinigung Deutschlands, 
die der Bundestag einstimmig angenommen hatte, 
ebenfalls zu der seinen gemacht und sie ebenso wie 
der Bundestag ein.geleitet mit dem Satz: 

Die Einheit Deutschlands als Staat und seine Frei­
heit zu wahren und mit friedlichen Mitteln zu voll­
enden bleibt die vordringliche Aufgabe der deut­
schen Politik. 

Und nuil, meine Damen und Herren, viertens das 
Saarstatut, das Gesetz betreffend das am 23. Oktober 
1954 in Paris unterzeichnete Abkommen über die Saar. 

Hier ist festiustellen, daß auch ~i diesem Gesetz 
ein Antrag, das Saarstatut abzulehnen - d. h. den Ver­
mlttlungsausschuß anzurufen mit dem Ziel, das Ge­
setz zu beseitigen ... überhaupt nicht gestellt worden 
ist. Auch die Regierung von Hessen, die den Antrag 
auf Anrufung des Vetrnittlungsausschusses einbrachte, 
hat darin nicht die Beseitigung des Gesetzes verlangt, 
sonde~n sie hat verlangt, daß das Ratifizierungsgesetz 
eine Änderung im-Artikel l erfahren solle, wonach die 
Vorau.ssetzWlgen für die Ausfertigung der Ratifizie­
rungsurkunde festgelegt werden sollten; es sind unge­
fähr die gleichen Bedingungen, wie sie auch in Wlserer 
Entschließung stehen. Es wird weiterhin die Frage des 
räumlichen Geltungsbereiches behandelt Gemeint sind 
damit die 102 Gemeinden. Schließlich wurden noch die 
Freiheiten der politischen Parteien als Voraussetzung 
für die HinterlegWlg der Ratifizierungsurkunde ver­
langt. 

(Abg. Bögler: Aber der hessische Antrag war doch 
die Brücke für Sie, Herr Ministerpräsident!) 

- Ich werde darauf zu sprechen kommen. 

Es ist also in diesem Antrag auf Anrufung des Ver­
mitUungsausschusses auch von der hessischen Regie­
rung nicht das Saarstatut abgelehnt oder seine Besei­
tigung verlangt worden, sondern lediglich die Ände­
rung eines Gesetzes, die allerdings im Endeffekt, ohne 
daß es offen ausgesprochen wurde, doch die Beseiti­
gung des Saarstatuts bedeutet hätte. 

Es ist wichtig, dies festzuhalten; besonders dann, 
wepn in der „Freiheit" heute vormittag die Unwahr­
heit steht; denn sie schreibt in der Überschrift "Der 
Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz stimmte dem 
Saarstatut zu". Das ist deshalb elne Unwahrheit, weil 
es sich nicht um ein Zustlmmungsgesetz gehandelt und 
im Bundesrat überhaupt keine Abstimmung über die 
Zustimmung zum Saarstatut stattgefunden hat. Man 
sollte doch gerade in die1>en Dingen absolut, auch vor 
der Geschichte, bei der Wahrheit bleiben. 

(Unruhe im Hause.) 
Bei der Wahrheit bleibt auch nicht die Entschließung 

des Bundespartelvorstandes der SPD, wenn sie sagt, 
diese Haltung von Rheinland-Pfalz wiege besonders 
schwer, weil 140 Gemeinden dieses Bundeslandes von 
Frankreich widerrechtlich dem Saargebiet einverleibt 
worden seien. Die Landesregierung von Rheinland­
Pfalz habe damit nicht nur den Deutschen an der Saar 
geschadet, sondern auch Menschen preisgegeben, die 
rechtlich Bürger ihres Landes seien. Von 140 Gemein-

den kann schon gar nicht gesprochen werden. Es sind 
vielmehr 102. Auch die übrigen Feststellungen - darauf 
komme ich gleich zurück - müs~cn zurückgewiesen 
werden. 

(Unruhe und Zurufe: Klarheit!) 

Ich bin immer für Klarheit. Es waren einmal 14J. 
Aber dann sind 1947 wieder soundso viele zurückge­
gliedert worden. Wenn schon, dann muß man es e~n 
ganz klar ausdrücken. zumal sonst das Gefühl zurüdc­
bleibt, als ob irgendeine „Fernlenkung„ stattgefunden 
hätte, die man dann aber au! der anderen Seite nicht 
ganz begriffen habe. 

Mir hat z.B. am Abend der Sitzung des Auswärti-. 
gen Ausschusses ein hoher Vertreter von Hessen - ich 
will nicht sagen höhnisch - aber doch ct ie merkwürdige 
Frage gestellt : „Gelt, Ihnen ist für die Wahl die Fraie 
der 102 Gemeinden sehr unerwünscht?" - Ich habe ihm 
geantwortet: „Gelt, Ihnen ist di~se Frage der 102 Ge­
meinden einen Wahlschlager wert!" - Es war auch sehr 
interessant, als der Vertreter von Bayern im Auswär­
tigen Ausschuß sagte, sie seien von Bayern aus an den 
102 Gemeinden doch außerordentlich interessiert; denn 
von diesen 102 Gemeinden seien mindestens ca. 80 aus 
der früheren bayerischen Pfal2. - Der Mann hatte et­
was gehört, aber er hat dann alles wie Kraut und Rü­
ben durcheinandergeworfen. Er hat an die Gesamtheit 
der Gemeinden aus der Pfalz innerhalb des Saargebie­
tes nach dem Gewaltakt von 1945 gedacht und diese 
mit den 102 Gemeinden zusammengeworfen. Tatsäch­
lich handelt es sich bei den 102 Gemeinden nur um 7 
oder 8 pfälzische Gemeinden, während es sich bei al­
len übrigen um solche aus dem Regierungbezirk Trier • . 
insbesondere aus den Kreisen Saarburg, Birkenfeld 
usw. handelt. 

Nun zu den 102 Gemeinden! Darüber ist an dieser 
Stelle am 5. November vorigen Jahres einiges gesagt 
worden. Jeder von uns kennt auch die Entwicklung, 
die seit 1945 zu dem heutigen Zustand geführt hat: 
einmal, indem das Gros dessen, was wir Saargebiet 
nennen, 1945 abgetrennt und französisch besetzt wurde, 
zum zweiten, indem man 1946 und 1947 die erwähnten 
102 Gemeinden durch einen zweiten Bcsatz~mgsakt ab­
trennte und schließlich, indem durch die sogenannten 
„geringfügigen Londoner Grenzveränderungen" im 
Jahre 1949 die Gemeinde Kirr~nberg herausgeschält 
worden ist. 

Ich habe am 5. Novembe1· vorigen Jahres an dieser 
Stelle gesagt: 

Die Landesregierung sieht keinen Unterschied zwi­
schen dem völkerrechtlichen Gewaltakt der Los­
lösung des früheren Saargebietes und dem zweiten 
Gewaltakt seit der E rweiterung mit diesen Gemein­
den. Mit anderen Worten: Beide Loslösungen sind 
staats- und völkerrechtlich gleich zu beurteilen, zu­
mal ein Bestehen auf der Rückgabe lediglich dieser 
Gemeinden möglicherweise als ein Verzicht auf das 
Saargebiet ausgelegt werden könnte. 

Deshalb bin ich auch heute noch der Meinung - es . 
Ist im Laure der letzten Monate darüber auch verant­
wortlich mit allen in Frage kommenden Stellen sehr 
viel gesprochen worden -, daß es nicht zu verantwor"7 
ten wäre, wenn jetzt eine getrennte Rückgliederung 
nur dieser 102 Gemeinden, also des kleineren 'l'eiles, 
betrieben und dadurch der größere Tt'!il um so gefähr­
deter werden würde. 

Meine Damen und Herren! Ich habe an dieser Stelle 
im Laufe der letzten Jahre sehr oft über die Saar ge-:­
sprochen und darauf hingewiesen, daß vor allem die 
sogenannte „Europäislerung", wie sie im van Naters­
Plan betrieben worden Ist, zweifellos die endgültige 
Abtrennung der Saar von Deutschland bedeutet hätte. 
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Auch das Saarstatut, wie es uns vorliegt, begegnete 
im November größeren Bedenken unsererseits. Darüber 
ist an dieser Stelle am Ei. November sehr eingehend 
gesprochen worden, aber nicht in dem Sinne, als wenn 
ich das Saarstatut damals abgelehnt hätte, denn sonst 
hätten wir ja dem SPD-Antrag zustimmen müssen -
der damals die Ablehnung verlangte -, gesprochen 
wurde vielmehr in dem Sinne, daß wir damals Klar­
stellungen, Interpretationen, Erklärungen usw. ver­
langten. Darüber - es ist schon gesagt wotden - ist in 
den vergangenen Monaten viel hin und her verhandelt 
worden. Es sind Zusicherungen der Bundesregierung 
gegeben worden sowohl im Bundestag durch die öf­
fentlichen Erklärungen des Bundeskanzlers wie auch 
jetzt wieder im Auswärtigen Ausschuß. Es wurden alle 
mögliehen von uns verlangten Klarstellungen und zu­
sätzlichen Erklärungen abgegeben. 

Im übrigen habe ich fesfaustellen, daß wir uns im 
Bundesrat mit unserer Stimmabgabe genau so verhal­
ten h<lben, wie es dem Mehrheitsbeschluß dieses Hohen 
Hauses entsprochen hat. Wir haben es abgelehnt, den 
Ve1-mittlungsausschuR anzurufen. Das war der SPD­
Antrag, er wurde hier abgelehnt. Wir haben uns nicht 
nur die Entschließung des Hohen Hauses hundertpro­
zentig zu eigen gemacht, sondern sie ist noch erwei­
tert worden, vor allem im Punkt 4, wonach die Bun­
desregierung durch den Bundesrat „ersucht wird, bei 
der Durchführung des Saarstatuts der vorstehend .dar­
gelegten Auffassung des Bundesrates Rechnung zu tra­
gen". 

Meine Damen und Herren 1 Das Saarstatut war um­
stritten bis zur letzten Stunde; es war besonders um­
stritt~m wegen des Art. VI, wegen der politischen Frei­
heiten , für die wir Erklärungen erhalten haben, die 
uns befriedigen. Es war umstritten vor allem auch im 
Hinblick auf die Frage: „endgültig oder Provisorium" 
nach dem Artikel IX. Ich habe das letzte Mal an die­
ser Stelle ausgeführt, daß gerade auf diesem Gebiete 
im Laufe der Monate seit November soviel Zusiche­
rungen und Garantien gegeben worden sind, 

(Richtig! bei der CDU.) 

daß an der Tatsache des Provisoriums heute nie­
mand mehr, der es ernst mit der Auslegung meint, 
irgendwie rütteln kann. 

(Beifall bei der CDU.) 

Wir haben die Erklärungen von Amerika, wir haben 
die Erklärungen von England, wir haben die Erklärun­
gen des Herrn Mendes-France, die er noch als Mini­
sterpräsident im Parlament abgegeben hat, wobei er 
auf die Frage eines französischen Abgeordneten laut 
Protokoll in der Kammer ausdrücklich antwortete. Es 
heißt da wörtlich: 

Die endgültige Lösung wird niemals gegen den 
Willen des saarH\ndischen Volkes gefaßt werden 
können. 

(Hört, hört! bei der CDU.) 

Wir haben die Zustimmung der englischen Regie-
rung, worin es u. a. heißt: 

Bei der Friedenskonferenz wird die Regierung Ihrer 
Majestät ebenfalls eine Lösung unterstützen, die 
auf der bereitwilligen Annahme durch die Saarbe­
völkerung und durch die französische und die deut­
sche Regierung basiert. 

Das ist also ausdrücklich anerkannt; die Ausfüh­
rungen des Herrn französischen Außenministers Pinay 
in der französischen Kammer habe ich Ihnen das letzte 
Mal schon vorgetragen. 

Gerade bei dieser Entwicklung, die die völlige Klar­
heit des provisorischen Charakters - so wie wir die 

Klarheit damals verlangten - bis zu einem Friedens­
vertrag ausdrücklich dargelegt hat, sollte, meine Da­
men und Herren, von uns in Deutschland das Saar­
Statut in dei:- Auslegung dieser Paragraphen wirklich 
nicht mehr bestritt.en werden. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr gut!) 

Wir haben erstens die Zusicherung der friedens­
vertragl.ichen Regelung, die ja nicht mehr - wie es 
1947 der Fall gewesen wäre - auf der Basis: hier die 
Siegermächte und dort das unterlegene Deutschland -
erfolgt, sondern auf Grund der außenpolitischen Ent­
wicldung zu Verhandlungen an einem Tisch führen 
wird, an dem die gesamtdeutsche Regierung mit dabei­
sitzefi wird. Die gesamtdeutsche Regierung, die dann 
über diesen Friedensvertrag mit zu verhandeln haben 
wird, untersteht dem dann wieder vorhandenen ge­
samtdeutschen Padament. 

Das Rind schon zwei Sicherungen, zu denen die dritte 
kommt: nämlich die Zustimmung der Bevölkerung zum 
Friedensvertrag. 

Meine Damen und Herren! An diesen Tatbeständen 
kann niemand vorbeigehen. Es mag sein - und das 
soll nicht bestritten werden -, daß weiß Gott noch Be­
denken genug übrigbleiben; aber auf der anderen 
Seite muß doch auch jedem von uns in seiner poli­
tischen Gewissensentscheidung zugestanden werden, 
daß hier Fakten geschaffen worden sind, von denen 
am 5. November noch nicht die Rede war. 

(Zmufe: Sehr richtig[ und Beifall bei del." CDU.) 

kh darf zitieren, was vom Senatspräsidenten Kaisen 
- es ist auch vom. Kollegen Klein heute erwähnt wor­
den - im Bundesrat erklärt wurde hinsichtlich des ge­
samten Komplexes, der zur Abstimmung stand. Er 
sagte: 

Wir sind uns alle des Ernstes der Entscheidung, 
vor die wir mit der Stellungnahme zu diesem Ver­
tragswerk gestellt sind, bewußt. Es sollte keinen 
Zweifel gebeLt, daß der Maßstab der Geschichte, 
dem wir uns vor unserem Volke zu beugen haben. 
gerecht und streng ist. Wir wissen,_ daß wir mit der 
Ratitlzierung dieses Vertragswerkes erst am Beginn 
einer nach einer entsetzlichen ·Katastrophe ver­
lorenen politi~chen Handlungsfreiheit wieder stehen, 
und Ziel eines jeden Schrittes, den wir von da 
bis in die Zukunft tun, muß die Wiedervereinigung 
Deutschlands sein. 

Senatspriisident. Kai~en hat ebenso überzeugend unct 
alle tief beeindruckend gerade bei der Frage der Saar 
gesagt, daß er bei allen Teilnehmern gemerkt habe 
- gemeint war die stundenlange Auseinandersetzung 
abends im Auswärtigen Ausschuß -, wie sehr die mit 
den Verträgen verbundenen Fragen Gewissensfragen 
.sind, uber die das letzte Wort nur die Geschichte spre­
chen kann, wie es Herr Kollege Dr. Boden eben auch 
hier gesagt hat. Er hat hinzugefügt : 

. . . und ich betone das, weil ich gleichzeitig zum 
Ausdruck bringen möchte, daß gerade diese schwe­
ren Beralurigen und die damit verbundenen Gewis­
sensnöte uns einander nähergebracht haben uµd 
Freunde und Gegner der Verträge sich gegenseitig 
die Achtung nicht versagen. 

Meine Damen und Herren! Das ist die klal'e Situation. 
Wenn wir allein übei· das Saar-Statut zu verhandeln 
gehabt hätten, dann hätten wir bestimmt anders ge­
handelt.. a):)e1: es kann doch niemand bestreiten, daß 
vor uns <las ganze große Vertragswerk gestanden hat, 

(Sehr rich.tigl bei der CDU.) 
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und daß es sich nicht um die Frage gehandelt hat, ob 
der Vermittlungsausschuß angerufen wird mit einer 
Verzögerung von drei oder vier Wochen: wobei. dan_n 
diese Verzögerung den an.deren in Frankreich, die die 
Verträge nicht wollen, die Gelegenheit daz.u geboten 
hätte, zu sagen: Schaut nach Deutschland, wie sie drü­
ben abgelehnt haben! 

(Lebhafter Beifall bei der CDU.) 

Die gesamte außenpolitische Entwicklung hat also 
hier vor der Verantwortung des einzelnen gestanden, 
das ganze große Werk. Und, meine Damen und Herren, 
in dieser Sicht hatten wir izu entscheiden; in dieser 
S!c..11t hat die Landesregieru....,,g entsc.ltleden; in dieser 
Sicht ist sie bereit. die Verant\\/Qrtuniit für ihre Ent­
scheidung auf sich zu nehmen. 

(Lebhafter Beifall ·bei der CDU.) 

Meine Damen und Herren! Sie wissen ja: ich stamme 
von der Saar; meine Wiege hat dort .gestanden und 
alle meine Vorfahren, soweit ich sie überhaupt nom 
feststellen kann, haben e.n der Saar .gewohnt, und ein 
großer Teil meiner Verwandtsmaft wohnt nom heute 
dort. Das berechtigt mich, über alles reine T.heoretisie -
ren hinaus auch noch folgendes zu sagen, daß im zu­
versich tlfch auf den deutschen und redlichen Sinn der 
Bevölkerung an der Saar vertraue, auf ihre Treue und 
Zuverlässigkeit, auf die Dynamik einer Entwicklung 
mit den politischen Freiheiten, die der Bevölkerung 
durch dieses Saar-Statut nunmehr in die Hand gegeben 
werden ihr die· Möglichkeiten schafft, einen Landtag 
zu bild~n, und die weiterhin uns allen die Möglichkeit 
gibt, danach - nacn dieser politischen Entwicklung -
dann aum die wirtschactll.<:hen Hilfen von Deutschland 
toigen lassen, die von selbst dazu führen, daß. mit allen 
diesen Garantien eines Tages ein Zustand herbeige­
führt w ird„ der die Saar schließlich und endlich bei 
Deutsdlland beläßt, wo sie hingehört hat kraft der Ver­
gangenheit und kraft der Geschichte. 

(Lebhafter Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Und ich vertraue smließlich auch, meine Damen 'Und 
Herren auf die Wirkungskraft der Gesamtheit der Ver­
träge, ~uf die Tatsache, daß der Besatzungscharaikter 
beseitigt wird. Idl frage, meine Damen und Herren : 
Wie kann ich dagegen stinunen, daß ein Gesetz zur 
Verabschiedung kommt, das endlich den BeisatrzJungs­
marakter ,beseitigt, wie es beim Deutschland-Vertrag 
der Fall war. 

(Beifall .bei der CDU.) 

Ich vertraue auf die Tatache, daß 'Wir nun .gleichbe­
rechtigt in den Kreis der demokratischen Völker des 
Westens eingegliedert werden. 

Und dies alles, meine Damen und Herren, muß uns 
die Entscheidung, die wir am vergangenen Freitag ge­
troffen haben, wert sein. Sie gibt uns die Möglichkeit 
und die Innere Kraft, unsere Entsme.idung vor der 
deutschen Geschichte, vor unserm Volke und vor der 
Zukunft dieses Volkes zu verantworten. . 

Meine Damen und Herren! Ich schließe un.d sage: Ja, 
wir haben in diesen vier Jahren, die hinter uns liegen, 
den Versuch gemacht, und sind weitgehend mit der 
Politik eer Bundesregierung mitge~gen, so wie es 
vor vter Jahren - Herr Schmidt hat es heute vormittag · 
gesagt - hier zam Ausdruck gekommen ist. Diese 
vier Jahre Uegen hinter uns. Sie liegen auch offen vor 
unserer Bevölkerung, und ich meine, es seien die Er­
folge für diese v ier fahre entscheidend, die der ein- , 
zelne Im Verglefm von 1951 bis 1955 an sich. und an der 
Gesamfäeit der politischen und wirtschaftlidlen Situa­
l!on erlebt hat. Ich vertraue darauf, daß jeder aus un-

1. 
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serem Volk empfunden und selbst festgestellt hat, wie 
sim im Laufe dieser vier Jahre eine Landesregierung 
und ein Parlament bemüht habe, den Weg weiter auf­
wärts und vorwärts zu schreiten. Weil wir darauf ver­
trauen, dürfen wir auf diese vier Jahre mit Dank­
barkeit und mit dem Gefühl einer t reu erfüllten 
Pfiimt zurückschauen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Prbident Wolters: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Sclunidt von der 
SPD-Fraktion. 

Abg. Schmidt: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Im Zu­
sammenhang mit dem Zusatzantrag der SPD-Fraktion 
zum Haushalt des Herrn Ministerpräsidenten muß ich 
feststellen, daß bei mir ein kleiner Irrtum vorgelegen 
hat. Es handelt sich nimt um eine· Ablehnung gegen­
über der Gewerkschaftsjugend, sondern um eine Al>­
lehnung gegenüber unseren Jungsozialisten. Wir wer­
den das ablehnende Schreiben der Staatskanzlei in den 
nächsten Tagen zur Kenntnisnahme vorlegen. 

Weiter bitte ich die Landesregierung, die mir zur 
Einsichtnahme vorgelegte Gesamtllste dem gesamten 
Landtage zur Kenntnis zu bringen. Ich glaube, Herr 
Ministerpräsident, ich bin dann der Notwendigkeit 

. einer Beweisführung enthoben. 

Ein paar Bemerkungen zu der Erklärupg des Herrn 
Kollegen Dr. Boden. Mein Erstaunen heute morgen, 
Herr Kollege Dr. Boden, war außerordentlich groß, als 
der Herr Ministe!1präsident .hier gewissermaßen den 
Herrn Finanzminister vertrat; denn alles das was er zu 
den Iina.nz.politischen Vorgängen auf der Bundesebene 
sagte, gehörte e~gentlim in das Ressort des Herrn Fi­
namministers. Nachdem aber der Herr Ministerpräsi­
dent die Dl11ge angesprochen hatte, fühlten wir uns 
verpflimtet, auf die Dinge einzugehen, denn sonst wä-:­
ren wir auf die Fragen erst bei dem zuständigen Haus­
halt zu sprechen gekommen. Die Tatsame, daß der 
Vorgang sich hier abgespielt hat, ist also nicht durch 
mein Verhalten zu erklären, sondern ganz eindeutig 
durch die Erklärung des Herrn Ministerpräsidenten, 

(Abg. Dr. Boden: Der aber Ausführungen machte 
in seiner Eigenschaft als Vertreter des Landes 

lm Bundesrat!) 

im übrigen ~ber glaube ich, für mich in Anspruch neh­
men zu dürfen, daß ich versucht habe, bei meinen Aus­
führungen auch den politisdlen Anschau'Ungen derer 
gerecht zu werden, die in Grundsatzfragen anderer 
Meinung sind als wir. 

Es ~ht ja leider in d ieser Hauptfrage um eine Mei­
nungsverschied.eµhelt mitten durch das deutsche Volk, 
und wer recht behalten wird - da stimme ich dem 
Herrn Ministerpräsidenten zu -, wird die Geschichte 
entscheiden. 

(Sehr r ichtig! bei der SPD.) 

In der Geschichte gibt es aber neben einer Entwick­
lung auch eine Schuld, und im Völkerleben sollten sich 
alle Staaten und Regierungen davor hüten, durch Un­
terschriften oder Erklärungen eine Entwicklung zu för­
dern, die nie im Interesse des Volkes liegen kann, das 
Regierungen und Parlamente zu vertreten haben_ 

{Abg. Matthes: Darüber streiten wir uns ja!) 

Ich möchte klarstellen und bedauere, das hier noch 
einmal hervorheben zu milssen; Wir alle werden doch 
bewegt von der Gefahr der Teilung Deutsmlands; wir 

··:·1· 
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<1lle fürchten docll um unser Volk, solange die russi­
o;d1en Solc:L".lten und die amerikanischen Soldaten sich, 
im Herzen Deutschlands stehend, einander in die Augen 
schauen können. Wir Sozialdemokraten leiten unser 
ganzes politisches Mühen ab von dem Wunsche, diases 
Einandergegenüberstehen der einzigen großen entschei­
denden Machtblöcke in der Welt wieder zu beseitigen 
und sie voneinander in einen größeren Abstand zu 
bringen. 

Wir glaub~n einfä.ch - entschuldigen Sie, verehrte 
Frau Kollegin -, daß das auch nicht gebt, indem wir 
uns vor der Wiedervereinigung ·Deutschlands einseitig 
militärisch verpflichten. 

(Zustimmung bei rlRr SPD.) 

Wir glauben, daß diese einseitige militärische Ver­
pflichtung ein Beitra.g zu der diauernden Spaltung 
Deutschlands und nicht zur deutschen Wiede1·vereini­
gung ist! 

(Bl?ifall bei der SPD. - Abg. Dr. Habighorst: 
Das ist I hr Glaube!) 

- Zugegeben, über diese Grundsatzfrage werden Sie 
und wir uns nie einigen . . Das müssen wir wahrschein­
lich der ~chichte überlassen. 

(Abg. Lorenz: Deshalb solfüm wir etw.as kürzer 
treten!) 

Aber ich habe gestern von einem unserer politischen 
Freunde einen Hinweis ·bekommen, der mich außer­
ordentlich erschfütert hat . .Es war der Bundestagsa.•bge­
ordnete Fritz Erler, der auf unseremKol>lenzerPartei­
tag als Gast sprach. Fritz Erler legte uns die Frage vor, ob 
wir in Westdeutsd1land die ganze politische Situation 
l~icht allzu stark von dem Gesichtspunkt der eigenen 
Bequemlichkeil. und der vermeintlichen eigenen Sicher­
heit aus beurteilten, ohne entsprechend Rücksicht zu 
nehmen auf die 18 Millionen Menschen, die auf Grund 
dieser Ei~enen-Sicherheits- und Bequemlichkeitspolitik 
der Bundesrepublik dann Gefangene eines verruchten 
Systems bleiben würden. 

(Abg. Korbach: Und welche politische Konsequenz 
ziehen Sie daraus?) 

- Die politische Konsequenz ist die, daß wir Sozial­
demokraten selbst dann, wenn es a'llf Kosten unserer · 
eigenen Bequemlich·keit .ginge ·und wenn dieser Be­
freiungskampf noch länger dauern und noch härter 
.sein wür<ie, glauben. daß wir nicht berechtigt wären, 
~uf Grund eigener Sicherheits- und Bequemlichkeits­
vorstellungen 18 Millionen Deutschen ihre Hoffnung 
zu nehmen. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 
Ich will damit meine Stellungnahme zu den politi­

schen Erklärungen des Herrn Ministerpräsidenten ab­
i:;chließen. Ich glaube, wir sollten .hier keine Bundes­
tagsdebatte wiederholen. 

(Sehr richtig! bei der CDU.) 

Nur zu einigen sachlichen Bemerkungen des Herrn 
Ministerpräsidenten noch ein Hinweis. Herr Minister­
präsident, zunächst hat ja meiner Unterrichtung nach 
der Sen:;itspräsident Kaisen von Bremen als Bericht­
erstatter des Außenpolitischen Ausschusses des Bun­
desrates gesprochen. Ich glaube, der Berichterstatter 
eines Ausschusses ist immer zu anderen Formulierun­
gen verpflichtet als der Parteimann. 

CAbg. Dr. Boden: Richtig!) 

Wie wir uns hier im Hause darum bemühen, so wird 
das auch im Bundesrat der Fall sein. Deshalb kann 
man Erklärungen des Berichterstatters nicht ohne wei­
teres hier gegen uns ins Feld führen. 

(Abg. Dr. Habigh.orst: Man muß sagen, daß er als 
Berichterstatter sprach!) 

· Und nQd:). etw,as. Der Herr Ministerpräsident hat sich 
darüber beschwert, daß hier der Ausdn1ck „Zustim­
mung" zum Saafstatut gefallen ist. Meine Damen und 
Herren. Sie alle lesen genau so gut die Presse wie w ir. 
H~„Sl~Ji;\, ei,D,.er deutschen Zeitung die Formulierung 
gefunden: -Der Bundesrat läßt das Saarstatut passie­
ren'! Ich habe in allen Zeitungen nur die eine Haupt­
überschrift gefunden: Der Bundesrat erteilt ZU1stim­
mimg! Und ~.uf Grund dieser Feststellung ja auch die 
freudige E~·klärung des Bunde.$kanzlers. Aber nicht nur 
in der' deütschen Presse konnte man das lesen. Ich haibe 
mir eben noch einmal die Frankfürter Zeitu·ng ange­
schaut, tlm mich zu vergewissern - das war alw keine 
Unhöflichkeit · ihnen gegenl1ber, Herr Ministerpräsi­
dent -, d:aß sie darüber berichtet, selbst der amerika-· 
nlsche Außenminister Dulles habe seine große Freude 
über die „Zustimmung" des Bundesrates rum Ausdruck 
gebracht. Und wenn man so auf der internationalen 
Ebene sprtdlt. wanrrn sollten wir hier dann anders 
.~prechen. Tr>.tsachc ist doch, daß das Passieren-lassen, 
das Nicht-beanstanden auf Grund dRr Stellungnahme 
des Bundesrates, praktisch der Billigung, ~lso der Zu­
stimmung, gleich.zusetzen ist. 

Warum der Versuch, die Dinge zu bagatellisieren l 

Zum ·Schluß noch eine Bemerkung. Zunächst, Hen­
Kollege Dr. Boden, möchte ich aus einem bestimmten 
Grunde festhalten , daß nicht ich es war, der für un­
sere Fraktion hier eine Art Wahlaufruf vorgetragen 
hat. Ich bin der Meinung, wir brauchen in diesem 
Hau~ nicht zu versuchen, uns gegenseitig für die 
kommenden Wahlen zu gewinnen. Ich hoffe, daß das, 
was hier sitzt, politisch so fest ist. daß es den Wah1-
stünnen standhalten wird. 

(Zuruf von Frau Abg. Dr.· Gantenberg.) 

- Verehrte Frau Kollegin, ich habe ja gesagt: Ich 
hoffe! Ich lasse Ausnahmen zu! 

Ich wollte das nur fest.halten. 

Tm übrlgM hat der Herr Ministerpräsident auf die 
Schulfrage hingewiesen. Herr Ministerprä sident, ich 
darf ganz eindeutig feststellen - und ich bedauere, 
das Ihnen gegenüber tun zu müssen -. daß in d e1· 
Landesregierung von 1947 bis 1951 das Problem der 
Wiedergutmachungsfälle in der Pfalz zur Debatte 
stand. Ich gebe ganz ehrlich zu, daß damals eine Reihe 
meiner F 1·eunde bei dieser Debatte gesagt hat: In 
den meisten .Dörfern, die davon betroffen waren, wol­
len die Eltern ja gar keine Rückwandlung mehr. Diese 
Auseinandersetzung führte dann zu erheblichen Span­
nungen in unserer eigenen Fraktion in dieser Frage. 
Und die Fraktionsmehrheit hat damals auf dem 
Standpunkt gestanden, daß dies eine Wiedergutma­
chungsfrage sei, daß wir dieses Wiedergutmachungs­
prinzip anzuerk~nnen h ätten. Und wir haben es aner­
kannt. Aber dann ist im Landtag mit Hilfe der FDP­
F'r<i.1dion und der sozialdemokratischen Fraktion ein 
BeSl'hluß zustande gekommen, daß es mit dieser Wie­
d<ergutmachunog sein Bewenden haben solle. 

·(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Dabei ist es dann auch verblieben. In den ganzen 
Jahren haben wir keine Auseinandersetzungen mehr 
in den Gemeinden gehabt, die vordem irgendeine an­

. dere Schulart hatten. Ich muß das feststellen, weil an·­
son.sten das, was ich vorgetragen habe, in einem fal­
schen Li<:ht erscheinen könnte. 

Und weiter haben Sie, Herr Ministerpräsident, ge-
fragt, ob wir uns denn nicht alle freuen sollten , daß 

1-· das Besatzungsregime überwunden würde. Wenn sozial-

! 
demokratisclie politische Anschauungen im deutschen 
Volke vor fa33 herrschend geworden wären, hä tten wir 
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vermutlich überhaupt keine Besatzung bekommen. 
Und die Tatsache, daß wlr eine Politik wünschten, die 
keine neuen Kriege hervorzauberte, 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Darin waren wir 
uns alle einig!) 

- entschuldigen Sie, verehrte Frau Kollegin, ich bin 
noch nicht fertig - hat uns Sozialdemokraten auch nach 
1945 mit am stärksten berechtigt, gegen die politischen 
Methoden und Forderungen der Besatzungsmächte zu 
protestieren. Sie wJssen genau, .wie. sehr wir in den 
ersten schweren Jahren hier mit ange,treten sind. 

(Abg. Matthes: Mitein;ulder!) 

- Ich habe ja gesagt, verehrter Herr Kollege: Wie sehr 
wir mit angetreten sind! Icll habe nicht gesagt: Wie 
sehr wir alleine angetreten sind. Ich weiß schon, was 
Ich sage. Wie sehr wir Sozialdemokraten den Ab­
marsch aller B.esatzungstruppen herbeisehnen, dürfte 
außerhalb jeder Diskussion stehen. 

Ich wollte nur sagen, meine Damen und Herren, daß 
wir aber trotz dieser Besntzungslasten, die auf uns lie­
gen, doch in der gesamtdeutschen Politik nicht Dinge 
außer Acht lassen können bd unseren Entscheidungen, 
die noch über die Bcsatrungszeit hinaus wirksam sein 
könnten. Darum dreht es sich. Wenn wir das Gefühl 
besonderer Sorge wegen der Bundesrepublik haben, 
nachdem der Herr Ministerpräsident davon gesprochen 
hat, gestatten Sie mir darum zum ~uß noch einen 
Hinweis. · 

Wenn es einen Teil der deutschen Bevölkerung gibt, 
der an diesen Frage;n am stärksten iuteresslert sein 
muß, und den auch die militärische Problematik am 
stärksten bewegt, dann ist es die Bevöllcerung hier im 
Lande Rheinl~nd-P!al:z. In keinem europäischen Lande 
sind die Amerikaner mit ihren Atomgeschützen ange­
kommen. Nur allein in unserem Lande, als einzigem 
In Gesamteuropa, sind sie stationiert. Ich will nur dar­
auf hinweisen, daß wir uns gerade in dem Gebiete 
in unseren beiderseitigen politischen Anschauungen 
mindestens soweit achten sollten, daß Sie unsere poli­
tische Anschauung• akzeptieren: Wie können wir dem 
deutschen Volk und wie können wir der Bevl:jlkerung 
am Rheine dienen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Prltsldent Wolters: 
Wortmeldungen lieaen nicht mehr vor. Ich schließe 

die Besprechung. 

Ich komme zur Abstimmung in zweiter Beratung 
über den Einzelplan 02. Ich lasse zunächst abstimmen 
über den Antrag des Haushalts- und Finanzaus11.._chus­
ses, Drucksache 1V1041. Wer dem Antrag zustimmt,'den 
bitte ich um das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthafümg! -

Bei Stimmenthaltung der SPD angenommen. 

Ich rufe auf Kapitel 01, Kapitel 02, und tasse bei 
Kapitel 03 zunächst abstimmen über den Antrag der 
Fraktion der SPD, Drucksache II/1060. Wer dem An­
trag der Fraktion der SPD zustimmen will, den bitte . 
ich wn das Handzeichen! - Die Gegenprobe! -

Der Antrag ist mit 'Mehrheit abgelehnt. 

Ich rufe ·auf die Kapitel 03, - 04, - 05, - 06, - 07, - 08 
und - 09. Wer dem Einzelplan 02 in zweiter Beratung 
seine Zustimmung geben will, den bitte· ich um das 
Handzeichen! - Die Gegenprobe! -

Der Antrag ist angenommen mit den Stimmen der 
Fraktion der CDU und FDP. 

1• 
1 

1 

1 

--- ---------- ··· -·----

Ich ru!e auf den Einzelplan 03 

- Haushalt des Ministerium'!' des Innern -
Die Berichterstattung erfolgt durch den Herm Ab­

geordneten Hartmann. Ich erteile Ihm das Wort. 

Abg. Hartmann: 

Herr Präsident! Meine Damen und meine Herren! 
Beim Einzelplan 03 - Ministerium des Innern - hat 
sich der Haushalts!- und Finanzausschuß insbesondere 
wieder mit Grundsatzfragen der Landesbeamtenpolitik 
beschäftigt. Er hat hierbei insbesondere für dfe!le$ 
Jahr einen Grundsatzbeschluß gefaßt des Inhalts, daß 
eine Erhöhung der fest.gelegten Bezüge und eL"le 
Überprüfung der bestehenden Aufwandsentschädi­
gungsrichtlinien dann sofort erfolgen soll, wenn im 
Laufe des Sommers, spätestens bis l. Oktober, eine 
Besoldungsneuordnung seitens des Bundes nicht In 
Kraft tritt. Das Ministerium des Innern wird beauf­
tragt, alsdann eine entsprechende Vorlage dem Haus­
halts- und Finanzausschuß zur Herbeiführung einer 
Sonderre~elung vorzulegen. 

In gleicher Weise hat sich der Ausschuß mit den 
Beihilfegrundsätzen, wie sie für die Beamten, Ange­
stellten und Arbeiter aller Ressorts in Geltung sind, 
eingehend beschäftigt. Auch hier steht der Ausschuß 
auf dem Standpunkt, daß zusammen mit dem Bund 
eine Überarbeitung dieser Beihilfegrundsätze für die 
Zukunft erwartet wird. 

Ein drittes war eine Grundsatzdebatte über die 
Laufbahnmöglichkeiten Innerhalb der Verwaltung, und 
zwar über die einseitige oder die doppelgleisige Lauf­
bahn. Der Ausschuß stand hier auf dem Standpunkt, 
daß insbesondere auch den Volksschülern vor wie nach 
der Eingang in die Beamtenkategorien des mittleren 
und gehobenen Dienstes ermöglicht werden solle. 

FUr den Friedhof in - Hinzert bei Hermeskeil, auf 
dem Opfer der Nazizeit beigesetzt sind, hat der Aus­
schuß eine Globalerhöhung vorgenommen, um eine 
noch würdigere Ausgestaltung dieser Gedenkstätte 
vornehmen zu können. 

1ch könnte ihnen nun noch im einzelnen viele Posi­
tionen, die Sie aus der Drucksache II/1042 als Ände­
rungsvorschläge des Haushalts- und Finanzausschusses 
nachlesen können, erläutern und die im Ausschuß zu 
einzelnen Punkten geführten Debatten darlegen. Ich 
glaube aber im Interesse der Sache liegt es, daß ins­
besondere die Mitglieder des Ausschusses in den Fraki­
tionen ihre Kollegen und Kolleginnen über alles das, 
was im einzelnen dort zu diesen Anderungsbeschlüssen 
führte, erläutern, um damit das Plenum n icht a1,1fzu­
halten. 

Einig war sich der Ausschuß insbesondere, ich möchte 
sagen in Fortsetzung seiner Handlungsweise yom Vor­
jahr, darüber, daß für die gesamte Polizei einschließ­
lich Gendarmerie, eine laufende Verbesserung der Po­
sitionen erfolgen müsse. Sie ist auch dieses Jahr wie­
der durchgeführt worden. Der Ausschuß war sich auch 
weiter einig, daß dieses im nächsten Jahr zum Ab­
schluß gebracht werden müsse. 

Bei der landrätlichen Verwaltung entspann sich eine 
längere Debatte darilber, ob die Forderung des Land­
kreistages auf Erhöhung cler Pauschalvergütung als 
Ersatz der Aufwendungen der Landkreise für die Be­
soldung der nichtbeamteten Kräfte und der sächlichen 
Ausgaben in staatllchen Verwaltungsangelegenheiten 
berechtigt seien oder nicht. Man hat die Sätze nun 
entgegen dem Vorschlag, den Sie In der Regierungs­
vorlage finden, seitens des Ausschusses wie folgt er­
höht: 

· ' /'. !•'" ·- ·' 
. „,.,i,1i1 
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In Kreisen bis 50 000 Einwohner 2,35 DM, 50 001 bis 
85 000 Einwohner 2,- DM un<i über 85 000 Einwoh­
ner 1,70 DM je Einwohner. 

Dann möchte ich noch ausdrücklich aufmerksam ma­
chen auf Kapitel 03 11 - Bereitschaftspolizei -, wo noch 
einmal ein Ergänzungsantrag unter 11/105~ dem Hohen 
Hause zugegangen ist und nachträglich eine Fest­
setzung des Ansatzes bei Titel 101 in Höhe von 
l 600 OGO DM vorgenommen wurde. 

Alle anderen Veränderungen sind geringfügig. 
Namens des Haushalts- und Finanzausschusses bitte 

ich das Hohe .Haus, dem Einzelplan 03 - Haushalt des 
Ministeriums des Innern - Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident. Wolters: 

leb. danke dem Berichterstatter für seine Bericht­
erstattung. Die Aussprache ist eröffnet. Zunächst hat 
das Wort der Abgeordnete van Volxem von der Frak­
tion der CDU. 

Abg. van Volxem: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herl:'en! Was der 
Einzelplan 03 an Veränderungen bringt, hat der Herr 
Berichterstatter in seiner bewährt gründlichen Art 
bereits erwähnt. 

Gestatten Sie mir, daß ich einige grundsätzliche Be­
merkungen und Betrachtungen an den Gesamtkomplex 
des Innenministeriums anknüpfe, zumal die Fragen 
der Polizei und des Gesundheitswesens von einem 
anderen Kollegen meiner Fraktion noch gesondert be­
handelt werden. 

Meine Damen und Herren! Man hört oft die Ansicht, 
daß in Deutschland die Innenpolitik im Schatten d~r 
Außenpolitik stehe. Ich will die Richtigkeit dieser Be­
merkung nicht im einzelnen untersuchen. Aber sie geht 
zweifellos von der irrigen Annahme aus, daß Innen­
politik in Deutschland nur das ist, was mit dem Auf­
gabenbereich des Bundesinnenministeriums begrenzt ist. 
Innenpolitik im Gegensatz zur Außenpolitik ist doch auch 
der Gesamtbereich der Politik der Länder; wenn auch 
ab und zu die Länder das Bedürfnis haben, wie wir 
das eben erlebt haben, einen kleinen Abstecher in die 
Außenpolitik zu machen, so ist doch, insgesamt gesehen, 
wie ich eben sagte, die Landespolitik,die Politik der Län­
der, Innenpolitik. Und wenn wir uns hier mit dem Kom­
plex des Innenministeriums unseres Landes befassen, 
dann müssen wir wieder einschränken auf das Gebiet 
der inneren Verwaltung, auf das Gebiet der Exeku­
tive, das heißt der Polizei, und auf jene sehr wichtige 
Funktion, die das Innenministerium gegenüber der 
Selbstverwaltung ausübt. Diese Funktion ist nicht be­
schränkt auf die Ausübu;ng der Staatsaufs icht, sondern 
das Innenministerium - so darf man wohl sagen - übt 
im Rahmen der gesamten Landespolitik eine Art treu­
händerischer Wahrnehmung der Interessen der Selbst­
verwaltung aus. 

Gestatten Sie mir, in diesem Punkte einen kurzen 
Rücl<blick auf die bisherige gesetzgeberische Arbeit 
auf dem Gebiete der kommunalen Gesetzgebung zu 
werfen, die sich dieses Jahr im Landtag vollzogen hat. 
Wir dürfen mit Befriedigung die Verabschiedung des 
Selbstverwaltungsgesetzes feststellen, und wir dürfen 
auch anerkennend den Anteil des Innenministeriums­
an der gesetzgeberischen Arbeit in der Vorbereitung' 
und E rledigung dieses Gesetzes erwähnen. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr gut!) 
Wir stellen mit Befriedigung fest, daß in diesem 

Gesetz das bewährte Alte erhalten blieb und daß es 

durch die gesetzgeberische Auswertung der Erfahrun­
gen, die inzwischen vodagen, verbessert worden ist. 
Wir stellen insbesondere fest, daß das in den einzelnen 
Landesteilen 'Bewährte erhalten blieb, so im Nordteil 
unseres Landes, in Trier-Koblenz, die Ämterverfas­
sung und in anderen Teilen die Bürgermeisterverfas­
sung. 

Man k.ann diese Frage nach dem Wert der einzelnen 
Kommunalverfassungen nicht theoretisch beantworten. 
Sie findet ihre Begründung in der Tatsache, daß die Be­
völkerung in diesen Gebieten diese Art der kommu­
nalen Verfassung wünscht, daß man also im Norden 
des Landes die Ämte-rverfassung und in anderen Tei­
len die Bürgermeisterverfassung haben möchte, und 
daß die Bevölkerung seit vielen Jahrzehnten an diese 
Formen gewöhnt ist. Wir dürfen zusehends feststellen, 
a·aß in~gesamt schon ein Abschluß der gesamten Kom­
munalgesetzgebung abzusehen ist, während ein an­
deres Gebiet, das ich hier nur streifen will, weil es in 
einen anderen Einzelplan gehört, nämlich die Frage 
des Finanzausgleichs, noch völlig in der Entwicklung 
ist. 

Wir haben bezüglich des Finanzausgleichs vom Hen:n 
ll"inanzmini,ster mit Befriedigung vernommen, daß die 
Leistungen des Landes von Jahr zu Jahr gestiegen 
sind. Frefüi;;i.1 dürfen wir nicht übersehen, daß diese 
gestiegenen ;Lejstungen ja auch kompensiert wurden 
durch erhöhte Ausgaben der Gemeinden und Kreise, 
beispielsweise du:t.ch die Aufgabe des Berufsschulwe­
sens, die wir ihnen durch Gesetz zugewiesen haben, 
oder durch die erhöhten Personalkosten, die die Erhö­
hungen der Löhne und Gehälter in den letzten Jahren 
mit sich gebracht haben. 

Aber es scheint mir wichtig zu sein, etwas anderes 
hier zu erv.rähnen; das isi nämlich die Verlagerung 
der Finanzausgleichsmasse zu den steuer- und finanz­
schwachen Gemeinden. Diese Entwicklung scheint mir 
wichtig, und es erncheint mir auch notwendig, sie in 
der Zukwift noch weiter auszubauen. 

Insgesamt ._ so glaube ich - muß man auch weiter­
hin die Entwicl<lung des Finanzausgleichs mit einer 
großen Aufgeschlossenheit für die großen Aufgaben 
betrachten, die den Gemeinden und Städten noch ob­
liegen. Ich denke zum Beispiel an die Frage, die wir 
neulich hier erwähnt haben, an die Frage der Abwäs­
serbeseitigung, an die Frage der Trinkwasserversor­
gung der großen Städte und die Ausgestaltung dieser 
Gemeinschaftsanlagen in den kleinen Städten, die wir 
jetzt begonnen haben - insgesamt große Aufgaben, 
die noch vor den ~meinden liegen. und die wir bei 
der Wertung des Finanzausgleichs berücksichtigen 
müssen. 

Eine andere Funktion, die dem Innenministerium 
gegenüber den Gemeinden obliegt, ist die wichtige 
Funktion der Staatsaufsicht. Dieser Staatsaufsicht sind 
in der Verfassung sehr enge Grenzen gezogen. Aber 
wenn man diese Aufsicht bevormundend ausüben 
V."i.irde, wUrden zweifellos die Verantwortungsfreude 
Utrd d!e Ihitiative der Gemeinden darunter leiden. Ich 
darf hier mit großer Befriedigung fes ts tellen, daß der 
Herr Innenminis ter keinerlei Hang zu einer solchen 
bevormundenden Staatsaufsicht gezeigt hat. 

(Bravo-Rufe bei den Regierungsparteien.) 

kh muß dagegen J:est.stellen, daß dieser Ruf nach 
der Staatsaufsicht sehr häufig aus der Bevölkerung 
selber kommt. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig!) 

Mir ist ein Fall aus meiner näheren Heimat be­
kannt, in dem sich herausgestellt hat, daß der von der 
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freien Liste gestellte Bürgermeister wohl nicht den 
Anforderungen entspricht, die man an den Bürger­
meister einer großen Gemeinde stellen muß. Es kommt 
zu sehr eigenartigen Vorfällen im Gemeinderat, und 
schon rult die Öffentlichkeit, schon ruft die Presse 
nach dem Eingrel!en der Staatsaufsicht. Ich meine, 
man muß auch den Gemeinden Gelegenheit geben, an 
ihren Fehlern zu lernen. Außerdem ist ja dem Ver­
langen nach Staatsaufsicht heute ein gewisses Äquiva­
lent gegeben - das V.'.ird der Herr Minister nicht gern 
hören -, und zwar durch die Mögli<;hkeiten der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit. 

Nur soviel, meine Damen und Herren, zu dem Kom­
plex des Innenministeriums. Ein zweiter, wichtiger Be­
reich ist der der Polizei, der Exekutive. Er wird in 
seinen Einzelheiten, wie ich schon sagte, von einem 
aiideren Kollegen behandelt werden. Ich dart aber aus 
diesem Auf~benbereich einen Punkt herausgreifen. 

Es ist ja die Aufgabe der Polizei, den Bürger zu 
schützen vor Gefahren, die ihm drohen. Und da bietet 
unser Land einen Punkt, aus dem besondere Gefahren 
!ür unser Land erwachsen können. Ich denke an die 
ilberstarke Belegung unseres Landes mit Militär. Da8 
Bltburger Explosionsunglück hat ein grelles Schlag­
licht auf die Gefahren geworfen, dte für die Bevölke­
rung unseres Landes aus der überstarken militäri­
schen rnanspruchnehme erwachsen. Es sind Gefahren 
der verschiedensten Art; Gefahren im Straßenverkehr, 
Gefahren aus der Luft, wie es wiederum Bitburg durch 
den Absturz eines Flugz~es und den Verlust des 
Katasteramtes erleben mußte. Es sind Gefahren für die 
Geschäftsmoral, wie wir sie bei der Vergebung der 
Bauau!träge erlebt haben, Gefahren filr die Sittlich­
keit. Ich dar! hier besonders hinweisen auf das Dirnen­
unwesen, und ich möchte den Herrn Minister bitten, 
mit allen Mitteln auch weiterhin dies.es Unwesen zu 
bekämpfen, 

(Innenminister Dr. Zimmer: Das Ist Sache des 
Justizministers!) 

selbst mit einer sehr extensiven Auslegung der g-esetz­
Iichen Möglichkeiten. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig! 
Sehr gut!) 

Wir sollten überlegen, daß hierbei auch der Ruf un­
seres Landes au! dem Spiel steht, und daß wir eine 
besondere Verantwortung haben, eine Verantwortung 
auch - und das möchte ich einmal erwähnen - gegen­
über dem Ausland; denn auch die Mütter amerikani­
scher, kanadischer oder französischer Soldaten machen 
sich Sor,gen um ihr'; Jungen hier in Deutschland. 

Im Hinblick auf die besondere Gefährdung der Be­
völkerung müssen wir fordern, daß den Bestrebungen 
des Herrn Innenministers Raum gegeben wird, die 
deutschen Behörden stärker als bisher in die Planun­
gen, Vorbereitungen und bei der Durchführung alliier­
ter Vol"haiben einzuschalten, wenn die Sicherheit deut­
scher Staatsbfüiger durch solche Maßnahmen berührt 
wird. 

Grundsätzlich abe l' müssen wir zu dem Kapitel sagen, 
daß die Maßnahmen alliierter Truppen u nd die Bele­
gung unseres Landes nicht nur. unter dem Gesichts­
punkt militärischer Notwendigkeiten gesehen werden 
dürfen, sondern daß s!e audl da .eine Grenze haben, 
wo der Lebensraum "Unserer BevOlkerung und ihre 
Sicherheit allzu stark eingeschränkt werden. 

In diesem Zusammenhang muß ich auch ein anderes 
trübes Kapitel streifen, nämlich das Kapitel der F~m­
denlegion, das w!r hier schon des öfteren behandelt 
haben. Ich unterstelle, daß Frankreich die Bedeutung 

'.„,,. 

selner Legion anders sieht als wir. Aber es muß mit 
den Empfindungen der Deutschen rechnen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Empfindungen und Gefühle sind in der Politik Reali­
täten, und sie können in diesem Falle eine Belastung 
des gegenseitigen Verhältnisses werden. 

(Abg. Dr. Boden: Richtig!) 

Der Verdacht, daß Frankreich seine Besatzungszone 
als güns·tiges Rekrutierungsgebiet für die Fremden­
legion benutzt, bes teht nun einmal. 

Man kanh ruhig zu:geben, daß es keiner besonderen 
Werbung bedarf, daß sich eine große Zahl von Jugend­
lieben frei willig bei den Annahmestellen meldet. Aber 
man darf diesen impulsiven, unüberlegten Schritt nicht 
erleichtern dadurch, daß man auf deutschem Boden 
Annahmestellen schafft. Die Franzosen müssen doch 
auch wn die Belastungen wissen, die auf unserer Ju­
gend lasten, auf dieser Generation, die so Furchtbares 
mitgemacht hat, die Vertreibung aus der Heimat, die 
aufgewachsen ist in den Bombennächten des Krieges, 
die zum Teil elternlos ist. Die Franzosen müssen diese 
Belastungen berücks ichtigen und dürfen s ie nicht aus­
nutzen. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Richtig!) 

Die Legion ist kein Ausweg, weil sie eben nicht der 
Beginn eines neuen Lebens ist. Wir müssen dankbar 
anerkennen, daß sich der Herr Minister dieser Frage 
mit warmem Herzen angenommen hat. Wir danken 
gleichzeitig der Polizei, den Jugendorganisationen rund 
auch dem Jugendsozialwerk und jedem, der Im ver­
gangenen Jahr einen jungen Menschen zur Einsicht ie­
br acht hat und vor dem E intritt in die Fremdenleg!<>n 
bewahrt hat. 

Wir sollten aber auch n icht nachlnssen, den Gründen 
nachzuspüren, die die jungen Menschen in die Legion 
und zu den Annahmestellen treiben. Es ist eine trau­
rige Feststellung, daß unsere Welt heute so eng und 
so gegeneinander abgekapselt ist, daß gar keine Ven­
tile, keine Ausweichmöglichkeiten mehr da sind, wie sie 
in früheren Jahren bestanden. Früher konnte der 
Drang in die Feme vernünftige Ziele finden. Früher 
konnten die Jungen, die nun einmal hinauswollten in 
die· Welt. sich draußen e ine E xistenz aufbauen. Das 
alles ist ja heute erschwert oder unmöglich, und man 
sollte vielleicht überlegen, ob man nicht diesem Drang 
In die Ferne wieder steuern könnte, indem man durch 
Verhandlungen mit dem Ausland es einer ganzen An­
zahl junger Deutscher ermöglicht, einmal ein paar Jahre 
im Ausland zu arbeiten und so die Welt kennenzu­
lernen und damit auch den Blick zu weiten, was uns 
Deutschen ja bekanntlich gar nichts schaden würde. 

Man pflegt in demokra tischen Staaten dem rrmen­
ministerium eine besondere Bedeutung beizumessen 
im Hinblick auf den Schutz der Verfassung. Wenn sich 
diese Erwartungen ausschließlich an das Vorhanden­
sein einer starken Exekutive, einer guten Polizei, 
knüpfen. dann ist, glaube ich, auch der demokratisch­
ste Innenminister überfordert. Das ist nicht nur eine 
einleuchtende überl~ng, sondern auch e ine sehr ein­
drucksvolle Lehre aus dem' Untergang der Weimarer 
Republik. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig!) 

Beides muß zusammenkommen: der Wille der Bür­
ger, den demokratischen Staat zu schützen und zu ver­
teidigen, u n d eine schlagkräftige Polizei. 

(Be!!all bei der CDU.) 
Wir sehen die Bedeutung des Innenministeriumi. 

gerade in der Koordinieru ng dieser beiden Kräfte. Der 

. ·III' 
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spezielle Verfassungsschutz ist keine Ex:ekutive und 
soll auch keine sein. Wir haben angenehm zur Kennt­
nis genommen, daß der Verfassungsschutz in unserem 
Lande nicht im Brennpunkt der Diskussion stand, 
denn wo das war, da waren es meist höchst unerfreu­
liche Gründe. 

(Sehr gut! bei der CDU.} 

Wir halten es auch nicht für zweckmäßig, ein eigenes 
Kapitel „Verfassungsschutz." im Etat des Innenmini­
steriums einzurichten; denn dadurch würden die Art 
und der Umfang der Tätigkeit zu offensichtlich. Die 
finanzielle Ausstattung würde Rückschlüsse au:f die 
Tätigkeit erlauben, die sich ja möglichst dem Ein­
blick der Staatsfeinde entziehen soll. Wir begrüßen 
aber, daß der Herr Innenminister eine Form gefunden 
hat, die Ergebnisse des Verfassungsschutzes auch mit 
den Vertretern der Parteien zu besprechen und zu 
behandeln, eine Form, die dem Bedürfnis des Ver­
fassungsschutzes nach tunlichster Diskretion und Ge­
heimhaltung entspricht. 

Wir messen dem ganzen Komplex des Verfassungs­
schutzes größte Bedeutung bei. Die beruhigenden 
Wahlergebnisse, die keine nennenswerten extremen 
Gruppen und Kräfte zutagetreten ließen, können uns 
nicht die absolute Ruhe und Sicherheit geben. Wir 
müssen auch die Tiefenströmungen beobachten. Wir 
dürfen vor allen Dingen unsere Betrachtungen nicht 
unter dem Aspekt anstellen: Gefährdung der Demo­
kratie in Rheinland-Pfalz - nicht einmal: Gefährdung 
der demokratischen Staatsform der Bundesrepublik; 
denn der Gegner, mit dem wir es hier in den allel"l­
meisten Fällen zu tun haben, denkt in anderen Grö­
ßenordnungen. Der denkt schon an das kommuni­
stische Gesamtdevtschland. Was wir hier bekämpfen, 
sind ja nur die Fünften Kolonnen jener politischen 
Kräfte, die in der Ostzone gebildet werden. 

Ein Wort über die Rechtsradikalen! Ich persönlich 
glaube nicht an ein Wiederaufleben des Nationalsozia­
lismus; denn dafür war der geistige Gehalt dieser Be­
wegung zu dürftig. 

(Abg. Dr. Habighorst: Sehr wahr!) 
Ich glaube aber, daß die, die sich heute noch zu 

dieser Lehre und zu dieser Idee bekennen, eine Ge­
fahr für den demokratischen Staat bilden, und zwar 
die höchste Gefahr, weil sie in ihrem Haß gegen die 
Demokratie bereit sind. sich mit dem Teufel zu ver-
binden. (Sehr gut! bei der CDU.) 

Ich möchte hier eine Gruppe in diese Betrachtung 
einbeziehen, von der uns bei einer möglichen Bela­
stungsprobe eine ganz große Gefahr droht. kh 01eine 
die Gruppe der Rückversicherer, der Feigen und der 
Ängstlichen. 

Die Spekulation auf die moderne Staatsumwälzung, 
das ist der Erdrutsch der Ängstlichen, und ich emp­
fehle der Arbeit des Verfassungsschutzes, auch diese 
Gruppe als potentielle Gefahr genau so zu werten wie 
die bewußt offenen und versteckten Gegner der Demo­
kratie. 

Ich muß sagen, wenn ich das Wort vom unpolitischen 
Menschen, vom unpolitischen Fachmann oder gar vom 
unpolitischen Beamten höre, dann höre. ich dahinter 
etwas anderes. Dann höre ich dahinter diese schlaue 
Überlegung, dieses Mal bei den überlebenden sein zu 
wollen, bei der nächsten Bereinigung bei den Nicht­
betroffenen zu se-in. Meine Damen und Herren! Eine 
solche Überlegung ist in totalitären Staaten schon das 
schlimmste Verbrechen. Die Demokratie duldet so 
etwas, aber sie darf solche Gesinnungen nicht prä-
miieren. (Beifall bei der CDU.) 

Wenn ic:h. an, Q.i~ Verwaltung noch einige Gedanken 
anknüpfe, dann möchte ich doch einmal auch hier die 
Feststellung treffen, daß das gesamte Verhältnis ·Bür>· 
ger - Staat belastet ist mit einem Unbehagen, das seinen 
Ausdruck. in dem Wort „Bürokratie" findet Diese 
Animosität, das dürfen wir ruhig einmal sagen, ver­
giftet unser ganzes politisches Leben, es hemmt die 
Entwicklung eines echten demokratischen Staatsbe­
wußisein:s, Diese Überzeugung ist so allgemein, daß 
man hier von einem allgemeinen Willen sprechen 
kann. Ich bin deswegen kein Anhänger einer plebiszi­
tären Farm der Demokratie, wenn ich sage, einen sol­
chen allgemeinen Willen oder Unwillen darf man nicht 
übersehen. l'>fan muß sich mit ihm auseinandersetzen; 
denn wenn man es nicht tut, dann wird eine Kluft 
sich auftun zwischen Volk und Repräsentanz, und das 
ist hicht gt.Jt'. 

Diesen Willen des Volkes muß man oft herausschä­
len aus einer Hülle von Illusionen; es ist ganz zweifel­
los eine lllusion zu glauben, daß die Verwaltung noch 
einmal auf den Umfang von 1914 zurückgeführt wer­
den kJnnte. Es ist auch wahrscheinlich eine Illusion 
anzunehmen, daß die offenen Au:fgaben, die der Staat 
heute mit Hilfe seiner Verwaltung zu erfüllen hat, mit 
Ausnahme der Kriegsfolgeaufgaben, jemals abgebaut 
werdeo können. Das enge Zusammenleben der Men­
schen, die Gefahren, die sich daraus ergeben, die Ent­
wicklung der Zivilisation, insbesondere die Entwick­
lung des Verkehrs, aber nicht zuletzt auch die Pflege 
und der Ausbau der sozialen Errungenschaften wet'­
den in Zukunft eher höhere als verminderte Aufgaben 
an die Verwaltung stellen. 

Die Möglichkeiten einer Verbesserung der Verwal­
tung liegen im Organisatorischen und in einer quali.t~­
tiven Hebung. Auf der anderen Seite bietet ja auch 
dfo Entwicklung des Verkehrs wieder Möglichkeiten 
einer stärkeren Orgianisation. Früher mußte man Äm­
ter dezentralisieren, weil die Bevölkerung keine Ver­
kehrsmittel hatte, w~il sie eben nicht zu den entfernt 
gel~enen Städten kommen konnte. Heute stehen ge·· 
nügend öffentliche und private Verkehrsmittel zur Ver­
fügung. Heute kann man auch schon mal an die Auf­
lösung eines solchen kleinen Amtes denken. 

ber Widerstand der Bevölkerung muß sich in einem 
solchen Falle den Gesichtspunkten des Gemeinwohls 
unterordnen, das heißt aber nicht, daß man jetzt dJ.e 
kleinen Landstädte veröden lassen soll, man sollte, ja 
man muß ihnen etwas Besseres bieten als <las Spitz­
wegidyll des kleinen Amtsgerichts oder des kleinen 
Katasteramtes. JY'Lan muß ihnen etwas bieten, was ge­
eigne! ist, <las geistige und wirtschaftliche Niveau die­
ser kleinen Landstädte :z.u heben, 

Ich sprach von Illusionen. Es ist auch eine Illusion 
.anzunehmen, daß es Ven.valtung und Bürokratie nur 
beim Staate gibt. Ich glaube, mancher Ol'ganisierte 
Widerstand würde verstummen, wenn man einmal die 
Verwaltung· und Bürokratie bei den Organisationen 
unt'lr die Lupe nähme. Ich glaube, so eine Art 'Gesamt­
stellenplan der Organisationsbürokratie würde viel­
leicht manchem die Augen öffnen darüber, wo hoote 
überflüssige Verwaltungs- und Bfü·oarbeit geleistet 
"\Vird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien!) 

Ich darf mfch zum Schluß noch mit einer Erschei­
nung befassen, mit der sich auch der Herr Minister·· 
prä.sident heute morgen auseinandergesetzt und die er 
in Schutz ,genommen hat, n~mlich mit der Ministerial­
bürokratie. 

Ich befasse mich nicht unmittelbar mit ihr, sondern 
ich befasse mich mit dem Vorwurf, den man den Par-
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telen und auch dem Landtag insgesamt macht, die all­
mächti&e und bestimmende Kraft Im Staate sei die 
Mlnlsterlalbürokratie. Gestatten Sie mir, Ihnen ein 
Erlebnis, das ich in jünglster Zeit 'hatte, zu erzählen. 
In einer großen Versammlung, an der einige Landräte 
und in der Hauptsache Amtsbürgermeister teilnah­
men, sprach eln sehr .angesehener Redner. 

Er sagte: 
Glauben Sie doch nicht, daß die Abgeordneten die 
Gesetze machen; die machen wir, die Ministerien. 

(Hört, hört! und Heiterkeit bei der CDU.) 
Der Redner fügte hinzu: 

Und dann gibt es doch Leute, die schreiben an Ab­
geordnete oder an Heuss. 

Ich meine, ich setze inich nicht mit der Ministerial­
bürokratie auseinander; ich setze mich mit diesem 
Vorwurf, mit dem wir uns als politische Parteien aus­
einandersetzen müssen, auseinander, und ich bin auch 
der Überzeugung, daß dieses Urteil aus einer über­
triebenen Wertung der Spezialfstenarbeit an den Ge­
setzen sich herleitet, denn die tragenden Ideen der Ge­
setze müssen aus dem politischen Raum kommen. 

(Abg. Dr. Boden: Richtig!) 
Aber wir müssen uns damit auseinandersetzen, wenn 

nicht dle Demokratie und wenn nicht die Arbeit der 
Parlamente in den Augen des Volkes ein Zerr- und 
Spottbild werdep soll Ich möchte auch hier nicht voli' 
Schuld und Verantwortung sprechen, denn ich .bin der 
Ansicht: Wenn sich eine Waage nach einer Seite senkt, 
dann kann man die Betrachtung anstellen, ob die eine 
Schale zu schwer oder möglicherweise die andere zu 
leicht ist. Ich spreche ober nicht von einzelnen Mini­
sterialbeamten, sondern hier liegt die ~fahr wirklich 
lm Kollektiv. 

Anschließend möchte ich zu dem gesamten Kapitel 
Bürokratie - Ministerlalbilrokratie sagen, daß diese 
\·lel!ach kritisierte Entwicklung vielleicht eine Lösung 
tindet oder finden muß in einer viel spürbareren Syn­
chronisierun, der Arbeit der Verwaltung mit dem Wil­
len der politischen Kräfte unseres Volkes 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr gut!) 
und ihrer parlamentarischen Vertretung. 

Zum Schluß darf ich im Namen meiner Fraktion dem 
Herrn Minister das Vertrauen meiner Fraktion erneut 
bestätigen. Das Vertrauen gründet sich auf die Wert­
schätz.ung seiner Person und seiner Tätigkeit ebenso 
wie au! die Leistung des von il:un geführten Ministe­
riums. 

(Lebha!ter Beifall bei der CDU.) 

l'räsldcnt Wolten: 
Das Wort hat Herr Abgeordneter Bauer von der 

Fraktion der SPD. 

Ahg. Bauer: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! In dieser 

Zelt, In der die AußenpoliUk das große öffentliche In­
teresse beherrscht, wird von der Innenpolitik draußen 
im Volke wenig gesprochen. Trotzdem sind die innen­
politischen Fra.gen im Lande nicht unwicht.lg. Die in­
nenpolitischen Prob1eme dieses Landes sind vornehm­
lich Fragen der Verwaltungspolitik; mit ihnen beschäf­
tigen sich zumeist Verwaltungswiss'enschafUer in Zeit­
schritten und Zeitungen - wir sehen es heute auch in 
der "Staats-Zeitung" einmal wieder -, aber in dieser 
wissenschaftlichen Form finden die aufgeworfenen Fra­
gen im all~meinen Denken des Volkes nicht das rich­
tige Echo. Fragt man draußen umher, dann weiß zwar 
jeder, daß der Verwaltungskörper ständig wächst, über 

d1e AufgQben im ei.ru:elnen ist der Mann, ist die Frau 
draußen nicht unterrichtet. Wir meinen - und der 
Mann auf der Straße meint es auch -, die Größe des 
rheinisch-pfälzischen Verwaltungsapparats stehe in kei­
nem gesunden Verhältnis zur Größe des Landes. Ich 
stelle das fest im Gegensatz zu meinem Vorredner, 
Herrn van Volxem. Noch immer .gilt - .glaube ich - das 
Wort des verstorbenen Kolle&en Dr. Hoffmann, daß 
das Besteck der Landesregierung von Rheinland-P!alz 
mit dem dazugehörigen Verwaltungsapparat .für ein 
Land ausreichen würde, das nicht drei Millionen, son­
dern mindestens zehn Millionen Einwohner haben 
könnte. 

Es ist notwendig, meine Damen und Herren, sich 
darüber Rechenschaft abzulegen, ob der Gesichtspunkt 
der Wirtschaftlichkeit und des Maßhai tens in der Be­
anspruchung der Steuermittel überall gewahrt wird. 
Wir finden im Etat des Innenministe rs und auch bei 
einigen an.deren Etats Mittel zur Förderung staatsbür­
gerlicher Schulung, von Gemeinderäten, der Jugend, 
von Betriebsräten und so weiter. Mit diesen Mitteln 
soll die breite Öffentlichkeit am polltisclten Geschehen 
interessiert, das Interesse am politischen Leben .ge­
weckt und vertieft werden. Wir begrüßen das. Hier 
bietet sich Gelegenheit, wenigstens in dem kleinen 
Kreis, der durch diese Mittel erschlossen weiden kann, 
auch diese Themen gründlich zu behandeln. 

Meine Damen und Herren! Ich stelle fest, daß sich 
auch das Innenministerium in den letzten Jahren recht 
kräftig ausgedehnt hat. Der Personalbestand des Mini­
steriums ist immerhin in diesen vier Jahren um 1500 
Köpfe ange•vachsen 

(Abg. Dr. Boden: Polizei! - Abg. Dr. Habig-
horst: Katasterämter!) 

- es ist egal, warum, er ist um 1500 Köpfe angewach­
sen-, und mit .besonderem Unbehagen stellen wir fest, 
daß die höhere Bürokratie - um den Ausdruck noch 
einmal zu gebrauchen - um 22,5 v. H. angewa<:hsen ist. 
Es scheint, als "Wenn d ie Landesregierung glaubt, durch 
möglichst viele Anstellungen und Beförderungen zu 
Beamten auf Lebenszeit dieses Land in den Herzen 
dE;r Bevölkerung mög.!i<:hst fest verankern zu. können. 

(Abg. Lotz: Dabei halfen Sie doch mit, Herr Bauer!) 

- Wir haben nicht mitgehollen, sonst wären nicht alle 
Ihre Anträge im Haupt.ausschuß abgelehnt worden. 

Die Versteinerung und Verkrampfung einer über 
vernünfttge Maße ausgedehnten Bürokratie kann sich 
aber einmal verhä.n.gn.isvoll auswirken. etwa wenn die 
Bundesregierung aus irgendwelchen Gründen noch 
mehr Bereiche des öffentlichen Lebens in ihre zentrale 
Zuständigkeit einbetlehen sollte. Was von Bonn zu be­
fürchten ist, ist in Main-z schon gegebene Tatsache. Wie 
in allen ·kleinen Ländern zeigt sich auch hier die Ten­
denz, möglichst viele Entscheidungen in der Zentrale 
zu treffen, möglich6t auch die letzte Kleinigkeit fn 
Mai.ritz und selbst zu erledigen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Ich habe - glaube ich - schon vor drei Jahren hier 
einmal gesagt, die Regierung solle regieren und nicht 
verwalten. Muß es denn wirklich sein, daß der Herr 
Ministerpräsident im Einvernehmen mit dem Herrn 
Minister des Innern ei~en Erlaß über die Beflaggung 
der Dienstgebäude aus Anlaß des Ablebens des Herrn 
Bundestagspräsidenten herausgibt? Muß so etwas bei 
uns im Jahre 19-54/55 überhaupt angeordnet, überhaupt 
befohlen werden? Da wäre es doch schlecht bestellt 
um den demokratischen Geist bei den verantwortlichen 
Stellen; ich glaube aber nicht, daß es so ist. Deshalb 
erspare man sich doch diesen umfangreichen und k ost-
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spieligen Papierkrieg um solcher Selbstvers12ndlich­
keiten willen. Die Betroffenen erledigen dies schon in 
eigener Zuständigkeit, und wenn wirklich irgendwo 
einmal eine Schlafmütze sitzen sollte, die es · vergißt 
zu flaggen, kann man die ja besonders - ohne großen 
Aufwand - wecken. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Dann ist es zu spät!) 
- Nun, dann ist es zu spät, und dann schadet' es ja 
auch nichts. Entschuldigen Sie, es handelt sich ja hier 
um Einzelfälle, Frau Dr. Gantenberg. 

An derartigen Erlassen stellt man fest, daß die Ver­
mischung staatlicher Reglerungs- und Verwaltungs­
funktionen doch erhebliche überflüssige Schwierigkei­
ten und Spannungen schafft. 

(Abg. Dr. Habighorst: Bei dieser Sache nicht!) 

Bezirksregierungen und Landratsämter werden durch 
derartige Aufträge ztt Übermittlern, zu Briefträgern, 

(Sehr gut! bei der SPD.) 

die nur Befehle übermitteln. womit ich nichts sagen 
will gegen die Briefträger. denn bei denen klappt die 
Zustellung oft noch besser' als hier, denn <ier in Frage 
stehende Erlaß kam bei uns zum Beispiel zwei Tage 
nach dem Termin an, an dem er vollstre<'k:t werden 
sollte. 

(Heiterkeit im ganzen Hause.) 

Der Herr Innenminister hat mir seinerzeit selb~t 
zugestimmt, als ich fordede: So wenig Staat wie r.iög\­
lich! 

Das stetige Anwachsen der Zahl der bei ihm Be­
schäftigten zeigt aber doch, daß er nicht die richtige~ 
Folgerungen aus dieser Erkenntnis gezogen zu haben 
~cheint. Der Unterschi~d zwischen Regieren und Ver­
walten ist schon wiederholt genügend bet.nnt worden. 
Wenn Verwalten zur Regierungsmethode wird, dann 
bläht sich der Behördenapparat in der Spitze unnatür­
lich auf, und das ist hierzulande unstreitig der Fall. 
zentralistische Neigungen setzen sich durch, so qoß 
dem Ermessensbereich der unteren und mittleren Stufe 
wenig Betätigung bleibt. Man sollte in der Regierung 
bemüht sein, einen Regierungsstil zu en'.:wiclteln, der 
den Anforderungen demokratischer Staatli<:hkeit wirk­
lich Rechnung trägt. Wir haben gesehen: ·Das Innen­
ministerium hat sich in diesen vier Jaihren erfreulich 
konsolidiert; sein Etat ist von 52 Millionen DM ~uf 
über 80 Millionen DM angestiegen. der Personalbe­
stand - wie gesagt - um 1500 Köpfe auf über 9000. 
Entsprechend sind - so hoffe ich - die öffentliche Ord­
mmg und Sicherheit, insbesondere die Sicherheit des 
demokratischen Staatsgefüges gestiegen. Manche Er„ 
klärung des Herrn Innenministers, die ~r hier im 
Hause vorgetragen hat, läßt uns clas glauben, und es 
ist erfreulich. Es ist zwar vor einigen M-0naten nod1 
passiert, daß eine Schule aus dem Westerwald mit sehr 
undemokratischen Mitteln :zur Schließung gez•.vungen 
wurde. Ich spreche nicht für die Schule und für deren 
Leiter - ich nenne sie noch nicht einmal -, ich stelle 
nur die Tatsache fest, daß sie mit undcmokratisclle'n 
Mitteln geschlossen worden ist. Aber das hat das In­
nenministerium anscheinend wenig berührt, wenig­
stens habe ich auf ein entsprechendes Telegramm nie 
eine Antwort erhalten. 

(Abg. Völker: Sie sind ja auch Abgeordneter, 
Herr Bauer! - Heiterkeit.) 

In diesem Zusammenhang fällt mir das '\.mt für 
Verfassungsschutz ein. Ich weiß nicht, .,b es z11 seinen 
Aufgaben gehört - möchte es aber annehmen, in den 
Aufgabenbereich des Herrn Innenministers gehört es 
bestimmt: In Trier hat ein obskurer Bund der guten 

Deutschen eine umfangreiche Plakatpropaganda <lurch­
geführt. Obgleich die Plakate tagelang hirigen und 
1hr Inhalt deutlich erkennen ließ, aus welcher Rich­
tung der Wind wehte, sah sieb die Trierer Bezirks,­
regierung Dicht in der Lage, etwas dagegen zu unter­
nehmen, weil „sie den Bund nicht kannte", wie einem 
Bundestagsabgeordneten, als er vorstellig wurde, ge­
sa·gt worden ist. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, man sollte 
weniger Sozialdemokraten. dafür aber etwas aufmerk­
-samer diese „guten DeuL~chen" durch das Verfassungs­
schutzamt beobachten. Was ist denn zum Beispiel mit 
jenem Mann geschehen, der Schreiben an Behörden 
unseres Landes mit „Heil Hitler" unterzeichnete - im 
Jahre 1954! -, wir haben nichts davon gehört. 

(Zuruf: Wo war denn das?) 

- In Andernach. 

(Abg. Lot:z.: In der Irrenanstalt! - Heiterkeit -
Abg. Dr- Habighorst: Da war er ja gleich richtig!) 

- Nein, nein! Die Dienststelle, die es bekommen hat, 
· war· in "Andernach; 

Wir st~H~n immer wieder fest, meine Damen 1md 
Herren - ich will mich beeilen - , daß durrh unsere 
Regierun~ ' 7 ich . will nicht sagen mit Absicht - das 

• von dem ;Kollegen S<;;hmidt einmal gebrauchte Wort, 
daß unsere Regierung anscheinend nach rechts ge.­
wisse Sche~klappen trägt, immer wieder durch Klei­
nigkeiten bestätigt wird. 

Meine Damen und Herren! Ein andere!? Kapitel, das 
uns m.it tiefer Sorge erfüllt - ich habe das hi~r auch 
schon einmal behandelt -, ist, daß unsere .Tug~nd so 
schlechte Möglichkeiten hat, vorwarts zu kommen, so­
weit sie sich beruflich dem Amtsschimmel versctlri·~b1m 
hat. Wir sind der Meinung, daß auch andere Leute 
ein Recht haben zu leben als nur Abitul"ienten. 

Warum versperrt man jungen Leuten - Volksschü­
lern -, öle 'irgendwo im Lande ihre Verwaltungslehre 
durchm-achen, den Weg, um höher zu kommen? Sie wer­
den nicht einmal zu den ent&prechenden Verwa.\tungs­
prüfungen zugelassen. 

(Abg. Dr. H.abighorst: Na, na!) 
- Nein! Ich habe bei mir im Amt einen ju-n.gen Men­
schen. der hat die erste Prüfung bestanden. Er hat sich 
vor 15 Monaten zur zweiten gemeldet. Und seit 15 Mo­
naten liegt dieser Antrag - .und liegen viele Anträge! -
hter in Mainz, wo geprüft wird, ob man die jungen 
Leute zulassen kann. Meine Damen und Herren, „o 
geht das nicht! Bei allem Streben nach einer leistungs­
fähigen Beamtenschaft müssen wir darauf bestehen 
und mit allem Nachdruck fordern, daß auch den Jun­
~ o:nd ~:ädeln aUs dem Volk die Möglichkeit gege­
ben wird., me Kenntnisse, die sie sich irgendwo er­
\ilrorben haben - ganz egal wo, in der Praxis oder auf 
der Schule, gestützt auf ihr Können oder auf <len Geld­
beutel ihres Vaters - in Stellungen zu verwerten, die 
ihren Leistungen entsprechen, 

(Fr.au .Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtig!) 

und daß si~ die Chancen und Möglichkeit erhalten, die 
ib.n.@ ZIJ.St.eben. 

(Abg. pr. Habighorst: Sehr richtig! - Beifall 
bei der SPD.) 

Es k.omm.t darauf an, w a s einer w e i ß und w a s er 
k.a.ru;i., und nicht darauf, wo und wie er es erworben hat. 

~: : . . :csclir gut! bei der SPD.) 

.. Nach dem. GX"Undgesetz· soll jeder im Rahmen seiner 
Fähi,gkeiten die Möglichkeit haben, sich weiterent-
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wickeln zu können. Dies sollte auch in Rheinland-Pfalz 
gelten. · · 

(Abg. Dr. Habighorst: Aber er muß die Prüfung 
machen!) 

- Ja, er muß dlle Prüfungen machen, dann muß man ihn 
aber mindestens ZJUl.assen l 

(Zurufe bei der SPD.) 

Meine Damen und Herren! Ein Wort zu diesem un­
glUcklicb.en 13ler Gesetz, das uns noch immer hindert, 
jungen Menschen in unseren Behörden die Möglichkeit 
:mm Aufstieg zu geben. Es Ist geraderru ein Unfug, daß 
Angestelltenstellen der Gruppe IX und der Gruppe 
VIlI nach Mainz zwn Ministerium gemeldet werden 
müssen, damit in einem monatelang dauernden Ver-· 
fahren geprüft wird, ob man Stellen für einheimisdle 
junge Menschen freimachen kann oder nicht. Dabei 
steht doch von vorneherein fest, daß es bei den 13lern 
ja .gar keine Leute gibt, die auf derartig gering besol­
dete Stellen reflektieren. 

(Abg. Dr. Habighorst: Sehr richtig!) 
Meine Damen und Herren! Fassen Sie es bitte nicht 

als Scherz. auf, sondern es ist eine ernst gemeinte Frage 
von mir: Ist es wahr - der Herr Landwirtschaftsmini­
ster ist leider nicht da -, daß 1n der Forstlaufbahn 
jetzt sogar verlangt wird, daß die Anwärter Familien­
tradition mitbringen, das heißt., daß sie aus Forstfami­
lien stammen müssen? 

(Zurufe der SPD und CDU.) 

Das setzt den Dingen doch die Krone auf! 
{Zuruf der SPD: So wett ist es schon! - Zuruf 
der SPD: Müssen Stammbaum mitbringen! -

Abg. Dr. Hab~orst: Nein, Baumstamm! -
Heiter keit des Hauses.) 

Meine Damen und Herren! Von ~n 9700 ~beits­
kräften, die dem Innenminister ium zur Verfügung 
stehen, gehören 565 zu den staatlichen Gesundheits­
ämtern. Die Personalkosten für diese Gesundheitsäm­
ter betragen immerhin mehr als 31/t Millionen DM. 
Muß es da sein, kann es da überhaupt sein, daß ein 
Medizinalrat zwölf Monate lall&' die Arbeit für zwei 
leisten muß, weil einer krank ist? Muß es sein, daß 
wichtigste Arb~iten - etwa die GenehmLgung einer 
Toilettenanlage für eine Volksschule - monatelang 
nidlt erledigt werden können, weil ein Arzt beim Ge­
sundheitsamt krank ist? 

(Hört! Hört! bei der SPD.) 

Ist es notwendig, daß bei einem solchen Apparat der 
Minister persönlich durch einen .Aibgeordneten ange­
sprochen werden muß, um die >Dinge zu regeln? 

Meine Damen und Herren! Zur Zuständigkeit des 
Innenministeriums ~hört auch das Landesbrandschutz­
umt. Es verwaltet immerhin auch einen Millionenetat 
und betreut 67 0()0 Feuerwehrleute. Mir scheint, wir 
sollten diesen ;Männern - meist sind es Freiwillige -, 
die im vorigen Jahr immerhin bald 3000mal alarmiert 
worden sind, hier einmal ein Wort der Anerkennung 
und des Dankes sagen. 

(Sehr rkhtl.g! 'bei der SPD.) 

Als Bürgermeister ist es mir au ch eln BedoUrfnis1 

dem Amt - und damit dem Minister!µm - dafür zu 
danken, daß d'ieses Amt durch eini·ge Aktionen - die 
iwar nicht immer den Beifall des einschlägigen Han­
dels fanden, deshalb aiber doch berechtigt waren - die 
Versorgung unserer Wehren mtt Schutzanzügen und 
Löschfahrzeugen .großzügig gefördert hat. Damit wur de 
den Gemein.den eine e r.;hebllche finanzielle Belastung 
abgenommen. Vielleicbt sollte man aber doch versu-

chen, einen We,g zu linden, der den Handel - der Sa 
nun einmal da ist und für die Betreuung der Fahr­
zeuge a~ unentbehrlich ist - .nicht ganz ausschließt. 

Von der Landesfeuerwehrsch.ule werden neuerdings 
Uberprüfungen der Motorspritzen durdlgeführt. Sie ha­
ben gezeigt, daß selbst bei Wehren, deren Fahrzeuge 
bestens gepflegt waren, sich Mängel zeigten. Die Kurz­
lehrgänge der Scliule, die amtsweise durchgeführt wer­
den, erfreuen sich guten Besuchs, und sie machen sich 
bezahlt. Notwendig sdleint mir, meine Damen und 
Herren, die Bestrebungen besonders fürsorglicher Ge­
meinden und Kreise, die sich um eine Ste rbegeldkasse 
für ihre Feuerwehren bemühen, auch .gegen die Be­
denken der Versicherungsgesellschaften zu unter­
stützen. 

Und noch etwas: Das jüngste Hochwasser hat unser 
aller Aufmerksamkeit auch auf den Hodlwasserschutz 
gelenkt. Er wird in kleineren Gemeinden auch mit 
Erfolg von der Feuerwehr geleistet. Man sollte den 
Gemeinden, die jetzt erkannt haben, daß für den Aus­
bau des Hochv.rassersdlutzes weitere besondere Maß­
nahffien ergriffen werden müssen, zur Verwirklichung 
dieser Dinge auch materielle Mittel zur Verfügung 
stellen. 

Vom Technischen Hilfswerk ist nicht alles Seelen­
heil zu erwarten. Es kann in Katastrophenfällen ja 
nicht überall sein. Die kleinen Gemeinden werden im­
mer auf sich selbst angewiesen sein. Im übrigen ist ja 
auch bekannt., daß das Technische Hilfswerk als eine 
Bundeseinrichtung mit erheblich höheren Mitteln be­
dacht wird als die Feuerwehr, angefangen von den 
hohen Gehältern der Führer bis zu den erheblichen 
Mitteln, die für die technische Ausrüstung aufgebracht 
werden. 

(Abg. Lotz: Ersteinrichtung!) 

- Ersteinrichtung, ja, die Feuerwehr hat ja auch eine 
Ersteinrichtung, und die Dinge stehen hier in keinem 
richtigen Verhältnis zueinander . 

(Abg. Lotz: Sie haben das Wort !alsdl verstanrum!) 

- Nein, Sie haben Ers6-Ausstattung sagen wollen, Herr 
Latz, ich weiß schon, was Sie meinen. 

Eines der wichtigsten Gesetze, d ie im vergangenen 
.Jahr hier verabschiedet wurden, ist das Polizeiverwal­
tungsgesetz. Es ist wohl noch zu früh, um seine Aus­
wirkungen schon abschließend beurteilen zu können. 
Gerade heute befaßt sich ja hier in Mainz auch der 
Städteverband mit d iesem Gesetz. Sie erinnern ;>ich; 
meine Darpen und Herren, der lebhaften Diskussion 
um dieses Gesetz hier im Hause, besonders um die 
1!10genannte Generalklausel. Ich glaube aber, keiner 
von uns hier hat mit dieser Generalklausel gewollt, 
daß Frauen mit Gummiknüppeln bearbeitet werden, wie 
es in Linz. in einem P olizeirevier geschehen ist. 

(Zuru.f der CDU.) 

Meine Damen und Herren, das ist ein Ausnahme­
fall, ein bedauerlicher Ausnahmefall. Ich hätte ihn 
hier auch nicht erwähnt, wenn wir gehört hätten, was 
in diesen vier Wochen von oben herunter zur Kor­
rektur dieses Vorfalles in Linz. geschehen ist. 

Wir sind weiter der Meinung, daß wir bei den 
kommenden Besoldungsgesetzen der kleinen Polizei­
beamten gedenken sollfon. Das heißt, wir sollten ihrer 
nidlt nur gedenken, sondern wir sollten s ie materiell 
so viel besser stellen, d aß ihr schwerer Dienst anstän­
dig bezahlt wird. 

Eine Reihe von Zweifelsfragen, die durch den über­
gang von Aufgaben der staatlichen an die Gemeinde­
restpolizei a ufget reten sind, seien hier nur a ngedeutet. 

1, • • 1„ 
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(Bauer) 

Ich hoffe, sie unmittelbar mit dem Ministerium klären 
zu können. 

Der § 78 des Gesetzes regelt die Stärke der Ord­
nungspolizei. Die Gemeinden haben Kostenbeiträge zu 
zahlen. Wenn das schon sein muß, dann können die 
Gemeinden auch verlangen, daß die Beamten, für die 
sie Beiträge leisten, in der· zahlenden Gemeinde auch 
Dienst tun. Wir stellen aber immer wieder fest, daß 
manche Stellen zwar besetzt, die betreffencl.en Beamten 
;;iber zu Dienstleistungen irgendwohin abkommandiert 
sind; manchmal mehrere und dazu monatelang. In 
:solchen Fällen sollte man für diese Beamten den Ge,­
meinden auch die Beiträge eriassen. 

Vor manchmal einfach nicht zu lösende Aufgaben 
ist die Polizei 1- und zwar die Gemeindepolizei - ge­
stellt durch die Pflicht zur Bekämpfung der Obdach­
losigkeit. Hier müßte man die Gemeinden bei der 
Schaffung von Unterkünften für Obdachlose finanziell 
untel'stützen. 

Leider wird das bisher auf der ganzen Linie noch ab­
gelehnt. Die Anforderungen, die auf diesem Gebiet an 
die Gemeinden gestellt werden, sind eü1fach nicht mehr 
aus eigener Kraft zu erfüllen, und die Polizei steht vor 
einer unlösbaren Au:Egabe, wenn sie irgend jemand, 
der nun herausgeklagt ist, unterblingen muß. 

{Sehr richtig! bei der SPD.) 

Am 5. Oktober 1954 hat der Landtag ein neues Selbst­
verwaltungsgesetz beschlossen. E~ bestimmt wie das 
frühere, daß der Star~ t den Gemeinden die zur Durch­
führung ihrei· eigenen tmd der übertragenen Aufgaben 
erforderlichen Mittel im Wege des Finanzausgleichs 
s ichert. und daß er ihnen für ihre frei'l.villige öffent­
liche Tätigkeit in eigener Verantwortung zu verwal­
tende Einnahmequellen 7.Ur Verfügung stellt. 

Um die sich aus d•~m ersten Teil des Gesetzes erge­
benden Verpilichtungen möglichst von sich abzuwäl­
zen, wurden sogenannte Normalsätze festgelegt, die für 
die Gemeinden zwingend sind. weil sie für die Ge­
währung von Landeszuschüssen Voraussetzung sind. 
Nun sind diese Sätze - Gewerbestetierzuschläge, Grund­
stet1e1·zuschläge usw. - aber so hoch, daß sie von den 
Steue1·pflkhtigen für tmtragbar gehalten werden. D~s 
führt dazu. daß Gemeindeparlamente, in denen die 
S1euerpf1khtigen den nötigen Einfluß haben. die Steuer­
i;ätze entsprechend herabsetzen. wie siP .glauben. daß 
es ihrer steuerlichen Leis tungsfähigkeit entspricht Das 
J'ührt dazu, daß die Gemeinden keine Zuschüsse vom 
Lande meht' bekommen können. Sie müssen sich um 
Darlehen bemühen. was wiederum zur Verschuldung 
der Gemeinden führt. 

Ich würde den Herrn Innenminii;t~r bitten, eine Über­
prüfung dieser Normalsätze herbeizuführen. Wenn 
schon überall von Steuersenkung geredet und geschrie­
ben wird, dann s<;!haffe man doch durch die Het·abset­
zung der sogenannten Normalsätze auch die Voraus­
setzung dafür, daß auch die Gemeinden auf staatliche 
Förderung nicht. verzichten müssen, die die Gemeinde­
steuern senken. Man sollte auch überle~en, ob den Ge­
meinden nicht manche Last erleichtert werden könnte. 
Ich denke zum Beispiel an die Aufstellung von amt­
lichen Verkehrszeichen. Sie werden heute von der 
staatlichen Polizei in einer Menge gefordert, dru3 sie 
zu einer unerträglichen Belastung werden. ganz ab­
gesehen davon. daß sie wegen ihrer Menge gerade dazu 
zwingen, übersehen zu werden und unbeachtet zu blei­
ben. Die oft mit ihrer allzu dichten Aneinanderreihung 
verbtmdene Versc:.~andelung von Straßenbildern sei nur 
am Rande erwähnt. 

Meine Damen und Herren! Es ist hinreichend be­
kannt , daß wir zuviel Gesetze, Verordnungen, Edasse, 

Bestinunungen, Paragraphen haben. End.lieh hal;>en wir 
llun im Limd.e Rh.einland-Pfalz auch ein Entrümpe­
lungserlaß erhalten, der die Zahl der Erlasse zwar zu­
nächst um einen vermehrt hat, aher letztlich doch das 
Ziel verfolgt, eine ganze Anzahl davon demnächst aus­
zmotten. Ich möchte ho!ien, daß die Tätigkeit der für 
diese Sonderaufgabe freigestellten· höheren Beamten 
recht fr:uchthar wird. 

Meine Drunen und Herren! Meine Redezeit ist ·lb~e­
la ufen. Lassen Sie mich ganz kurz zusammen.fasseri. 

Wir !'t.ellen fest: 
Der Behörden.apparat wächst erschreckend. Entspre­

chend wachsC>n· die Kosten dafür. 
Die Regierung verwaltet zuviel. Sie sollte den un­

teren Organen mehr Verantwortung überlassen. 

Für unseren Nachwuchs muß etwas getan werden im 
Sinne des Grundgesetzes, das jedem eine Chance gibt. 

Zum $chutz der Demo~r<itie wi.jnschen wir mehr Auf­
m~rksamkeit gegenüber dem Feind von rechts, womit 
wir uns nicht - das sei vorsorglich gleich hier gesagt -
mit den Kommunisten solidarisch erklären oder uns 
auch nur in ihre Nähe begeben. 

Wi.r wünschen, daß der Herr Innenminister sich auch 
-•·OOW'eit:"l;l&.S. möglich ist - für die Gemeinden im Res­
sort des Finanzministers einsetzt. 

Wir Sozialdemokraten we1·den i'luch in Zukunft auf 
der Landesebene mita rbeiten für die Bevölkenmg die­
ses Landes, aber immE"t' in1 HinbliCk auf ein großes, 
einiges, freies, auch geistig fr-eiE"s, Deutschland. 

(Beifall bei del' SPD.) 

Pr!ls!Mnt Wolters: 
Das Wort hat der Herl' Abgeordnete Lotz von der 

Fraktion dct· FDP. 

A bg, Lotz: 

Herr Pt·äsident! Meine Damen und Herren ! Die aus­
fühl:llchen Darlegungeh meiner Herren Vorredner ma­
chen es mir an und für sich leicht, von einer Bestim­
mung der Geschäftsordnung Gebrauch zu machen, die 
besagt, daß der Redner in :freier Rede hier vom Po­
di.um aus sprechen soll. 

(Abg. Scl'lmtcit : Wenn der Herr Präsident das 
nich:t beanstandet. sollten Sie es auch nicht tun! 
- Sehr gut! bei der SPD. - Abg. Ritter: Es gibt 
S'O E'twas: was man T11ktgcfühl nennt. Das steht 
nicht in der ~schäftsordnung! Man sollte das 

aber auch berüd~sichtigen!) 

- Meine Damen ltr.d Herren! Es wäre keine ehrliche 
Absicht, \venn wir hier eine Geschäftsordnung beschlie­
ßen, um sie h!Iit.erher außer Kurs zu setzen. 

Manche l)inge brauche id1 n id1t mehl' a nzuschneiden. 
weil sie· -von. cfon Herren VotTednern ausführlich be­
handelt . v.'Urden. Ich greife nur einige Punkte heraus .. 

1 Das I.nnei:iministerium als federführendes Ministe­
·1· rlum für Beamtenfragen sollte s ich, nach unserer Mei­
. . nung, ge,nau wie bisher - 'W'enn möglich noch stärker -
1 in I;}vi;lP.. dafür einsetzen, daß die Besoldungsreform, 

1

, wie schon an.gedeutet worden ist, in diesem Jahr noch 

1 

Wirklichkeit wit'd. Wir alle wissen, was von di eser 
Besoldungsreform für uns und für den Landtag ab­
hängt. Es kann und da rf ni.cht mehr so weitergeh'?n 

I
I wie bisher, daß w ir laufend Gesetze machen müssen. 

die die eine oder andere Beamtenkategorie angleicht 
wid Härten oder Unbilden mildert. 

1 
Aus diesem Grunde, Herr Innenminister, noch ein­

mal die · het·z.liche Bitte, in Bonn bemüht zu sein, daß 
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die Besoldungsreform so bald wie möglich Wirklich­
keit wird. 

Wir hatten im vorigen Jahr anläßlich der Etatbera­
tung einen Wunsch ausgesprochen, dE.'m das Innenmini­
sterium zum Teil schon nachgekommen war. Wir hat­
ten gebeten, daß sämtliche Beförderungen von Beamten 
in Rheinland-Pfalz im Staatsanz.eliger bekanntgemacht 
werden möchten. Das Ist zum Teil, geschehen. Man~ 
Ministerien verkünden es in ihren Amtsblättern. Es 
wäre filr uns und für die Bevölkerung in Rheinland­
Pf alz interessant, zu wlssen, wer befördert wird und 
wann jemand befördert wird. 

Herr Innenminister, auch hier die herzliche Bitte, 
möglichst alle BefördeTungen im Land im Staatsanzei­
ger bekanntzumachen. Icn spreche Sie deshalb an, weil 
Sie für Beamtenfragen federführend sind. 

Ich gestatte mir, weiter eine Frage anzuschneiden -
ich möchte alle die Dinge, die in den Ausschüssen weit 
und breit behandelt worden sind, nicht noch einmal 
nennen -, die draußen im Lande eingehend b€$prochen 
worden L~t. Sie betrifft d:i.e Pollz.eL Bel den Haushalts­
beratungen war es möglich, bel der Wasserschutzpoli­
zei Ordnung in bezug auf die Dienstgrade herzustellen. 
Unser Wunsch war es. auch bei der Gendarmerie und' 
der Ordnungspolizei ein lästiges Ubel der Verg:mgenheit 
los zu werden, daß nämlich auf der Stelle A 5 b sich 
dle höchste Stufe der unteren Laufbahn und die Ein­
gangsstufe der mittleren Laufbahn, d. h. der gehobe­
nen Laufbahn, nun zusammen in einer Besoldungsstufe 
b()findcn. Das sollte in dem diesjährigen Etat nicht 
mehr sein. Hier kam uns ein Antrag der SPD sehi.­
gelegen. Er besagte miit anderen Worten genau das­
!'öelbe, was ich Ihnen vortrage: Trennung der Stellen 
der Polizeiobermeister tL.""ld der Pl.ßvierkozr.u."!lissare\ \Vir 
haben leider feststellen m~sen, daß die SPD .zwar 
einen Antrai stellte, aber in der Sitzung des Haus­
halts- und Finanzausschusses ihren eigenen Antrag da­
durch tol'pedierte, daß sie der Bi:tte, die Trennung tat­
f!ächlich vorzunehmen, selber entgegengestimmt hat, 
so daß nunmehr auch im diesjährigen Etat wieder Po­
lizelobennei.stct· und Revi.erkommlssare in einer Besol­
dungsstufe zusammenstehen. 

Wir wollen dns durch einen neuen. Antrag heute 
nicht noeh einmal au!grei!en. Aber auch hier an das 
Innenministerium die Bitte, bis zwn nächsten Mal die 
Dinge nach Möglichkeit 'in gleichen Rang zu bringen. 
Wenn man schon bei der Bereitschaftspolizei die kla­
ren Laufbahnen hat, dann. sollte man auch bei der Gen­
darmel.'ie und Ordnungspolizei dazu kommen, die Kom­
missare well.!gstens nach Gruppe A 4 c 2 einZUstu!en. 

Es ist hier vorltln auch gesagt worden, daß die Ge­
meinden und Gemeindeverbände zwar eile Selbstver­
waltung haben, daß aber auf der anderen Seite die 
Staatsaufsicht noch da ist. Im möchte die Staatsauf­
sicht nicht so verstanden haben und wissen, d'aJ3 nun 
hier die übeTgeordnete Dienststelle mit rauher Hand 
eingreift; sondern die Staatsaufsicht kann auch in 
manchen Fällen beratend mitwirken. Der Fall, den 
Herr van Volxem hier aus dem Tr!.erer Be:zii'rk genannt 
hat, ist ein solcher Fall. Wenn dort ein Bürgermeister 
nicht mehr weiß, wie er sicn in einer Gemeinde zu 
verhalten hat, wenn dle c!lsz.ipldnären Maßnahmen nicht 
aus.reichen, könnte aber doch die Aufsichtsbehfüde dem 
Herrn Bürgermeister einmal mit Klarheiit und Eindeu­
tigkeit sagen, daß solche Dinge, wie sie .vorgekommen 
sind, eigentl.dch nicht vorkommen dürfen. 

Ein zweites Beispiel, Herr Innenmini~ter! In letzter 
Zeit macht es sid1 breit - ich weiß nicht, ob es in meh­
reren Kreisen der Fall ist, aber es ist so in dem einen· 
Kr~is, den ich kenne -, daß bei dem Bau einer Berufs-

schule der Kreis d'en Bau davon abhängig macht, daß 
die betreffende Gemeinde, in der der Sitz der Berufs­
schule sein soll, über das Ubliche hinaus - das heißt, 
es ist ja bisher immer üblich gewesen, daß Grundstücke 
zur Verfügung gestellt worden sind - auch noch wei­
tere stärkere finanzielle Zuwendungen leistet. Wenn 
das üblich werden sollte, werden wir in kürzester Ze!t 
erleben, daß arme Gemeinden praktisch mit solchen 
Bauten nicht mehr bedacht werden, sondern daß dann 
solche Bauten nur in dle reichen Gemeinden kommen, 
die dann durcli höhere Zuschüsse ·in dl.e Lage versetzt 
würden„ den Bau an sich zu ziehen. Auch hier sollte 
die Staati;aufsicht nicht im Wege der sogenannten Auf­
sicht eingreif~n. sondern sie sollte mit aller Deutlich­
keit einmal sagen, daß diese Praktiken hier bei uns 
im Lande nicht einreißen sollten. 

Wenrn wir von Selbstverwaltung gesprochen haben, 
so dürfen wir aber auch hier - wir stehen ja am Ende 
einer Legislaturperiode -, wenn wir die letzten vier 
Jahre einmal überblicken, nicht vergessen, daß hin­
sichtlich der Sorge für unsere Gemeinden in unse­
rem Lande, das ja immer als armes Land hingestellt 
wird, doch manches getan worden Ist. Wenn wir 
feststellen, welche Zuwendungen das Land noch im 
Jahre 1951 an seine Gemeinden und Gemeindever­
bände gegeben hat, und wenn wir damit vergle1-
chen, was heute in den einzelnen Etatpositionen 
steht, so können wir wohl sagen, daß sich das Land 
Rheinland-Pfalz - ich möchte, wenn ich es nenne, mich. 
damit nicht mit der Ansicht identifizieren, daß es im­
mer bestehen bleiben muß - gegenüber anderen Län­
dern sehr gut ·sehen lassen kann. Und wenn wir die­
sen Vergleich einmal etwas ausdehnen und auch mit 
den reiclleren Ländern einen solchen Vergleich anstel­
len, dann dürfen wir hier an dieser Stelle sagen, äaß 
wir das Möglichste flli' unsere Gemeinden getan haben, 
ja, daß wir noch mehr als manche reichen Länder fili: 
d:re GemeindEn in den vergangenen vier Jahren übrig 
hatten; und das sollte auch von den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden einmal anerkannt werden. 

Wenn von Verwaltungsreform und Verwaltungsver­
ein!achung gesprochen Vl'Qrden ist, so darf ich zunäcl:u.t 
sagen, daß es schöne WOl"~ sind, die ja immer wieder­
kehren. -Es wai.- mir interessant, die Ausführungen des 
sehr· verehrteI;J. Herrn 'Kollegen Schmidt beim Etat des 
Herrn Ministerpräsidenten z.u verfolgen. Ich muß mir 
diese Ausführungen noch einmal d'urchlesen, und Herr 
Kollege Schmidt wird sie sicherlich auch noch einmal 
überlesen; und dann v.tird er feststellen, daß diese 
Worte eigentlich mit den Taten nicht ilbel'einstimmen, 
und zwar mit den Taten insofern nicht übereinstim­
men, als, wenn nach d~n Worten auch in der ver~ 
gangenen Zeit gehandelt worden wäre, manche Ver­
waltungsvereinfachung - sprich Einspanmg - vorge­
nommen worden wäre. 

(Abg. Lorenz: Sprechen Sie wirklich nur von 
NachscUlagewerken ?) 

- Ja, es ist interessant, wenn man manchmal nachsch.14-
gen kann; den dann kommen Worte und Taten ja erst 
in den richtigen Gleichklang. 

Sie haben, Herr Koll-?ge Schmidt, davon gesprochen, 
daß, wenn das Land Rheinland-Pfalz auch fernerhin 
bestehen bliebe, man sich darüber klar sein müsse, daß 
der jetzige Aufbau der Verwaltung doch etwas i.>.nd'e!'S 
~rden müßte - ro ungefähr habe ich Ihre Worte ver­
standen; ich habe sie jedenfalls sinngemäß so aus~ 
deutet -, und dazu darf ich Ihnen sagen, Herr Kollege 
Schmidt, daß wir an diesem Umbau schon länger inter­
essi.ert· sind. Ich erinnere Sie 3.ll. das Regierungspräsi­
diqm Montabaur; nur durch dle Stimmenthaltung Ihrer 
Fraktion war es möglich, nicht damals -:iort schon eine 
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gewisse Verwaltungseinsparnng vorzunehmen. ein ge­
wisses Zusammenlegen von zwei Bezirken zu einem 
Bezil"k; dann wäre das, was Sie uns heute vorgeschla­
p,en haben, ja schon erreicht. Leider war es durch Ihre 
Stimmenthaltung ja damals nicht möglich. 

{Abg. Völker: Das ist doch kalter Kaifee, 
Herr Latz!) 

Meine Damen und Herren! Miom kann also nach die­
~en viei· Jahren sagen, daß gerade von seiten des In­
nenministeriums eine sehi; fruchtbare Gesetzgebungs­
arbeit geleistet worden ist. Wir dürfen feststellen, daß 
wir ein neues Selbstverwaltungsgesetz gemacht hab~n. 
daß wir ein Kommunalabgabengesetz, ein Zweckver­
bandsgesetz und ein neues Vergnügungssteuergesetz 
gemacht haben; alle diese Gesetze haben ja für uns 
eine Verwaltungsvereinfachung mit sich gebracht. Sie 
haben das bisher unterschiedlirhe Recht in den einzel­
nen Landesteilen durch ein einheitliches Landesrecht 
<.'rsetzt. 

(Abg. Schmidt.: Au!} 

- Wenn das in einigen Punkten nicht möglich war, 
Herr Kollege Schmidt - ich denke da an das Selbst­
verwa1tungsgeset7. -, dann nicht durch unsere Schuld; 
wi1· wären vielleicht noch etw<is i.veiter in der Verein­
fachung und in dem Gleichklang im ganzen Land ge­
gangen. 

Diese Gesetzgebungsarbeit, die - das muß man sagen 
- sehr fmchtbar war und auch wohl draußen verstan­
den worden ist, hat einen gewi!'.sen Abschluß gefun­
den. Ich wüßte im Augenblick nkht, wekhe großen ge­
setzgeberischen Dinge noch an uns hel·an~ämen. Und 
diese Tatsache machte~ möglich, das Innenministerinm 
'und vor allem den Herrn Innenminister selber einmal 
daraufhin anzusprec.":ien. daß dieser gesetzgeberischen 
Arbeit nun elne andere Arbeit folgt, näm11ch, einmal 
zu überprüfen, welche Dinge man von oben nach unten 
verlagern kann, um nach Möglichkeit dem Prinzip, daß 
die Landesregierung regieren und nicht verwalten soll, 
ge1·echt zu werden. Es wäre wünschenswert - und der 
Herr Innenminister hat o:s ~i verschiedenen Gelegen­
heiten ~chon angedentet -, dfl.ß einmal all das an Lan­
desrecht überprüft werden soll was die Möglichkeit er­
öHnet, bestimmte Dinge weiter nach unten hin zu ver­
lagern. Es ist unser gam: spezieller Wunsch für die 
nächste Zeit, Herr Innenministet-, daß gerade diesem 
Aufgabenkrei·s stärkste Beachtung ges<:'henkt wfrd. 

Ich darf noch· ein kurzes Wort zu einem Etat-Titel sa­
l:(en, der beim Innenministerium verwaltet wird, der 
die Tbc.-Bekämpfung betrifft. Ich nehme an. daß ge­
rade diese Dinge stärker noch bei dem Etat des 
Landwirtschaftsministeriums angesprochen werden ; vor 
allem die Frage, ob bei der Tbc.-Bekämpfung für das 
Rindvieh die sogenannte Inselbildung oder die Brei­
tenwirkung nun das Richtige sein soll. wird wahr­
scheinlich doch bei dem Etat des Landwirtschaftsmini­
sterit1ms angesprochen werden. 

Meine Damen und Herrenl Ich möchte nicht weiter 
auf die Ausführungen gerade meines Herrn Vorred­
ners, des Herrn Kollegen Bauer, eingehen. Sehen Sie, 
wenn hier immer wieder Dinge hervorgezaubert wer­
den, etwa der Ausspruch eines meiner Ansicht nach 
Verrückten - und Andernach ist ja nun einmal mit 
seiner Anstalt bekannt-, und wenn dann da mal einer 
„Heil Hitler!" schreit, dann ist es nach meiner Meinung 
nicht richtig, daß das hier nun im Landtag wieder ver­
kündet wird. 

<Abg. Dedenbach: Das hat es ja schon einmal ge.a 
geben, daß auch andere Verrückte "Heil Hitler!" 
geschrieen haben! - Stürmische Heiterkeit. - Bei-

fall bei der SPD.) 

Dann wäre es nach meiner Ansicht richtiger, es in 
Andernach dadurch zu erledigen, daß der Betreffende 
hinter die Anstaltsmauern kommt; aber wir brauch­
ten uns damit doch nicht hier zu beschäftigen. 

(Abg. Schmidt: Passen Sie auf, Herr Kollege Lotz!) 

Aber etv.ras anderes, wenn schon diese Dinge auch 
hier im ir'ause immer wieder angesprochen werden: 
das Verfassungsschutzamt wird angesprochen, die Sorge 
nach links und nach rechts. Meine Damen und Hen-en ! 
Ich glaube, man sollte §ich bei manchen Dingen etwas 
mehr an die eigene Nase fassen. Das meine ich nicht 
in einer speziellen Richtung, sondern ich glaube, das 
sollte für uns alle gelt.en. 

Wenn ich zum Beispiel in der sogenannten „Freiheii", 
äie heute schon einmal hier als die Zeitung mit einer 
Unwahrheit zitiert worden ist, etwas anderes finde, so 
darf ich auf diese ,,.Freiheit" vielleicht einmal eingehen, 
meine Damen und Herren, und zwar in einem be­
stimmten Punkte. 

Ich darf Ihnen mitteilen, daß unser Kollege Som­
merey auf Tod oder Leben darniederliegt; das ist eine 
se.hx betrübliche Tatsache. Wenn man nun die Tat­
sache übcdegt, daß ein solcher Kollege, der mit seiner 
Gesundheit fix und fertig ist, nicht wieder für die 
.i;tädlsten. .Landtagswahlen aufgestellt werden wird -
aus persönlichen "\Vünschen heraus -, und wenn man 
dann einmal in de!." „Frelhelt." liest, was dort fabriziert 
wirid ' - und dras I~en ja die Leser draußen, und die 
sagen sich dann, aha, das sind Abgem'dnete, das sind 
demokr:;.tische Zeit'Ungen -. dann muß ich feststellen, 
daß wir m:anchma1 die Demokratie meohr unteiigraben 
als die Leute von links oder rechts, die hier so oft 
zitiert wer<len. 

(A.J.>g. Schmidt: Herr KoHege Lotzi Wenn das em 
Einzellall gewesen wäre, wäre wahi:scheinlich die 
Vermutung der „Freiheit" nicht aufgekommen!) 

- Herr Kollege Schmidt! Sie befinden sich ja in der­
selben Lage, und ich bin mit Vergnügen den Zeitungs­
berlchten gefolgt, die nun I•hre Lage wiedergeben. 

(Al>g. Bögler: Da sind Sie völlig im Irrtum!) 

Ich glaube, wir brauchen uns nicht wei!er auszuspre­
chen; ich bin auch gern bereit, dara.uf einzugehen. 

Meine Damen und Herren! Wir sollten selbst alle 
nach draußen hin ein Beispiel geben und nicht immm· 
von dem anderen mehr verlangen, als wir selber zu 
geben bereit sind. 

(Abg.' Köntg; Geben S ie doch wenigstens hier 
ein Beispiel!) 

Und nun noch ein kleines Wort. Wir bringen hier 
manchmal Dinge vor, die eigentlich nicht vor den Land­
tag ·gehören. Es werden sehr viele Dinge an den Ab­
geordneten herangetragen. Mim kann e!'\ m::i,nchrnal ein­
facher erledigen; man braucht n icht a n den Herrn Mi­
nister zu schreiben, sondern man schreibt an den be­
treff~n<;len. ,Landrat oder den betreffenden Bürger­
meister, und dann geht es auch in Oronung. 

Sehen Sie, Herr Kollege Bauer, Sie klagen hier über 
die schlechte Postzustellung, weil Sie ~inen Erlaß zu 
spät bekommen; Sie nehmen aber von sich selber aus 
direkt an, daß Ihre Post auch zu spät kommt, denn 
sonst würden Sie kein Telegr:;i.m.m schicken, sondern 
efaen Ertef schreiben; das nur a1s kleine Illustration 
zu den Dingen. die hier immer wieder vorgebracht 
werden. Wir sollten doch diese kleinen Dinge hier ein­
mal aus dem Rahmen der Betrachtung lassen, die man 
auf örtlicher Ebene el'ledigen kann. Ich glaube, die 
ZUhörer und auch die Bevölkerung draußen haiben kein 



' • 1 1 ~ :· 

75. Sitzung, 21. März 1~55 2559 

(LOlZ) 

Verständnis dafür, wenn wir un~ hier mit solchen 
Kleinigkeiten immer wieder ·beschäft.igen müssen. 

(Abg. Hitler: Tun Sie das nicht eben auch?) 

Wenn Sie, Herr Kollege Bauer, auch das Tedlnische 
Hilfswerk ansprachen, dann klang daraus die partei­
politische Stellungnahme der SPD . . Ich glaube, so kann 
man die D~e nicht. angehen. 

(Abg. Brune: So wie Sie es machen, auch nicht!) 

Das Tedlnische Hilfswerk hat seinen Zweck und wird 
:r.um Segen der gesamten BevöLkerung, ~ud:l der Teile, 
die es jetzt· vielleicht ablehnen, z.u arbeiten haben. Wir 
können nur eines tun, nämlich, solche Institution 
von uns aus - auch von uns als Landtag ai.ts - zu un­
terstützen und die Arbeit nidtt zu erschweren, danut 
im Notfall und Ernstfall das Technische Hilfsw~rk 
nicht nw-, wie Herr Kollege Bauer sagt, in den grt>­
ßeren Gemeinden, sondern, wenn es einmal notwendig 
ist, auch in den kleinsten Gemeinden bei Notständen 
eingrei!t. Deshalb auch dem Herrn Innenminister ganz 
persönlich unseren Dank, daß er sich für die Aufstel­
lung und für die Förderung des Technischen Hilfswer­
kes bisher eingesetzt hat. Wir bitten Sie, Herr Innen­
minister. in diesem Sinne auch fortzufahren. 

Meine Damen und Herren! Ich habe Ihnen nur einige 
Punkte aufgezeigt; melne Herren Vorredner haben es 
ausführllcher ,getan. Ich darf am Schluß, obwohl des 
vc>r einiger Zeit einmal moniert worden ist, daß man 
hler von der Tribüne des Landtages .aus den Beamten 
den Dank abgestattet hat - es ist in diesem Zusam­
menhang ein unschönes Wort gebraucht worden, dail 
ich hier nicht wiederholen will -, folgendes sagen. Ich 
glaube, gerade wir hier vom Landtag aus sollten den 
Herrn Innenminister ·bitten, den Dank des ganzen 
Hauses - dessen bin ich gewiß - an die Beamten, An­
gestelltem und Arbeiter weiter:zugeben, damit auch sie 
draußen einmal sehen, daß die von ihnen allen im ver­
gangenen Haushaltsjahr geleistete Arbeit anerkannt 
wird. Und wenn auch da und dort einmal ein kleiner 
Mangel auftritt, sollte man sich dessen bewußt sein, 
daß das Innenministerium 0000 Leute unter sich hat. 

I'c.n darf bel dieser Gelegenheit noch einmal kurzdar­
nu.f zurUck.kommen, daß hier das Anwachsen wn 1500 
Stellen erwähnt worden ist. Ja, meine iDamen und 
Herren, bei welchen Stellen denn? Wir haben doch in 
der Hauptsache und vor allen Dingen auch mit dem 
Einverständnis d-er SPD unsere Polizei vermehrt. Sie 
müssen doch, wenn Sie von 1500 Stellen spredlen, das 
nicht generell sagen, sondern Sie müssen es doch ein­
mal au.fgetent sehen und feststellen, bei welchen Etat­
positionen diese Vermehrung er.folgt ist. Und wenn Sie 
vor allen Dingen erwähri,.en, daß bei der höheren Büro­
kratie die Vei:mehrung ·größer war, dann müssen nach 
meiner Meinung Anträge, wie sie zum Teil von Ihneh 
gestellt worden sind mit der Begründung, diaß in den 
anderen Ländern die betreffenden Beamten viel höher 
eingruppiert seien, aber in Zukunft hier im Hause 
unterbleiben; denn scmst würden auch hier llu:e Worte 
nicht mit Ihren Taten übereinstimmen. 

Insgesamt dar! ich für unsere Fraktion sagen, daß 
v.·ir es begrüßen, daß auch im vergangenen Jahr von 
den Beamten, Angestellten und Arbeitern des Innen­
ministeriums eine fruchtbare Arbeit geleistet worden 
ist. Wir dürfen dem Herrn Innenminister unseren 
Dank abstatten und dürfen den Herrn Minister bitten, 
diesen Dank der Freien Demokraten auch an die ihm 
Unterstellten weiterzugeben. 

(Bel!all bei den. Regierungsparteien.) 

Prlaident Wolters: 

Des Wort hat der Herr Abieordnete Matthes von 
der Fraktion der CDU. 

Abg. Matthcs: 

Sehr verehrt.er Herr Präsident! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Der Herr Kollege Lotz hat 
mich an ein Wort erinnert, das von unserem verstor­
benen Bundestagspräsidenten Hermann Ehlers gesagt 
wird. Von Hermann Ehlers wird gesagt, daß er sich 
meistens nicht gegen jemand und gegen eine Sache 
gewandt hat, ·sondern sich für eine Sadle eingesetzt 
hat. Und ich glaube, daß wir es uns in unserer poli­
tischen Auseinandersetzung mehr zum Leitspruch ma­
chen sollten, daß wir für eine Sache kämpfen sollten, 
gleichviel, ob wir da oder dort oder hier sitzen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Herr 
Kollege van Volxem hat bereits zu dem Etat des In­
nenministeriums das gesagt, was unsere Fraktion zu 
sagen hat. Er hat aber die Titel 306 bis 311, die die 
Polizei betreffen, ausgelassen. Ich habe mir zur Auf­
gabe gemacht, gerade das zu sagen in bezug auf dle 
Polizei, was für uns alle ein Anliegen sein könnte. 

• Unter diesem Gesichtspunkt darf ich feststellen, daß 
der Landtag und die Regierung in den zurückliegenden 
Jahren sich bemüht haben, das Mögliche zu tun, die 
Besoldungsverhältnisse nach den Stellenplänen zu ord­
nen, um den berechtigten Ansprüchen der Beamten 
gerecht zu werden. Wir werden uns auch weiterhin 
bemühen, bei der Verwaltungspolizei oder bei der 
Kripo die noch feststellbaren Unebenheiten auszu­
gleich,en. 

Mit Beffiedigung haben wir auch festgestellt, daß 
die Polizei in bez.ug auf die Ausnützung der ihr gege­
benen technischen Möglichkeiten erfreuliche Fortschritte 
gemacht hat. Wir haben uns vor Jahren hier um einen 
Funkwagen gestritten. Heute darf ich fes tstellen, daß 
wir inzwischen allein im überörtlichen Polizeiverkehr 
18 Funkwagen laufen haben und daß wir darüber 
hinaus in den Städten zur Verkehrssicherheit sechs 
weitere Wagen eingesetzt haben, die mit Funk aus­
gestattet sind. 

Das Problem der Verkehrssicherheit aber ist ganz 
ohne Frage das Problem Nummer l und bereitet uns 
ernsthafte Sorgen. Wenn ich feststellen muß, daß im 
letzten Jahre die Zahl der Unfälle gegenüber dem 
Vorjahre um 2500 und die Zahl der Toten von 818 auf 
891 gestiegen ist, also um 8,9 v. H., so ist das eine 
ernste Sprache. 

Wenn man auch diese Zahlen dazu in Relation set­
zen darf, daß in der Zwischenzelt etwa 12,5 v. H. mehr 
Fahrzeuge zugelassen worden sind, so ist damit nur 
festgestellt, daß Rheinland-Pfalz in bezug auf die Un­
fallzahlen etwas unter dem Bundesdurchschnitt liegt. 
Wir sind durdlaus keine Sicherheitshysteriker, wenn 
wir unseren Finger immer wieder auf diese Wunde 
legen. England könnte uns in etwa doch h ier als Bei­
spiel dienen. Man hat es In England als ein „nationales 
UnglUck" bezeichnet, daß dort im letzten Jahr etwa 
5000 Menschen als Opfer des Verkehrs ihr Leben ge­
lassen haben. Das ist genau die Hälfte der Opfer, die 
innerhalb der Bundesrepublik durch den Verkehr ge­
fordert worden sind. 

Ich sage das deshalb, weil wir nicht der Meinung 
sind, daß man die Frage der Verkehrssicherheit allein 
durch polizeistaaUiche Maßnahmen regeln könnte. Wir 
müssen uns hier zu einer Gemeinschaftsarbeit zusam­
menschließen, angefangen von den Schulen bis hin 
zur Unterrichtung der Verkehrssünder, um die Ver-

' 
'1 

„,, 

. ' ' ~ 
f ' 

1: 



2560 Stenog<aphische Berichte des Landtages von Rheinland-Pfalz. II. Wahlperiode 

(M0tthes) 

r1ntwortung aller Beteiligten zu stärken. Wir glauben 
überhaupt nicht, daß inan allein durch polizeistaatliche 
Maßnahmen die Sicherheit der Bürger und eines Staa­
tes a1.1f den verschiedensten Lebensgebieten gewähr­
leisten kann. Das ist vielleicht ein sehr allgemeiner 
Grundsatz. Ich darf dem gleich noch einen anderen 
beifügen. 

Es geht wesentlich darum, daß wir nicht nur Folge­
erscheinungen, sondern auch Vorausset7.ungen und Ur­
sacb.en gründlich erkennen. In diesem Zusammenhang, 
Herr Minister, ist außerol'dentlich beachtlich, was 
neulich der Universitätsprofessor Villinger auf der 
Kriminaltagung in Wiesbaden ausgeführt hat, daß 
nämlich das Kino das Weltbild unserer Jugend weit­
hin forme. Wenn nun die Auszählung einer Reihe von 
Pilmen - und zwar trot:r. der Filmselbstkontrolle - 360 
l\forde, 84 Selbstmorde, 167 Diebstähle und 236 Ein­
brüche ergibt, dann frage ich. ist hier nicht primär 
den Ursiichen nachzuspüren, die wir als eine echte 
Gefährdung der nachwachsenden Generation betrach­
ten müssen? Es ist sogar dringend erforderlich, uns 
darüber Klarheit zu verschaffen, daß wir zu neuen 
Formen des gesellschaftlichen Lebens kommen müssen. 

In diesem Zusammenhang darf ich auf ein weiteres 
hinweisen. In meinem Amte erlebe ich es täglich, daß 
noch immer ein Strom von Menschen durch unsere 
Städte wandert, ziellos und heimatlos, und daß dieser 
Strom der Durchwanderer unsere Fürsorgestellen an­
geht. Ich habe bereits in den Ausführungen zum Poli­
zeiverwaltungsgesetz darauf hingewiesen, welche G€­
l'8hr der Charakterverderbnis in der Tatsache Hegt, 
daß wir eben ein zweigeteiltes Deutschland haben und 
dciß ein Strom von Menschen vom Norden zum Süden, 
Yom O~ten ;rnm Westen und umgekehrt geführt wird. 

Ich habe aber auch mit Befriedigung feststellen kön­
nen, daß entlang der Rheinstrecke bis hin zur Süd­
pfalz eine Reihe von Heimen eingerichtet wurde. Ic.:h 
meil1e jedoch, es reicht nicht aus , da und dort einige 
Aufnahmeheime zu gründen, sondern wir müssen die­
;;er fluktuierenden Jugend wieder einen echten Le­
bensinhalt geben, indem wir sie in Lehrwe1·kstätt en 
unterbringen und zu einem Be1uf heranbilden, so daß 
~ie wieder in ein ordentliches lkben hineingeführt 
wErden kann. 

In diesem Zusammenhang spielt auch das von mei­
nem Kollegen van Volxem berührte Kapit.el der 
Fremdenlegion eine Rolle. Ich glaube, daß es wirklich 
eine gemein~ame Aufgabe aller ist, sich dieses Stro­
mes, durch ~dgene und fremde Schuld, entwurzelter 
Menschen ernsihaft anzunehmen und der ·G€sellschait 
und Gemeinochaft zuzuführen. 

Meine Damen und Herren! Lassen Sie mich noch 
ein kurzes Wort über das Kapitel „weibliche Krimi­
nalpolizei" sagen. Diese weibliche Kriminalpolizei wird 
manchmal von ihren männlic..11en Kollegen als eine, 
wenn auch nicht überflüssige, so aber doch unliebsame 
Konkurrenz bezeichnet oder als solche behandelt. 

Gerade in dem Einsatz der weiblichen Kriminal­
polizei möchte ich eine Möglichkeit sehen, in dem von 
mir aufgezeigten Sinne eine echte Verbindung des 
Tätigwerdens der Polizei in Verbindung mit den übri­
gen Organen der Fürsorge, der Jugendpflege und des 
Jugendschutzes herzustellen. 

(Beifall bei der CDU.) 

Diese knapp dreißig Beamtinnen haben im Zeit­
raum von einem Vierteljahr doch immerhin eine er­
sprießliche Arbeit geleistet. In diesem Zeitraum 2640 
Vernehmungen, 1063 Elternbefragungen, 607 Schulver­
nehmungen und darunter etwas mehr als 385 Verneh-

mungen in Sittlichkeitsfällen. Nicht die Tatsache, daß 
ein Beamter als ehemaliger Zwölfender eine gute 
Figur macht, macht ihn allein zum Polizeibeamten. 

(Abg. Frau Dr. Gantenberg und Dr. Boden: Sehr gut!} 

Es geht mfr bei dem, was ich heute in wenigen 
Worten sagen will, ganz wesentlich um das Thema 
Durchführung des Gesetzes zum Schutze der Jugend 
in der Öffentlichkeit. Man könnte vielleicht sagen, daß 
dieses Thema zu einem anderen Haushalt gehört, nein, 
es gehört mit hinein in diesen Haushalt. 

Herr Innemnini:ster! Das ich heute nicht nur über 
Zahlen des B:aushalts oder über den Aufbau der Poli­
zei sprach, sondern daß ich diese uns alle bedrängen­
den 11otvollen Fra.gen eL11ma! zum Ausdruck bri11gen 
durfte, ist veranlaßt worden durch die Tatsache, daß 
Sie nid:i.t nur Innenminister, sondern zugleich auch 
Sozialminister sind. Wir haben zu Ihnen das Zutrauen, 
daß Sie in der Verantwol·tung, in der Sie diese Auf­
gaben bisher wahrgenommen haben, auch weiterhin 
das Erforderliche tun, und Sie dürfen dessen gewiß 
sein, daß das ganze Haus hinter Ihnen stehen wird. 

(Bravo! und Beifall bei der CDU!) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat Herr Abgeordneter Dedenbach von der 
Fraktion der SPD. 

· (Vizepräsident Wffms tibernirnmt den Vorsitz.) 

Abg. Dedenbach: 

. Meine Damen und Herren! Ich möchte namens mei­
l)er .F~aktion noch kurz einige Ausführungen über das 
Kapitel O~ 04 d.;> ;:; Haushaltsplans des Innenministeri­
ums, C'rE"\':'etbeaufsid1t, machen. Vorbeugender Arbe its­
schutz ist mit die große so:r.iale, menschliche und 
volkswirtschaft!iche Aufgabe, die die C'...ewerbeaufsicht 
zu errülfen hat. Der Arbeitsschutz müßte eine Volk~­
bewegung unter'·Beteiligung der Gewerbeaufsicht, der 
Arbeitnehmerschaft, der Betriebsleitungen und der 
Ärzte sein. Noch ist dieses Ziel nicht erreicht. Es steht 
fest, daß drei Viertel aller Arbeiter und Angestellten 
vorzeitig invalide und berufsunfähig werden und da­
durch Ja 'den Sozinlversicherungseinrkhtungen zur Last 
fallen. Der Arbeitsschutz muß beginnen mit dem Bau 
ausreichend beleuchteter und durchlüfteter Arbeits­
räume, der Abwehr gesundheitsgefährender Einflüsse, 
die durch die bearbeiteten Stoffe oder durch die Ar­
beitsmethoden verursacht sein können. 

Nun m&hte ich einiges sagen mm Titel 215. Im Titel 
215, Refäekosten, hat der Haushalts- und Finanzaui;­
schuß den Ansatz von 4-0 000 DM a1.1f 35 000 DM he1·ab­
gesetzt Dies \\--urde im Haushalts- und Finanzausschuß 
damit begründet, daß zunächst angeblich nur die Hälfte 
d'er Reis!IB:csten verbrauei.~ ... t Vv-.-orden sei. In der Rec...~-
nung im Haushaltsplan des Innenmi.nisteriums 19.53 
steht nun, daß 32 B90 DM für Reisekosten bei der ~­
werbeaufsicht verbraucht worden sind. Und erscheint 
diese1· Ansatz von 35 000 DM als viel zu gering, um die 
Aufgaben der Gewerbeaufsicht auch nur irgendwie er­
füllen zÜ köonen. In den Erläuterungen zum Titel 215 
wii-d dann gesagt, daß 67 Beamte, Angestellte und Be-

. amten.an:wärter im Außendienst beschäftigt werden. 
Diese Beamten, Angeste11ten und Beamtenanwärter 
haben sechs Dienstkraftwagen, ein Kraftrad, vier be­
=nen~ne Kra!twagen, sieben privateigene aner„ 
kannte Kraftwagen und drei privateigene anerkannte 
Kr<l!tri:idei;-, Jeder, der die TätLgkeit der Gewerbeau.E­
sidlt kennt, weiß, daß diese Tätigkeit im Außendienst 
liegt und daß es entscheidend darouf ankommt, daß 
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den Gewerbeaufsichtsämtern auch die Möglichkeit ge­
geben ist, ihren Außendienst so durch.zuführen, wie er 
nach 11einer Aut~„benstellung nun durcbieführt wer­
den muß. Der derzeitige Personalbestand bei der Ge­
werbeaufsicht 1st so knapp - das ist mir von maßgeben­
der Seite der Gewerbeaufsicht bestätigt worden -, daß 
nur alle drei Jahre in den einzelnen Betrieben eine 
Überprüfung und Kontrolle stattfinden kann. Auch die 
eigenen Verkehrsmittel reichen bei weitem nicht aus, 
um überhaupt die Aufgaben der Gewerbeaufsicht er­
füllen zu können. In der Praxis ist es meistens so, daß 
nur bei Beschwerden, Kontrollen und Überprüfu·ngen 
in den Betrieben vorgenommen werden. Das ist aber 
nicht der Zweck der Gewerbeaufsicht, sondern sie ist 
dafür da, von sich aus die Durchführung des Jugend­
arbeitsschutzes zu überprUfen. Jedem, der die heutigen 
Verhältnisse im Handwerk und in den Kleinbetrieben 
kennt, dem ist es zur Genüge bekannt, daß die ~esetz­
lich vorgeschriebene Arbeitszeit der Jugendlichen nicht 
eingehalten wird und daß diese Sch.'Utzibestimmungen 
oft übertreten werden. Hier ·kann eine Anderung nur 
geschaffen werden, die im Interesse der Jugendlichen 
Pelbst liegt, wenn auch Kontrollen und Uberprüfungen 
dieser Betriebe stattfinden. 

Weiter ist es Aufgabe der Gewerbeaufsicht, darauf 
zu sehen, daß das Mutterschutz.gesetz durchgeführt wird. 
Und hier ist gerade auch der Gewerbeaufsicht eine 
große Aufgabe iestellt, zu deren Erfüllun.g sie unbe­
dingt verpflichtet ist. Die Crl!werbeau!sicht genehmigt 
bekanntlich auch die Sonntags- und Feiertagsarbeit, 
und hier muß ich feststellen, daß von den Gewerbeauf­
sichts~i'mtern mit einer Großzügigkeit der Genehmigung 
der Sonntags- und Feiertagsarbeit vorgegangen wird, 
wie ich es in meinem ganzen Leben noch nicht habe 
feststellen können. Es ist notwendig gewesen, daß wir 
uns von .gewerkschaftlicher seite mit aller Entschieden­
heit gegen diese leichtfertigen Genehmigungen der 
Sonntags- und Feiertagsarbeiten aussprechen mußten. 
Wir haben festgestellt, daß am laufenden Band Sonn­
tags- und Feier~.rbeiten von den Gewerbeaufsichts­
ilmtern genehmigt worden sind. , 

Dann ist es noch notwendig, im Zusammenhang mlt 
der Gewerbeaufsicht etwas von der Arbeitsmedizin und 
von der gewerbeärztlichen TäU.gkeit zu s~en. Hier 
zeigt es sich ja, daß e~ntlich die Gewerbea·ufsicht 
nicht im Etat des Innenministeriwns, sondern im Etat 
des Sorzialmlnisteriums sein müßte. ,,, 

Die gewerbeärzti'iche Tätigkeit hängt ja engstens zu­
sammen mlt der Tätigkeit der Gewerbeaufsicht und 
ist von !hr überhaupt nicht zu trennen. Sie hat die 
Aufgabe, die Vorbeugung beruflicher Gesundheitsschä­
den von sich aus zu bearbeiten und zu erledigen. Je­
dcm, der die industriiellen Verhältnisse in unserem 
Lande kennt, weiß, daß wir ein Land der Steine und 
Erden sind und daß in unserem Lande gerade L'l den 
Betrieben der Steine lµld Erden eine fu1·chtbare Be­
ru!skrnnkheit grassiert, die viele junge Menschen das 
Leben kostet; das ist die Silikose, die Staublunge, die 
wir hier in so großer Zahl zu verzeichnen haben. Hier 
ist es gerade die besondere Verpflichtung der Gewerbe­
aufi;icht, daCür zu sorgen, daß nun auch die Schutzbe­
stimmungen, die zur Verhlnderung der Staublu.nger.! 
ln diesen Betriebt!n notwendi·g sind, 'in den Betrieben 
auch angcbt•ächt werden. Allein an gemeldeten Beru!s­
krankheiten Ist nach dem Bericht der Gewerbf:au!sichi 
vom Jahre 19:12 restzustellen, daß über <l-000 Fälle vor~ 
handen waren. 

(Abg. Dr. Habighorst: Gemeldete!) 

- Ja, es sind aber viele Fälle nicht gemeldet; jeder, der 
die Dinge kennt und die Praxis erlebt hat, weiß, daß 

1 
1 

immer über die gemeldeten Fälle hinaus noch vdele 
Fälle derartiger Berufskrankheiten vorhanden sind, 
und es wird auch au9drücklich in dem Bericht der Ge­
werbeaufslch.t gesagt, daß zahlreiche Anzeigen aus Un­
kenritnis nlcht gemacht worden sind; diese Fälle sind 
gemeldet wo1·den, nachdem die Unkenntnis beseitigt 
worden war. Es ist vor allen Dingen notwendig, daß 
ein Einstellungs- und übcrwachungsdienst ausgeführt 
wird in bezug au! diese Einrichtungen, die ja notwen­
dig sind, um die SilikC1Se weitgehend zu bekämpfen 
und zu verhindern. Es ist auch in dem Jahresbericht 
der Gewerbeaufsicht von 1952 festzustellen, daß viek 
Firmen sich sträuben, überhaupt diese Einrichtungen 
in ihren Betrieben zu schaffen. Bekanntlich müssen ja 
diese Betriebe Staubabsaugeanlagen schaffen, damit der 
Staub von den Menschen nicht in einem derartigen 
Umfange eingeatmet wird und dadurch diese furcht.:. 
bare Berufskrankheit entsteht. Es ist aber neuerdings 
auch eine Verordnung ergangen, die hinsichtlich der 
Staublun.gen'bekämp!ung in der keramischen Industrie 
vom 1. September 1951 den Crl!werbeau!sichtsämtern 
eine noch weitergehende Aufgabe stellt. Ich glaube, ge­
rade diese Tätigikeit würde sich in jeder Hinsicht -
mimSchlich und auch volkswirtsc:ha!Uich - besonders 
lohnen, da dadurch die frühe Invalidität von Menschen 
verhindert wird, die in diesen Betrieben besc-häftigt 
werden. 

Ich möchte nun zwn Abschluß noch darauf hinwei­
sen, daß vor allen Dingen die Gewerbeaufsicht Wert 
darauf legen '!llilßte, daß die Mitwirkung der Betriebs­
räte bei der Durchführung des Arbeitsschutzes auch 
voll in Anspr:uch genommen wird, darüber hinaus 
auch die Mitwirkung der Gewerkschaften. Hier ist lei­
der bekanntgeworden, daß Kontrollen und Überprüfun­
gen in eiruz:elnen Betrieben durch die Gew.erbeaufsichts­
beamten vorgenommen worden sind, daß man aber den 
Betriebsratsvorsitzenden von dieser Kontrolle und 
Überprüfung überhaupt nicht benachrichtigt hat. E11 
gibt überhaupt keinen vernünftigen Arbeitsschutz ohne 
die Mitwikung aller hier in Frage kommenden Betei­
ligten; denn nur durch die Bereitschaft zur Mitarbeit 
der Beteiligten selbst ist ein vernün!tiger Arbeitsschutz 
durc;hzuführen. Meine Fraktion ist der Auffassung, daß 
für die Crl!werbeaufsicht bisher :c.u wenig getan worden 
ist und daß es die Verpflichtung der Landesregierung 
und auch des Landta.ges ist, mehr für die Gewerbeauf­
sicht zu tun aus rein menschlicher und sozialer Ver­
pflichtung heraus, tun die unnötigen Gesundheitsschä­
den, die an dem arbeitenden Menschen entstehen, nach 
Möglichkeit hinauszuschieben und eventuell sogar zu 
verhindern. 

Deshalb möchte ich namens meiner Fraktion bitten, 
daß in Zukunft gerade auf diesen Titel „Gewerbeauf­
sicht" mehr Wert .gelegt wird und ein entsprechend 
höherer Ansatz erfolgt, damit die Gewerbeaufsicht ihre 
Tätigkeit voll ausüben kann, wie es in1 Interesse aller 
schaffenden Menschen liegt. 

(Beifall bei der SPD.) 

V.lzeprisident WIIms: 

Herr Abgeordneter, ich dar! Sie daran erinnern, daß 
Sie keinen Antrag gestellt haben. Wenn Sie ·einen An­
trag stellen wollen, dann milssen Sie ihn nachreichen. 
Das Wort hat nunmehr Herr Abgeordneter Dr. Raibig­
horst von der CDU. 

Abg. Dr. Habighorst: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
möchte zunächst in Ergänzung der Ausführungen mei­
nes Fraktionskollegen Matthes nach eine kleine Bitte 
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Perioden, und zwar immer wieder verstärkt, auftritt, 
besonders in den Ländern, <:He einen hohen oder sogar 
den, J;i~~n Kulturstand haben. Länder mit niedri­
gem Kul~urstand werde!) von der Erkrankung kiaum 
ert_aßt. Die nordischen Länder - Schweden, Norwegen 
usw. - sind die LKnder, die die höchsten Zacken der 
Statistik dieser Erkrankung a\1fweisen. 

:m Sie, Herr Innenminister, richten, und zwar die Bitte, 
in Kreisen mit großem Fremdenve1--kehr die Zahl der 
Gendarmeriebeamten zu vermehren. Wir· halten odia.s 
für notwendig und wir halten es auch auf Grund un­
seres PoUzeiverwaltungisgesetzes §§ 79 und 80 für mög­
lich, daß die Schlüsselzahl von 1650 auf 1350 herabge­
~etzt wird. Ich selbst komme aus einem Kreis mit 
großem Fremdenverkehr, und ich kann Ihnen ver­
$ichern, daß diese Maßnahme dringend erforderlich 
ist. Die Anforderungen, die gerade an Sonn- un.i 
Feiertagen sowie an den Wochenenden an die Beam­
ten gestellt werden, üoorsteigen weitaus die Kraft des 
einzelnen Gendarmeriebeamten. Vielleicht ist ~ auch 
möglich, daß man an diesen Scp.werpunktstagen des j 
Verkehrs Beamte der Bereitschaftspolizei .;iibkomman­
diert und sie erfahrenen Gendranneriebeamten ;ziuteilt, j 
die damit schon einen Teil der Ausbildung übernehmen . , 
könnten. 

· AlK.'h die Krankheit selbst hat sich geändert; siebe­
fällt niCht mehr ~:usschließlich Schulkinder - man 
sprach ja deswegen von „Kinderlähmung" -, sondern 
s·ie ist heute Zll einer Krankheit geworden, die auch den 
erwachscrieh Menschen, und zwar in ganz el"heblichern 
Um'fange·;"öedfoht. Man hO'.t bei den letzten größeren 
Epidemien feststellen müsr-en, daß gerade Erwachsene 
sehr leimt dieser Krankheit erliegen, daß diese Krank­
heh l)ei ';Erwachsenen sehr leicht tötlich verläuft. DC\s 
hängt mit ookteriologisch~ und serologi$Chen Proble­
niei:'i rusämmel"i, die auf rein medizinischem Gebiet lie­
gen i1rro <lie kh hier nicht auseinanderle_gen kann. Aber nun zu den eigentlichen Ausführungen, die ich 

machen wollte. Ich habe nun sch-0n seit acht Jahren bei 
der Erledigung dieses Ministeriums zu Fragen d.er -Ge­
sundheit gesprochen. Der Herr Kollege Declenooch hat 
1;:ben einen Teil di~er Fragen nerausgestellt, und 
zwar den Teil, der die Gewerbemedizin betrifft. Aber 
da:: ist nur ein kleiner Teil aus der Präventivmedizin, 
und ich hatte mir vorgenommen, ebenfalls dazu hier 
heute einige Gedanken vorzutra-gen. 

Wir haben in dem von uns verabschiedeten Schul­
gesetz fest-gelegt, daß in Zukunft eine ve1-stärkte Schul­
gesundheitspflege getrieben werden soll. Ich weiß, daa 
~jn solcher Erlaß bei Ihnen, Herr Innenminister, in 
Vorbereitung ist. Wir ha.ben ihn ja auch schon zweimal 
im Gremium des Landesgesundheitsrates beraten. D<t.~ 
ist ein Teil der Präventivmedizin . .A!ber ich glaube, man 
w iTd eine richtige Schulgesundheitspflege nur durch.­
Ii.ihr.en können, wenn die .geeigneten und notwendigen 
Maßnahmen getroffen werden. Wir haben uns ja bei 
der BerMung Ihres Etsts im Haushalts- und Finanz.­
ausschuß mit de1· )Jeu·beschaf.fung. eines Schirmb:ild­
gerätes befaßt. Es sollte überprüft werden, zu welchem 
Zeitpunkt dieses SchirmbHdtgerät angeschafft werden 
»-011. Ich möchte Sie nun bitten, Herr Minister. d~es~µ. 
Zeitpunkt nicht zu weit hinauszuschieben. leb. habe 
,·or wenigen Tagen in der Zeitung gelesen, daß in un­
serem Nachbarland Hessen eine ganz mustergültige 
.\ nl-age zum Zuge gekommen ist. 

Bei der Struktur unseres Landes scheint mir eben­
falls eine solche fahrbare Schirmbildstation oos iichtige 
zu sein , denn bei den Gegebenheiten in den kleinen 
Dörfern der Eifel und des Hunsrücks müssen wir be­
weglich un<l unabhängig sein. 
"Dies ist a.ber nur eine der Fra.gen. Uber den Fragen­
komplex der Rindertuberkulose werde ich bei der Be­
ratung des Landwirtschaftsetats sprechen, und ich 
-hoffe, daß dann das Haus voll besetzt ist und daß die 
Ausfüh1·u11gen, die ich cLazu zu rnac-hen gedenke, das 
Interesse des gesamten Hauses finden. 

(Zuruf des Abgeordneten Schmidt.) 

- Herr Kollege &hmidt, ich vertrete in dieser Frage 
ja eine .etwas andere Ansicht als unsere Veterinärab­
tei1ung und vielleicht au-eh als unser Herr Innenmini­
n\ster, aber ich ·hoffe, daß man meinen Gedanken­
gängen doch a-ufgesehlossen gegenübertritt, wenn ic.'i. 
sie dem Hohen Haus vortragen werde. 

kh möchte aber jetzt hier ein anderes Problem auf­
greifen. Wir waren in der Vergangenheit sehr oft be­
unruhigt über das Auftreten der Kinderlähmung, bes­
ser gesagt, der Poliomyelitis. Die Eigenart dieser Er­
krankung hat es mit sich gebracht - man hat ihren 
Seuchengang verfolgt -, daß sie von Jahr Z';l Jahr in 

' .„ „„.,„~""\l"\1&J!!!°4J.rl , •• ..,,.„. 'f'' " „. . . . 
kh möehte folgendes hier zum Auooruck bringen; 

Wir müssen uns get'ade jetzt im Frühjahr mit diesem 
Problem bes.chältigen, weil diese Krankheit ihren 
Höhepw'..Lkt meist in den Sommerm°'naten hat. Es ist 
bekannt, <l.;ill vor etwa einem Monat - es kann auch schon 
etwas länger her sein - den Behring-Werken die 
Herstellung eines Serums gelungen ist und daß somit 
die Möglichkeit besteht, durch Impfung einen gewissen 
Schutz gegen diese Krankheit in erzeugen. Nun ist 
allerdmg$ das Problem dieser Impfung nicht gani 
leicht. tri Amerika hat man diese Dinge schon in 
einem längeren Zeitraum cntwi<'ke!t, so daß dot·t schon 
größere Erfahrungen besteht.m. Man verfügt dort über 
Erfahrungen mit etwa einer Million Impflingen. Es hat 
sich herausgestellt, daß die Impfung absolut ungefähr­
lich ist. Ich weiß auch, daß bei uns im Lande bei ein­
zelnen Gesundheitsämtern dieses Serum bereits vor­
rätig' gehalten wird. 

Für uns entsteht jetzt die Frage; Wie sollen wir uns 
· .„ "'1.0"''dieser" Irn~fung stellen? Es ist an sich eine schwie­

rige Angelegenheit. da man nicht warten darf, bis die 
Krankheit auftritt. Wenn also die Krankheit bereits 
aufgetreten ist, dann ist die Impfung sinnlos gewor­
den·:· Es' werden dann oft Panikimpfungen durchge­
filhrt. Um ';lber einen Erfolg zu gewährleisten. mur. 
diese Impfung wenigstens drei Monate vorher durch­
geführt sein. Ich will dieses Problem hier nicht in 
extenso ausführen, möchte aber bitten, daß Sie. Hel'r 
Innenminister. gerade diesem Problem der Impfung 
gegen KinderHfümung ihre allergrößte Aufmerksam­
keit schenken und daß dieses Problem unverzüglich 
in dem zu~tändigen Gremium des Landesgesundheits­
rates behandelt wird, damit Ihnen die Sachverstän­
digengutachten zugeleitet werden, die zum mindesten 
eine Aufklärung unserer Bevölkerung über diese Fra­
gen crmög~ichen. Die Impfung ist sehr teuer, sie würde 
pro Pez::~on ~t\.,.·a 40 Mark kosten. 

Ich glaube aber, an diesen Kosten darf eine solche 
Angelegenheit nicht scheitern, wenn man weiß daß 
die ·Ausfälle, die Schädigungen und alle andere~ Er­
,scheinungen, die nun infolge einer solchen Erkran­
kl.lllg a-uftl'.eten, den Haushalt und die öffentliche Für­
sorge wesentlich höher belasten als die Durchführung 
einer solchen Impfung, 

Meine Damen und Herren! Ich muß mich kurz fas­
sen. Der Herr Präsident hat mir eben schon gesagt, 
daß eigentlich die Redezeit erschöpft ist. 

(Abg. Völker: Es ist keine festgesetzt, 
Herr Kollege]) 
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- Er hat es mir aber gesagt. 
(Abg. Völker: Das war eine leise Mahnung! -

Heiterkeit im Hause.) 

- Ich nehme das zur Kenntnis, Herr Völker. 

Im übrigen darf ich mit Befriedigung feststellen, 
daß wir in den acht Jahren auch auf dem Gebiete der 
Volksgesundheit doch ganz erhebliche Fortschritte 
machen konnten. Sie haben besonders ihren Ausdruck 
ge!unden Jn der Wiederherstellung unserer Kranken­
häuser, nicht nur unserer städtischen und gemein'l:l­
lichen, sondern vor allen Dingen auch der karitativen 
Krankenhäuser. Auf diesem Gebiete ist in der Zusam­
menarbeit zwischen dem Ministerium und den karita­
tiven Verbänden ganz Erhebliches in der Vergangen­
heit geleistet worden. Es sind dem Lande durch diese 
gute Gemeinschaftsarbeit ganz erhebliche Mittel ins­
gesamt erspart worden. Ich glaube, es ist unsere Pflicht 
auch als Landtag, daß wir bei der Verabschiedung 
unseres Etats allen diesen selbstlosen Helfern in den 
karitativen Verbänden, die sich der Pflege der Kran­
ken und der Hilfsbedürftigen angenommen haben, von 
dieser Stelle aus heute danken. 

(Beifall im Hause.) 

Ich glaube, ich darf das in Ihrer aller Namen tun, 
denn alle Verbände sind gleichmäßig an diesem Hilfs­
werk beteiligt. 

Zum Schluß möchte ich hoffen und wünschen, daß 
die Zusammenarbeit, Herr Minister, wie sie in den 
vergangenen Jahren erarbeitet worden ist, weiter 
!ortge!ührt wird zum Nutz und Frommen unsel,'.er 
Kranken, zum Nutz und Frommen auch der Hilfsbe­
dürftigen und all derer, die unserer Hilfe bedürfen. 

(Bel.fall bei den Regierungsparteien.) 

Vlzeprlisldent Wllms: 
Das Wort hat der Herr Innenminister Dr. Zimmer. 

Innenmlnlster Dr. Zimmer: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Herr 
Kollege Dr. Haibighorst, der zwn Schluß gesprochen 
hat, hat mich in eine gewisse Verlegenheit gebracht, 
und zwar nicht eine sachliche, sondern eine zeitliche. 
Da es sich hier um sehr weittragende Probleme han­
delt, die nicht ohne weiteres mit Ja oder Nein beant­
wortet werden können, müßtei ich hier in einer Art 
Gedankenaustausch in einen großen Bericht eintreten, 
um dem Hohen Hause hier Rede und Antwort auf die 
von Ihnen au.fgeworfenen Fragen zu geben. Ich be­
zweifle aber, ob ich damit Ihren Beifall finden könnte, 
well die übrigen Fragen, die von den Herrn Diskus­
sionsrednern angeschnitten worden sind, an sich schon 
einen sehr reichlichen Diskussionsstoff bieten. Ich bin 
also im Zwei!el, ob Ich das heute tun soll. kh wäre 
an sich sehr gerne dazu bereit. Sollte der Ältestenrat 
des Hohen Hauses damit einverstanden sein, wilrde 
ich bei Beratung des Soz.ialetats, wo es sich schließlich 
auch um Volksgesundheit handelt, und zwar nicht nur 
um die Gewerbemedizin, sehr gerne bereit sein, diese 
Fragen nachzuholen. Es möchte hier heute die allge­
meine Versicherung genügen, daß wir laufend mit 
unserer Gesundheitsabteilung und dem Landesgesund­
heitsral diesen Fragen unsere stärkste Aufmerksam­
keit zuwenden. Das"können wir um so mehr, als wir I 
stets in diesem Hause bei allen Parteien ohne Unter- , i 
schied wärmste Unterstützung filr unsere Vorschläge 
gefunden haben. 

Ich darf deshalb in diesem Zusammenhang schon 
. eine Bemerkung vorwegnehmen zu der Frage der 

. . ,. , 

Gewerbemedizin, die der verehrte Kollege Dedenbach 
bereits angeschnitten hat. Die Frage der Gewerbe­
medizin spielt in der Tat auch unter dem Gesichts­
punkt der Volksgesundheit eine sehr bedeutsame 
Rolle. Es mag Sie die Feststellung interessieren, die am 
Donnerstag bei der Konferenz der Sozial- und Arbeits­
minister getroffen wurde, daß die Bekämpfung der 
frühzeitigen Invalidität nicht gleichen Schritt gehalten 
hat mit der weftvorangetriebenen allgemeinen Le­
benserwartung infolge der allgemeinen volksgesund­
heitlichen Erfolge, mit anderen Worten, daß die Inva­
lidenversicherung unverhältnismäßig stark durch Früh­
invalidität belastet wird, was ja sowohl menschlich 
als auch sozialpolitisch von größter Bedeutung ist. 

(Abg. Dr. Habighorst: Kreislaufschäden!) 

Ich möchte aber auch auf diese Dinge näher ein­
gehen beim Etat des Sozialministeriums und ebenso 
auf die Frage der Gewerbeaufsicht, die nur personell 
dem Innenministerium unterstellt ist, und zwar aus 
der organisatorischen Verbundenheit der Gewerbeauf­
sichtsämter mit den Bezirksregierungen, während das 
Schwergewicht der Fachaufsicht beim Sozialministe­
rium liegt. Sie werden mir deshalb gestatten, daß ich 
bei der Beratung des Sozialetats auf diese wichtige 
Frage zurückkomme. 

Nun darf ich in der Reihenfolge der Herren R~ner 
sprechen. 

Der Herr Kollege Hartmann hat als Berichterstatter 
des Ausschusses eine Frage angeschnitten, die aucb 
später vom Herrn Kollegen Bauer mit Nachdruck sehr 
ausführlich aufgegriffen wurde, vielleicht auch noch 
von einem der anderen Herren Redner, eine Spezial­
frage, die Frage der Aufstiegsmöglichkeit der Volks­
schüler. Diese Frage ist nur eine Teilfrage der Be­
amtenpolitik unseres Landes. Ich werde sie deshalb 
fm Zusammenhang mit den Fragen der Beamtenpoli­
tik beantworten. 

Der Herr Kollege van Volxem hat mit Recht her­
vorgehoben, daß wir uns als treuhänderische Sachwal­
ter der Selbstverwaltung im weitesten Sinne betrach­
ten. Man kann derartige Gewohnheiten und eine 
Staatspraxis natürlich nicht mit Gesetzen sicherstel­
len. Auch hier wollen wir nicht vergessen, daß wir 
mindestens 12, in Wirklichkeit aber 15 Jahre die Ge­
meinde von einer jeden echten Selbstverwaltung aus­
geschaltet sahen. Denn der Nationalsozialismus hatte 
ja auch in den Gemeinden das Führer- bzw. das Kom­
mandoprinzip eingeführt, was praktisch weitgehend 
nachher unter dem Besatzungsrecht weitergegolten hat. 
Es ist also kein Wunder, daß die Idee der freudigen, 
idealgesinnten Selbstverwaltung in den Gemeinden 
noch nicht überall diese lebenskräftige Auswirkung 
ge!unden hat, wie wir sie gerne haben wollen. Sie 
wissen, daß wir in den letzten Jahren stets bemliht 
waren, die Gemeinden zu ermuntern, in diesem echten 
Sinn Selbstverwaltung in Selbstverantwortung wahr­
zunehmen. 

Die gesetzliche Grundlage ist nun abschließend ge­
&ch.a!fen. Idl will hoffen, d:aß die kommenden Jahre 
erweisen werden, daß die Kommunalverbände, dem 
Sinn des Gesetzgebers entsprechend, audl in unserem 
Lande zu einer guten Vollendung der Selbstverwal­
tung, soweit es möglich ist, kommen. 

Die verschiedene Struktur auf der unteren Ebene 
der staatlichen Organisation und auch der SelQ5tver­
waltung, auf die Herr Kollege van Volxem hingewie­
sen hat. ist ja nichts Absonderliches. Wir wissen, daß 
das große Preußen früher die allerverscb.iedensten 
Systeme auf der unteren und mittleren Ebene zum Teil 
gehabt hat ; das hat in keiner Weise die Einheit des 

1•;111. 
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Staates gefährdet. Dieses System ,paßte sich den ört­
lichen, lokalen Gegebenheiten und den Anschauungen 
der Bevölkerung an und hat sich damit bestens be­
währt. 

Sie haben vömg redlt. wenn Sie betonen, daß es 
Sinn und Zweck der Staatsaufsicht ist, in diesem Sinne 
auch mit den Gemeinden z-usammenzuarbeiten. 

Sie sind dann auf eine Spezialfrage eingegangen, die 
uns in der Pfalz und auch in gewissen Teilen des Be­
zirks Trier im Zusammenhang mit der Besatzung be­
wegt hat, das Dirnenunwesen. Meine Damen und Her­
ren! Es ist mir bestätigt worden, daß auf Grund der 
strengen ·Maßnahmen. die wir getroffen haben, sehr 
Yieles besser geworden ist. Ich m:;i.che aiber kein Hehl 
daraits, daß es sehr s<!hwer ist, bei dem Freiheits·be-­
griff, den wir nun einmal auch mit giewissen negativen 
Seiten gelten Jassen müssen, allen Folgeerscheinungen 
mit staatlichen Mitteln oder gar mit polizeilichen Mit­
teln zu begegnen. Diese Dinge können nidlt restlos mit 
polizeilichen Mitteln beseiUgt werden. Was wir tun 
konnten, haben wir getan, und auch hier muß ich die 
Bemerkllng machen - im Gegensatz zu einem meiner 
Herren Vorredner -, daß unsere Maßnahmen in den 
mei5ten Fällen, wenn sie hoheitlicher Natur sind, nicht 
endgültig sind. Die Polizei hat nicht oos letzte Wort 
darüber, ob zum Beispiel ein Nachtlokal in Kaisers­
lautern geschlossen bleibt oder nicht. Wir können es 
Z.'.V~r ~h.ließen lassen durch die Polizeiverwaltung; aber 
ob das Lokal geschlossen . blefüt, darüiber entscheidet 
kein Innenminister und keine Berzlrksregierung und 
kein Poii:>Jeipräsident, sondern darüber entscheidet eine 
gerichtliche Instanz, zu der wir das hoffnungsvolle Ver­
trauen haben woHen, daß sie den praktischen Notwen­
digkeiten in ihrer Entscheidung immer Rechnung frägt. 

Zu de--r Frage der Fremdenlegion sind einige wichtige 
Bemerkungen gemacht worden; ich möchte heute .auf 
d lese Frage nicht näher eingehen. Es fehlen noch einige 
ub$C'h!ießende Ja.hresberichte und Ei·mitthmgen; ich 
werde zu gegebener Zeit auf die Frage zurückkom­
men und mich zu den .gestellten Fragen äußern. 

Es ist von mehreren Redner über die Bedeutung der 
Polizei gesprochen worden, auch im Zusammenhang 
mit dem Verfassungsschutz. Verschiedene Re<lner ha­
ben sich dazu von verschiedenen Standpunkten aus 
geäußert. M~ine Damen und Herren! Der Verfassungs­
schutz ist völlig unabhängig in seiner Beurteilung, ob 
es sich um eine Bewegung von links oder um eine 
;'olche von rechts handelt. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Sehr richtigl) 
Ich bitte, daran keinen Zweifel zu haben. Aber der 

Verfassungsschutz, meine Damen und Herren, hat auch 
nicht d.ie Zuständigkeiten und die Möglichkeiten, wie 
man allgE-mein im Volke glaubt. Er kann nur Gefah­
ren entdecken, er kann sie aufzeigen und damit der 
Bekämpfung i:lienen. Ich freue mich, d:aß die Presse 
unseres Landes sich zum Beispiel dadurch ein sehr 
be<1chtliches Verdienst erworben hat, daß sie zum Ä~er 
gewisser r::idikaler Kreise wie uns sehr genau bekannt 
ist. deren kleine Zusammenkünfte totgeschwiegen h.at. 
Und demgegenüber muß ich leider in .;len letzten Ta­
gen feststellen, daß die ,große deutsche Presse die An­
kunft irgendeiner „Persönlichkeit", 

(Abg. Kuraner: Person, nicht Persönlichkeltl) 
die vor 1933 in Deutschland eine verheerende Rolle 
gespi~lt hat, größ herausstellt und mit Bild ver­
sieht und damit dieser „Persönlichkeit" zu einer Publi­
zität verhilft, die sie absolut nicht verdient. 

fBeifalJ. im ganizen Hause. - Abg. Hertel: Warum 
Persönlichkeit, Herr Minister? Es ist nur eine 

Person!) 

. ' 
' 

- Ich hoffe, daß jeder diesen Begriff in Gänsefüßchen 
setzt. 

(Abg. Kuraner: Ach so, dann ja, natürlich!) 

ES ist mir manchmal unbegreiflich, wieviele Leute 
schon vergessen h<'lben, \\ras damals angerichtet wor­
den ist. 

(Se-hr richtig' bei der SPD. - Sehr gut! bei 
der FDP.) 

Denn Deutschlan".l. ist doch nicht in sein Unglück ge­
führt worde::i. durch die Staatsmänner der Weimarer 
Republik, sei es Ebert, sei es Stresemann, sei es Brli­
ning, 00!1dem durch die Elemente. die drunals dem 
deutschen Volk sein Glück und seine -Macht vorge­
gaukelt haben 

{Abg. Weis: Die von Anfang an dabei waren!) · 
und dann 1933 mit dem Marschtritt der Bataiilone 
durch <las Brandenburger Tod die Freiheit beseitigt 
haben. 

{Beifall im ganzen Hause.) 
Das ist natürlich eine gewisse potentielle Gefahr. 

Und ich stimme Ihnen völlig zu. verehrte Herren Kol­
legen: In diesem Sinne erwarte ich von dem Beamten· 
eine politisch gimz entochiedene Stellung. 

(Beifan im gaM.en Hause. - Abg. Dr. Boden: 
Sehr richtig !) 

Wir werden das Erforderliche in den kommenden 
Jahren veranlassen, damit die Zelt der organisierten 
Verbrechen, die Zeit, als Wahrheit, Freiheit, Gerech­
tigkeit unterdrückt wurden, auch denen zum Bev.rt1ßt­
sein kommt, die es damals noch nicht erleben konnten, 
was es bedeutet, wenn derartige Ideen zwölf Jahre 
lang mlt :it'tißen getreten werden. 

Meine Damen und Herren! In diesem Zusammen­
hang dar! ich zur Beamtenpolitik folgendes sngen und 
damit auf einige Erinn-erungen zurückkom.rnen. Wir 
haben in diesem Jahre für die Fortbildung und Aus­
bildung der Beamten nach meiner Auffassung getan. 
was wir i.lberhanpt nur tun konnten. Wir gingen dabei 
von der Vorau~selzung aus. diaß es galt, einen n·etien 
festen, moralif:chen und rechtlichen Gnmd zu schaffen 
für d:as BeamteneUws, das ja zwölf .Jahre lang zerstört 
worden war. Der Beamte war gewöhnt worden ;:m 
Willkür; er w'!l.r gewöhnt worden, Befehle blind durch­
zuführen, auch wenn sie nach seiner Überzeugung un­
ß.(erecht waren. Es g::ilt l'llSQ :=rnch hier, einen neuen 
Grund Zt.l legen, der für die kommenden Jahrzehnte 
tm:rere-s Landes und unseres Staf'tes von größter Be­
deutung ist. Die Güte eines Staates hiingt von der Güte 
der Ge-;;et7.gebung, aber auch von der Sauberkeit tmc! 
'l'üchtig!>:eit eirues guten Beamte11tums ab. Das war <ler 
Grundged.a!'Jike, yon dem wir uns in diesen Jahren ha­
ben leiten lassen. 

Wir haben für die Fortbildung der jüngeren Beam­
ten sehr viel .getan; ich möchte auf die Einzelheiten 
nicht eingehen. kh dar! aber feststellen, daß der Erfolg 
bewiesen hat, d.aß die jungen Beamten mit einem ei·­
freulichen F.ife1· und mit großei· Aufgeschlos$enheit 
unseren Ideen gefolgt sind und daß die erzielten Fort­
schritte .außerordentlich beachtlich ~ind. 

Die Nactrwi.1ch5beamten d-es höheren Dienstes wer­
dert tn besond~ren Kursen geschult, aber auch auf der 
Hocb$cll.'l.lle für Verwaltungswissemchaften in Speyer, 
wo sie mehrfach jährlich zu Fortbildungslehrgängen 
weHe;n., J?,ußerdem werden besot1ders in Fra-ge kom­
me.ng~.Il.~mtl't. n,acl). Bad Meinberg geschickt, wo für 
das ~~~ ,Et,mdesgebiet solche Kurse stattfinden. 

Für <lie Beamten des gehobenen Dienstes haben wir 
ihm Jahre 1952 eine einheitliche Ausbildungsordnun>,f 
xusammen mit den Kommunalverbänden erlassen. Wir 
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waren das erste Land in der Bundesrepublik, das eine 
einheitliche Aus.bi1dungsvorschri!t dieser Art erlassen 
konnte nadl. völligei:- Einigung mit den kommunalen 
Spitzenverbänden. Hiernach werden nunmehr im Lande 
Lehrgänge und Prüfungen a:bgeha.lten, an denen staat­
llche und kommunale Anwärter teilnehmen. Durch die 
VereinhdUichung der Ausbildung und Prüfung soll ein 
gegenseit.i.ger Austausch der staatudl.en und kommu­
nalen Beamten erleichtert und auf beiden Seiten Ver­
ständnis für die Besonderheiten der ·betreffenden Ver­
waltung gesch·affen werden. 

Ich darf bemerken, daß 'Wir uns mit dem Gedanken 
tragen, überhaupt nicht nur Beamte des höheren, son­
dern ·auch des gehobenen Dienstes, soweit sie tunlichst 
noch nicht verheiratet sind, mit anderen Ländern aus­
zutauschen, weil wir Wert darauf legen, daß der Hori­
zont, der Gesichtskreis des Beamten nicht an der Län­
dergrenze endet, sondern daß er auch clie all,gemeinen 
Verhältnisse in den anderen Ländern Deutschlands, 
also im Nomen und Süden, kennenlernt. 

(Beifall lm ganzen Hause.} 
Aus der Ausbildungs- und Prüfungsordnung verdient 

die Aufstiegsmöglichkeit für die Beamten des mitt­
leren Dienstes mlt Volksschulbildung besondere Er­
wähnung. Herr Kollege Bauer! Ich weiß nicht, wie ei; 
~ich mit der Beschwerde im einzelnen verhält, die Sie 
vorgebracht haben. Ich ~erde der Sache nachgehen, 
warum die Anträge noch nicht erledigt sind. Ich ver­
mute, es hat einen guten Grund; denn im Prinzip ist 
es wie folgt: Beamte können zum Vorbereitungsdienst 
und zur Prüfung für den gehobenen Dienst zugelassen 
werden, wenn sie sich vier Jahre im mittleren Dienst 
weit über dem Durchschnitt bewährt haben. Und ich 
kann zu meiner Freude fests'tellen, daß gerade mehrere 
junige Be&mte, deren Eltern, weil sie In abgelegenen 
Dörfern im Hunsrück oder in der Ei!el wohnen, oder 
um; wirtschaftlichen Gründen nicht die Möglichkeit 
h!itten, ihre Kinder auf das Gymnasium zu schicken, 
mit Volksschulbildung über die Gemeinde- und Amts­
verwaltung d~n Weg in die Beamtenlaufuahn des Staa­
tes ge!unden haben und bei den Prüfungen filr den 
mittleren und gehobenen Dienst zum Teil ihre Prü­
fungen mit „gut" und mit „sehr gut" abgelegt haben. 

(Beifall im ganzen Hause.) 

Ich kann Ihnen aus meiner Erfahrung sagen, daß 
mir sokhe Beamte, die direkt aus der Volksschule 
kommen und nicht halb abgebrochene Gymnasiasten 
sind, immer lieber sind als die andere Kategorie, die 
ich eben bezeichnet habe. 

(Beifall Im ganzen Hause. -
Sehr gut! bei der SPD.) 

Es ist also nicht notwendig, daß man bei uns neun 
Jahre lang die höhere Schule besucht haben muß und 
das Abitur hat; selbstverständlich ~mmen die auch 
an die Reihe, wenn wir ent.lprechenden Platz haben. 
Man muß also hier ohne jea~ y;oreingenommenheit 
jeden einzelnen Fall für sich betrachten. Wir haben 
zum Beispiel für die BereitsclJ.afispolizei eine Reihe 
von ausgezeichneten jungen Leuten, die das Abitur 
abgelegt haben. Sie haben Freude am Polizeidienst, 
und selbstverständlich nehmen wir solche Leute an. 

Nun nur noch ein Satz. Wir haben, wie Sie wissen, 
in den letzten Jahren zur Weiterbildung von Ange­
hiirlgen des öffentlichen Dienstes noch die Verwal­
tungs- und Wirtschaftsakademie in Rheinland-Pfalz 
geschaffen mit Zweiganstalten in den verschiedensten 
Städten unseres Landes. Sie erfreuen sich eines sehr 
starken Besuches, und sie haben dem Streben der Be­
amten - namentlich der Kommunalverwaltungen 
einen sehr starken Auftrieb gegeben. 

In diesem Zusammenhang wurde vom Herrn Kol~ 
legen Bauer der Verwaltungsapparat angei;prochen 
und die Tatsache erwähnt, daß der Etat des Innen­
ministeriums in diesen vier Jahren um 1500 Köp!e 
angewachsen ist; und er folgert daraus - Ich muß 
gestehen, zu meinem großen Erstaunen, weil Sie doch 
selbst in der VerwaltWlg stehen - eine übermäßige 
Aufblähung des Beamtenapparates. 

Meine verehrten Damen und Herren! Es wäre gut · 
gewesen, wenn der Herr Kollege Bauer die Frage auf­
geworfen hätte: wo haben diese Vermehrungen staU­
gef1:111den? - Dann hätte sich die Antwort ergeben, 
wenn ich von 2, 3 absehe, ausschließlich bei der Poli­
zei, und zwar im Einvernehmen und mit Zustimmung 
des gesamten Hauses einschließlich Ihrer eigenen 
Fraktion, wofür ich sehr dankbar war; denn es ent­
sprach einem absolut zwingenden Bedürfnis. 

Die Polizei des Landes Rheinland-Pfalz war 1950 
noch nicht komplett; sie konnte es gar nicht sein; sie 
ist im Laufe dieser vier .Jahre allmählich komplettiert 
'worden. In diesen vier Jahren haben sich dann durch· 
den gestiegenen Autoverkehr auch die Gefahren auf'" 
der Landstraße verdoppelt und verdreifacht. Die sitt­
lichen Gefahren, von denen gesprochen wurde, waren 
damals in dieser Eigenart noch nicht vorhanden. 
Schließlich dürfen Sie nicht vergessen, daß' in diesen 
Zahlen die Bereitschaftspolizei enthalten ist, die ja in 
Wirklichkeit der Nachwuchs für unsere Polizei ist, die 
aber damals überhaupt noch nicht eingruppiert war. 
Jeder Beamte muß grundsätzlich durch die Bereit­
schaftspolizei gehen. 

Es sind genau 1426 Stellen, die seit 1950 bei der Polizei 
hinzugekommen sind, davon allein 674 bei der Bereit­
schaftspolizei; die anderen 700 verteilen sich auf die 
Gendarmerie für die Kurorte und Wochenendgelegen­
heiten usw., wovon der Herr Kollege Dr. Habighorst 
gesprochen hat. Man kann also feststellen, daß die 

, Dienststellen des Innenministeriums, soweit sie die 
eigentliche Verwaltung betreffen, in diesen Jahren 
absolut konstant geblieben sind, obwohl sich die Auf­
gaben in keiner Weise reduziert, sondern im Gegen­
teil vermehrt haben. Die Polizei ist eben auf ihren 
normalen Stand gebracht worden. 

Sie haben gesagt, die Regierung soll regieren und 
nicht verwalten, und haben verschiedene Vorkomm­
nisse erwähnt. Meine Damen und Herrenl Ich muß 
leider darauf eingehen, insbesondere auf den Fall der 
Schule auf dem Westerwald, jedoch nicht so eingehend, 
wie ich ihn in den Akten habe. Ich kann Ihnen z.u 
dem zuerst erwähnten Einwand sagen, wir haben seit 
Jahr und Tag uns bemüht, Schritt für Schritt, die 
Angelegenheiten aus dem Ministerium zu den Bezirks­
regierungen zu verlagern. Wir haben verlagert. Wir 
haben allerdings darüber keine großen Deklamationen 
gemacht, weil man so etwas nicht nötig hat. 

Eine weitere Verlagerung wird dann möglich sein, 
wenn auch au! anderen Gebieten eine Vereinheit­
lichung im Lande stattgefunden haben wird. Die Or­
ganisationen sind zum Teil noch verschiedenartig. Ich 
erwähne immer den Bezirkstag Pfalz; Im Norden des 
Landes werden diese Dinge noch alle auf der ministe­
riellen Ebene erledigt. Schon an diesem Beispiel er­
sehen Sie, daß wir zur Zeit eine weitere Verlagerung 
nicht gut vornehmen können. 

Der „Bund der guten Deutschen", den Sie erwähnt 
haben, ist für uns - hoffentlich wird man mir das 
nicht für übel nehmen - noch eine Karnevalsangele­
genhe!t, 

(Bewegung im Hause.) 
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der wir bisher jedenfalls keine besondere Bedeutung 
zumessen. Hoffentlich verwechseln Sie diesen Bund 
nicht mit dem sogenannten „Bund der Deutschen", das 
ist nämlich zweierlei. Den „Bund der Deutschen" ha­
ben wir genügend charakterisiert, das ist etwas völlig 
anderes. 

Der Fall auf dem Westerwald, der Fall des Lehrers 
Büchse! 

{Abg. Bauer: Ich habe keinen Namen genannt, 
absichtlich nicht!) 

Ich habe das Aktenstück da. 
(Abg. Hertel: Wir wissen, wer gemeint ist, 

Herr Minister!) 
Sie haben gesagt, ·wenn ic.11 mich recht erinnere, die 

Polizei sei undemokratisch vorgegangen. 
(Abg. Bauer: Nicht die Polizei! Die Schule ist auf 

undemokratische Weise geschlossen worden!) 

Herr Kollege Bauer, ich hätte gewünscht, Sie wären 
;1,1_\ mir persönlich gekommen, dann hätte ich Ihnen 
einen Einblick in die Akten gestattet, um zu erfahren, 
um welche .,Persönlichkeit" es sich bei diesem soge­
nannten Lehrer, 

(Abg. Bauer: Das weiß ich doch[) 

dessen Kinderheim geschlossen werden mußte, über­
haupt handelt. 

(Abg. Bauer: Aber doch nicllt mit Steinen 
die Fensterscheiben einwerfen!) 

- Das hat nicht die Polizei gemacht, das hat ein Teil 
der Bevölkerung gemacht in Empörung über die Vor­
kommnisse in dieser sogenannten Schule. 

(Abg. Markscheffel: Volkszorn!) 
Meine Damen und Herren! Es ist wirklich schade. 

Es ist sehr umfangreich, aber ich muß es jetzt sagen, 
weil der Eindruck entstanden ist, als ob es sich hier 
um einen unschuldig Verfolgten handele. 

{Abg. Bauer: Stimmt nicht! - Lebhafte Unruhe 
bei der SPD. - Abg. Markscheffel: Das · wurde 

nicht gesagt!) 

Meine Damen und Herren! Die Polizei jedenfalls hat 
sich hier nicht undemokratisch benommen. Wenn ein­
zelne Bewohner in ihrer Empörung das getan haben. 
ist das zu bedauern, aber den Staat selbst kann es 
nicht treffen. 

(Abg. Markscheffel: Wer hat denn die Empörung 
organisiert, Herr Minister? - Unruhe bei der SPD.) 

- Ich sehe, ich muß noch einiges vorlesen. Man war 
im Dorf sehr unzufrieden über die Berichterstattung 
in e inem Teil der Presse. Es hat sich herausgestellt, 
daß dieser Teil der Presse auf den Schwindel dieses 
Mannes hineingefallen war. 

(Abg. Markscheffel: Wir nkht!) 

- Sie rJcl1t, aber eine bekannte Frankfurte1 Zeitung! 
(Abg. Markscheffel: Und dabei gucken Sie mich 
anl - Wir wollen mit klaren Karten spielen! -

Unruhe- 1:Jei der SPD. -) 

Ich habe es auch wirklich nicht so verstanden. 
(Abg. Markscheffel: Ich danke Ihnen!) 

- Ich habe es erwähnt, es war eine ganz bekannte 
Frankfurter Zeitung; es war nicht die „Freiheit", wie 
ich ausdrücklich bestätige, die hier hereingefallen war. 

(Abg. Markscheffel : Danke schön!) 

Wie gesagt, ich stelle den interessierten Herren die 
Berichte des Herrn Regierungspräsidenten gerne zur 
Verfügung. 

(Abg. Markscheffel: Ich kenne sie!) 

Es ist ein skandalöser Fan, aber nur von seiten 
dieses Mannes, der es verstanden hat, die verworrenen 
Nachkdegsverhältnisse in übelster Weise für seine 
Person.„.auszunutzen. Er hat sich mit gefälschten Ur­
kunden zum Doktor gemacht; er hat Behörden irre­
geführt. Die Bezirksregierung in Koblenz hat dann 
allerdings ausgeräumt. Ich will von den weiteren Un­
zuträglichkeiten und sehr komischen Vorkommnissen 
in der Schtile niCht sprechen. Aber der Fall war ange­
rührt, ich muß1e darauf zu sprech'en kommen. 

Meine Damen und Herren! Die Beflaggttng! Sie ha­
ben daran Anstoß genommen, daß hierüber ein beson­
derer Erlaß ergangen ist. Herr Kollege, ich bitte, ein­
mal die Ftage zu beantworten: wie stellen Sie sich 
das vor. urann ein ausländisches Staatsoberhaupt 
stirot'! ,... Nach der. internationalen Gepflogenheit und 
Etikette muß dann im ganzen Lande geflaggt werden. 

(Abg. Markscheffel: z.B. Stalin!) 

Das ist Vielfach den örtlichen Behörden gar nicht 
bekannt. 

Schon aus diesem Grunde muß eine einheitliche 
Handhabe der staatlichen Beflaggung im Lande stau.­
finden; daran kommen wir nicht vorbei. 

Herr Kollege Bauer· hat von den Gesundheitsämtern 
gesprochen. Ich weiß, daß da und dort Mängel vor­
kommen; die sind immer vorgekommen. Der schnellste 
und sicherste Weg sie zu beseitigen ist, sich unmittel­
bar an das Amt oder an die unmittelbare Aufsichts­
behörde zu wenden. Wenn Sie sich an mich wenden, 
dann muß ich selbstverständlic..h an die Bezirksregie­
rung gehen und muß dann dort in vielen Fällen war­
ten, bis ich einen befriedigenden Bericht bekomme. 
Ich bemühe mich in diesen Fällen und mit mir meine 
Mitarbeiter, in allen Fällen rasch und gründlich Ab-

. hil:fe zu sctrnnen. Ich freue mich, daß Sie unseren 
tüchtigen Feuet·wehrleuten hohe Anerkennung gezollt 
haben; sie haben das redlich verdient, und ich würde 
es sehr begrüßen, wenn in den Feuerwehren sich auch 
die Schichten der Bevölkerung stärker beteiligen wür­
den, die sich zu den sozial besser gestellten Dorfbe­
wohnem zählen. 

{Sehr gut! bei der CDU.) 

Wir tun für die Ausbildung der Feuerwehrleute das, 
was wir können; auch" die Bezuschussung ist bei uns 
laUfend in den Fällen, in denen es notwendig ist, er­
folgt; die Ausstattung ist entsprechend auf der Höhe. 

Sie haben dann im Zusammenhang mit dem Behör­
denapparat von der Entrümpelung gesprochen. Meine 
Daw.e!l. .l:lnd. Herxen! Ich. b.abe .zu meinem großen Er­
staunen" 'restgestellt, daß große deutsche Zeitungen 
von der Entrümpelung geschrieben haben, als ob es 
sich bei der Entrümpelung um eine Art großartiger 
Verwaltungsreform handele, und deshalb hat die Ent­
rümpelung eine Aufmei-k~amkeit auf sich gelenkt, die 
ihr rueines Erachi&!ns DiW:4°sehr bedingt zukommt. Eine 
Entrümpelung ist~~~-· Verwaltungsreform; sie ist 
selbstverständlich J.U'twendig, und sie geschieht auch. 
Bei uns konnte sie" erst in AngriH genommen werden, 
nachdem wir die grundlegenden Gesetze auf dem poli­
zeilichen und gemeindlichen Gebiete verabschiedet 
hatten. Es ist also damit zu rechnen, daß demnächst 
eine entsprechende Säuberung der Akten stattfindet. 
so da~ so und so viele Hunderte, vielleicht tausend 
Erlasse aufgehoben werden können. 

~ · · · · (Abg. Markscheffel: Bravo!) 

Ich glaube, daß ich damit das, was politisches In­
teresse und Gewicht hat. behandelt habe; ich darf nur 
noch kurz auf das zu sprechen kommen, was Herr 
Kollege Lotz und Herr Matthes zum Schluß gesagt 
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haben. Herr Matthes hat eines der bedeutsamsten 
Probleme angeschnitten, die uns volkspolitisch gestellt 
sind. das ist das Problem der Jugend ingesamt, spe­
zieU der Jugend, die unter den Kriegs!olgen zu leiden 
hat, und ich gedachte, auf dieses Problem bei der Be­
ratung des Etats des Sozialministeriums einzugehen, 
weil das Problem der Jugend dort gestellt ist. 

Herr Latz hat mlch gebeten, in Bonn dafür einzu­
treten, daß die Besoldungsreform vorangehen solle. 
Ich habe seit vielen Jahren in Bonn im Innen-Aus­
schuß den Standpunkt vertreten, daß man mit der 
Besoldungsreform vlel zu lange gewartet hat. Die 
eine negative Folge dieses Wartens ist zum Beispiel, 
daß sebr viel mehr Befördungen vorgenommen wor­
den sind, als sie früher üblich waren, gewissermaßen 
als ein Ersatz für die nicht vollzogene Besoldungs­
reform; und dadurch ist vielfach das Gefüge in der 
Verwaltung verlagert worden. 

Die Poliz.ei, die von allen Rednern angesprochen 
worden · ist, freut sich darüber, daß ihre Tätigkeit bei 
allen Parteien des Hauses hohe Anerkennung gefun­
den hat, aber nlctit nur Anerkennung, sondern auch 
Unterstützung in den Ausschüssen. Es ist mir persön­
lich eine besondere Genugtuung zu erfahren, wie sehr 
sachkundig die Herren Vertreter im Haushalts- und 
Finanzausschuß alle Fragen der Polizei behandelt ha­
ben. und das kann uns nur erfreuen, denn aus dieser 
sachkundigen Beratung erwarten wir stets auch eine 
entsprecltende Förderung. 

Ich darf zum Schluß Ihnen, meine Damen und Her­
ren, deshalb danken, daß Sie dem Etat des Innen­
ministeriums in allen seinen Zweigen eine so sach­
kundige Fllrderung haben zuteil werden lassen. 

(Beifall bei den Regierungspar~ien.) 

Prisldent Wolters: 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Wir kom­
men zur Abstimmung. leb lasse zunächst abstimmen 
ilber den Antrag des Haushalts'- und Finanzausschus­
ses Nr. IL'1042. Wer dem Antrag zustimmen will, den 
bitte leb um ein Handzeichen! - Die Gegenprobe! -
Stimmenthaltungt - Angenommen bei Stimmenthal­
tung der SPD. 

kh lasse jetzt abstimmen über den Ergänzungs­
antrag Nr. II/1054 des Haushalts- und Finanzausschus­
ses zur Drucksache II/1042. Wer diesem Antrag zustim­
men will, den bitte ich um ein Handzeichen! - Die 
Gegenprobe! - Stimmenthaltung! '- Bei Stimmenthal­
tung der SPD angenommen. 

kh rufe aut Kapitel 01, 1- 02, - (}3, - 04, - 05, - 06, -
07, - 08, - · 09, - 10, - 11. - 12, - 13, - 14, - 15, - 16, - 17 
und 18. 

Wer dem Haushaltsplan 03 in zweiter Beratung 
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um ein 
Handzeichen! - Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -
Angenommen bei Stimmenthaltung der Fraktion der 
SPD. 

Meine Damen und Herren! Wir kommen zur Bera­
tung des Einzelplans 08. Die Bedcht~rstattung des . 
Haushalts- und Finanzausschusses Uber den Einzel­
plan 08, 

Ministerium flir WlrtschaU und .Verkehr, 

ertolgt durch den Herrn Abgeordneten Völker von der 
SPD-Fraktion, dem ich jetzt das Wort erteile. 

Abg. VlSlker: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der Ein­
zelplan 08 umfaßt 8 Kapitel. . . 

Prlaident Woltcrs: 

Ich bitte um Ruhe. 

Abg. VlSlker (fort~ahrend) : 

Unter diesen acht Kapiteln sind verschiedene, die 
in ihrer Natur und von Natur aus konstant bleiben, 
die Bergverwaltung, die Eichverwaltung, Wasserstra­
ßenverwaltung, von denen insbesondere aber auch 
Kapitel 02 und Kapitel 06 die wichtigsten sind, und 
zwar allgemeine Bewilligungen und die Straßenver­
waltung. Das sind die wichtigsten Kapitel beim Wirt­
schaftsministerium, und sie haben auch verschiedene 
Veränderungen bei der Beratung im Haushalts- und 
Finanzausschuß erfahren. 

Bei Titel 850 ist eine Kürzung um 2000 DM vorge­
nommen, bei der Anschaffung von Kraftfahrzeugen -
das ist also nebensächlicher Art-, aber beim Kapitel 08 02 
-Allgemeine Bewilligungen - ist liei Titel 601, Zuschüsse 

.zur Aufschlußförderung des Bergbaus, eine Position 
unter Buchstabe c) für den Braunkohlenbergbau im 
Westerwald, von 200000 DM ausgeworfen. Es sind unter 
diesem Titel unter Buchstabe a) aus Mitteln des Lan­
des 900 000 DM, unter Buchstabe b) aus Mitteln des 
Bundes 700 000 DM tind - wie eben erwähnt - unter 
Buchstabe c) einmalig für den Braunkohlenbergbau im 
We5.terwald 200 000 DM ausgeworfen. Es ist weiter un­
ter Titel 602 eine Erhöhung um 5000 DM vorgenommen 
worden von 290 000 auf 295 000 DM und in den Erläute­
rungen unter Ziffer 3 eine Ausweitung um eben diese 
5000 DM, und zwar 3. Hotel!achschule in Bad Kreuz­
nach, die sich - wie erwiesen L- als Einrichtung bewährt 
und sehr guten Nachwuchs für dieses Gewerbe hervor­
bringt, aber mit gewissen Schwierigkeiten noch zu 
kämpfen hat. Diese Schwierigkeiten sind bekannt; des.­
wegen hat der Ausschuß hier nochmals eine Erhöhung 
l,!m 5000. DM vorgenommen. 

Ein neuer Titel ist eingefügt worden bei Allgemei­
nen Bewilligungen, der Titel 606. Hier ist neu einge­
setzt ein Betrag von 100 000 DM Zuschuß an die Hand­
werkskammern zur Erfüllung ihrer Aufgaben auf 
Grund der neuen Handwerksordnung. Den Hand­
werkskammern sind bei der Durchführung dieser 
neuen Handwerksordnung gewisse neue Aufgaben zu­
gewiesen worden, für die sie natürlich erhebliche Auf­
wendungen zu machen haben. Deswegen ist der Titel 
hinzugefügt worden. 

Meine Damen und Herren! Weiter ist bei Kapitel 06, 
Straßenverwaltung, in den Einnahmepositionen Titel 8, 
Erstattung von Verwaltungs-- und Prozeßkosten, eine 
Erhöhung nach dem tatsächlichen Ist des vergangenen 
Jahres., eine Erhöhung von 25 000 auf 100 000 DM ver­
anschlagt worden. 

Bei Titel 69, Vermischte Einnahmen, ist eine Erhöhung 
von 20 000 auf 120 000 DM vorgesehen; bei Titel 300, 
Unterhaltung und Instandsetzung Landstraßen I. Ord­
nung ist der Ansatz von 12 500 000 DM auf 16 Mil­
lionen DM erhöht worden. Auch die Erläuterungen 
hierzu haben eine Veränderung erfahren gerade im 
Hinblick auf diese Erhöhung von 31it Millionen DM, 
indem ' den Erläuterungen eine Ziffer 2 hinzugefügt 
worden ist: Um- und Ausbau .... Deckenerneuerungen 
einschließlich Frostschädenbeseitigung - 3'/t Millionen 
D-Mark. Für die Beseitigung der zu erwartenden 
Frostschäden sind also 31/: Millionen DM eingesetzt, 
damit die übrigen Mittel für die Unterhaltung ausge-
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geben werden können, woooi aber auch insofern eine 
Aufgliederung vorgenommen worden ist, indem die 
Löhne einschließlich Soziallasten für die Straßenwär­
ter hier extra ·ausgewiesen worden sind. Es gab bei 
der Debatte im Finanzausschuß gerade darüber eine 
Diskussion, weil man der Meinung war, daß man Per­
sonalkosten nicht unter Sachkosten etatisiereu kann, 
wie das sowohl hier geschieht als auch bei der Forst­
verwaltung mit den Waldarbeitern. Aber da es beim 
Bund so üblich ist und ein gewisses Ineinandergreifen 
zwischen Bundesstraßenverwaltung und Landesstra­
ßenverwaltung zu verzeichnen ist, wollte man nicht 
davon abgehen, hat es aber für notwendig gehalten, 
hier in der Erläuterung das ganz klarzustellen, um 
auch hier der Etatwah1·heit zu dienen. 

Bei Titel 71-3 ist in der Erläuterung Näheres ausge­
führt worden bezüglich der Ausgaoon, und zwal" ist 
das Wort „können" .in „dürfen" umgeändert. Es soll 
jetzt heißen: Ausgaben dürfen nur in Höhe der 
Isteinnahmen bei Titel 97 geleistet und bis zur Höhe 
etwaiger Mehreinnahmen überschritten werden. Es 
dreht sich hier um die Ausgaben ;für die Verlegung 
von Straßen infolge von Errichtung von Trup­
penübungs- oder Flugplätzen. Es hat sich erwiesen, 
daß noch gewisse Schwierigkeiten mit dem Bund vor­
handen sind, um die Mittel zurückzuerhalten, die das 
Land für diese Zwecke ausgegeben hat. Und damit 
nicht wiederum Vorlagen für die Zukunft eintreten, 
hat der Ausschuß ooschlossen, daß nur die Mittel in 
der Höhe der Einnahmen ausgegeben werden dürfen -
so wie sie eingehen -, daß also keine Überschreitungen 
vorgenommen werden können, sondern daß mit dem 
Bund Verhandlungen geführt werden, damit, wenn 
derartige Aufwendungen notwendig sind, sie auch tat­
siichlich umgehend vom Bund ersetzt werden. . 

Das sind Änderungen, die gemacht worden sind, 
und der Haushalts- und Finanzausschuß schlägt Ihnen 
in der Drucksache II/1()47, die die Änderungen enthält, 
vor, dem Einzelplan 08 - Ministerium für Wirtscha!t 
und Verkehr - mit den aus der Zusammenstellung 
ersichtlichen Änderungen zuzustimmen. 

(Beifall des Hauses.) 

Präsident Woltel"S: 

Ich danke dem Herrn Berichterstatter für seine Be­
r-ichtersta.ttung. Die Aussprache ist eröffnet. Als erster 
hat das Wort der Herr Abgeordnete Merz von der 
Fraktion der SPD. 

Abg. Merz: 

Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! Der 
Charakter unserer heimischen Wirtschaft hängt in 
erster Linie von der des Bundes ab. Wir Sozialdemo­
kraten kennen sehr gut die Eigentümlichkeiten der 
sozialen Marktwirtschafr, und wir wissen auch die zu­
sammenhänge zu beurteilen, nach denen unsere hei·­
mische Wirtschait - in gewissem Umfange wenigstens 
- ihr eigenes Leben zu führen hat. Wir sind uns der 
Tatsache bewußt, daß jede Wirtschaftsform ein so 
feingliedriges Gebilde ist, daß man nur mit wohlüber­
legten Maßm1hmen zu dem Ziel kommt, die Entwick­
lung vorwärts zu treiben und den sozialen Wohlstand 
zu heben. Die soziale Marktwirtschaft hat ihre Stär­
ken, sie hat aber auch ihre Schwächen. Wir wissen es 
zu schätzen, wenn im vergangenen Jahr laut Bericht 
des Wirtschaftsministeriums die Steigerung der Pro­
duktivität besonders hervorgehoben wurde. Auch sind 
wir uns der unermüdlichen Anstrengungen bewußt, 
die zu einem solchen Ergebnis geführt haben; hängt 
doch die Wirtschaftlichkeit von der Disziplin der Er-
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zeuget und der Verbraucher ab. Das Endziel sinnvol­
len Wirtschaftens muß nicht nur die Erhöhung des 
Verbrauche.'> sein, sondern darüber hinaus in beson­
derem Maße die soziale Sicherung des schaffenden 
Menschen. 

Wenn wir nun einen Rückblick werfen auf die Ent­
wicklung des vergangenen Haushaltsjahres, so müs­
sen ·wir feststellen, daß zwar auf der einen Seite 
Schwierigkeiten aur'getreten sind, daß aber auf der 
anderen sich auch Tendenzen bemerkbar machen, die 
zu diskutieren gerade hetite der richtige AugenblJck 
ist. Denken Sie daran, in welchem Maße in den letzi.. ' 
ten Monaten Preissteigenmgen Platz gegriffen haben 
und eine gewisse Nervosität in die Bevölkerung hin­
eingetragen wurde, daß eine Angstpsychose sich ent­
wickelte, die doch als Tatsache registriert werden und 
über die man sich letzten Endes einmal Gedanken 
machen muß. Bedauerlich ist nur für uns, feststellen 
zu müssen, daß die maßgebenden Instanzen :- beson­
.ders von der Bundesseite her - sich ohnmächtig er­
klären, gegen eine solche Tendenz wirksam ankämpfen 
und diese Preissteigerung auch nur in etwa eindämmen 
zu können. Wir wissen, daß die vielen ooruhigenden 
Erklärungen vcn allen möglichen und unmöglichen 
Instanzen mit der sozialen Marktwirtschaft zusam­
menhängen. Sie sollen der Bevölkerung klarmachen, 
daß es sich um eine Zwangsläufigkeit handelt, die mit 
Angebot und Nachfrage zusammenhängt, und, die hin­
genommen werden müsse. Man braucht sich dann 
nicht zu wundern, wenn die Lohn-Preis-Spirale in 
Tätigkeit tritt. Man sollte dann aber so einsichtig sein, 
die Lohnerhöhungen, die sich aus dieser Preissteige­
rung ergeben, nicht immer wieder dem schaffenden 
Menschen, der die Werte mit erzeugt, als Schuld zu~ 
zuschreiben. 

A11f dem Bausektor hat die Wirtschaft von Rhein­
land-Pfalz - beeinflußt durch die Bundespolitik der 
Wiederaufrüstung - ihre besonderen Merkmale und 
ihr eigenes Gepräge durch die Besatzungsbauten und 
durch den Straßenbau für die Wehrmacht. Das Wirt­
S<baftsministerium kann sich mit einem gewissen 
Recht - und man könnte vielleicht sogar sagen mit 
Stolz - darauf berufen, daß diese Tatsachen der Wirt­
schaftskonzeption unseres Landes zugute gekommen 
sind. Wie lange nun aber dieser Zustand anhalten 
wird, und die Frage, ob dadurch die Werte des Volks­
vermögens mtsächlich eine Steigerung erfahren haben, 
das steht auf einem anderen Blatt. Ich weiß ·deshalb 
nicht, ob es richtig ist, dies so sehr in den Vorder­
grund zu stellen, oder ob dieser Umstand nicht vielmehr 
geeignet wäre, die wirtschaftspolitische Situation un­
seres L<mdes zu trüben und zu verwässern. Beim 
Handel und Gewerbe muß man nämlich eine Fest­
stellung machen, die nicht nur bei uns in Rheinland­
Pfalz von ausschlaggebender Bedeutung ist, sondern 
die aucQ. in den anderen Bundesländem getroffen 
werden muß. Das ist die Kreditsituation. Die mitt.el­
und langfristigen Kredite haben durch ihre hohen 
Zinssätze eine solche Überschuldung in die kleinen 
Gewerbebetriebe hineingebracht, daß - wie allenthal­
ben. iestgestellt wurde und wie jede Statistik es aus­
weist - nicht nur die Verschuldung im letzten Jahr 
nicht nur nicht stabilisiert werden konnte, sondern so.­
gar zugenommen hat. Das sind jedenfalls Merkmale, 
die festgehalten werden sollten. 

Wenn nun das Ministerium in seinem Jahresbericht 
darauf hinweist, daß die Politik der Beschaffung mit­
tel- und langfristiger Kredite nicht zu einem vollen 
Erfolg geführt hat, so sollten wir die Bestrebungen 
der Regierung aufmerksam beobachten. Wir würden 
uns freuen, wenn es den Bemühungen der Regierung 
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gelänge, dle Zinssätze für mittel- und langfristige 
Kredite so zu senken, daß auch die kleinen Betriebe, 
die ja bei uns in Rheinland-Pfalz ein Hauptfaktor 
sind, damit auf eine festere Basis gestellt werden 
könnten. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Entscheidend im Haushaltsplan sind nach unserer 
Auffassung die Ansätze für den Straßenbau. Alljähr­
lich debattieren wir das Mißverhältnis zwischen stei­
gendem Kraftwagenverkehr und dem Unvermögen, 
diesem steigenden Verkehr durch Straßenneubau und 
-instandhaltung Rechnung :z:u tragen. Im Ausschuß 
für Wlrtschart und Verkehr haben wir fast in jeder 
Sitzung einmütig festgestellt, daß die bisherigen r.tit­
telzuweisungen zwar beachtlich waren, aber bei wet­
tern nicht ausreichen, um den Bedarf unseres Landes 
Im Straßenbau zu sichern. 

Auch in diesem Jahre sind die Ansätze wesentlich 
höher als Im letzten Jahre, wenn auch die Hauptbe­
träge Im außerordentlichen Haushalt liegen. Meine 
Fraktion ist der Auffassung, daß sich Landesregierung 
und alle Parteien der Verbesserung unseres Straßen• 
netzes in erhöhtem Umfange annehmen sollten, weil 
die bisherige Flrianzierung keineswegs ausreicht, um 
die Substanz unserer Straßen zu erhalten. · 

Wir sind auch der Auffassung, daß die Zuweisun­
S,:l'n auf die einzelnen Straßengebiete . nicht so rasch 
erfolgt sind, wie dies hätte geschehen müssen. Diese 
Unzulänglichkeiten sind auch von fachlicher Seite wie­
derholt herausgestellt worden. Auch im Wirtschafts­
ousschuß - wenn ich ihn wieder zitieren darf - ist 
man zu der Meinung gekommen, wenn eine neue 
Form der Mittelgewinnung geschaffen werden könnte, 
würde es dem Straßenbau in vielerlei Hinsicht doch 
leichter !allen, zu den im Etat vorgesehenen Ergebnis­
sen zu kommen. Der Straßenbau muß mehr als bis­
her in Gang gebracht werden, wenn die Wirtschaft 
nicht - so rriuß ich schon sagen - an „Kreislaufstörun­
gen'' leiden soll. Er hat wirtschaftlich die gleiche Schlüs-. 
selposition wie der Wohnungsbau. Der Nachholbedarf 
macht nach den Äußerungen unserer Straßensachvel'­
st1indigen etwa 400 Millionen DM aus. Sie können 
demnach ermessen, wenn wir, wie in diesem Jahre, 
auf rund 40 Millionen DM kommen, daß wir bei wei­
tem noch nicht dorthin gelangen, wo wir hinkommen 
müssen. Es ist aber auch von Wichtigkeit festzuhalten, 
duß der Wert der Straßen nicht allein nach den Vor­
teilen für den Straßenbau bestimmt wird. Auch die 
Industrie hat - genau wie am Wohnungsbau - ein 
Interesse daran, daß der Weg zum Arbeitsplatz sich 
verkürzt und daß die Straßenunfälle auf ein Minimum 
reduz.fert werden. In dankenswerter Weise· hat Herr 
kollege Mat thes schon im vorherigen Etat die Un­
fallstatistik angeführt und· darauf verwiesen, wie ge­
!~hx·drohend die Unfälle gerade in unserem Lande 
sind. kh dar! deshalb wohl darauf verzichten, noch 
auf Elm:elheiten einz.ugehen. 

Ich habe mir elnlge Zahlen zusammengetragen, die 
dem Hohen Hause nicht vorenthalten werden dürfen. 
So zum Beispiel: Wenn der Wert eines Menschen­
lebens mit 20 000 DM und der bei einem Verkehrs­
unfall durch Behandlung und Arbeitsausfall entstan­
dene Schaden mit 2000 DM veranschlagt wird, so be­
trägt der materielle Verlust durch Verkehrsunfälle ln 
der Deut.sehen Bundesrepublik je Tag 2,2 Millionen 
D-Mar k, im Jahr also etwas mehr als 800 Millionen 
D.-Mark. Hierbei sind Sachschäden unberücksichtigt 
geblieben. Über allen diesen Gesichtspunkten steht 
natürlich die menschliche Seite des Problems. Ge­
länge es aber, durch den Bau neuer Straßen, der Ver-

besserung und Erweiterung vorhandener Straßen eine 
Unfallreduktion von etwa 25 v. H. zu erreichen, so 
wäre ein Beträg erspart, der dle Straßenfinanzierung 
wesentlich erleichtern könnte. 

Betrachten wir uns einmal die Unfallstatistik des 
Straßenverkehrs in unserem Lande. Bei 28171 Un­
fällen im vergangenen Jahr mußten wir 900 Tote be­
klagen und 18156 Verletzte. Mit dieser Statistik st~­
hen wir leider beachtlich über dem Bundesdurch­
schnitt. Trotzdem ist der vorjährige Ansatz von 45000 
D-Mark in diesem Jahre stehengeblieben. Wir hät­
ten es sehr gerne gesehen, wenn er erhöht worden 
wäre. Bereits vor 2 Jahren hat meine Fraktion einen 
Antrag eingebracht, worin die Landesregierung aufge­
fordert wird, dem Verkehrsunterricht in den Schulen 
erhöhte Aufmerksamkeit z.u widmen. Wenn heute der 
Bundesverkehrsminister ein gleiches Anliegen an die 
Verkehrsminister der Länder stellt, so bedeutet das 
doch, daß dies einer der Wege ist, der nun durch die 
Entwicklung des Verkehrs und der Technik unbedingt 
beschritten werden muß. 

Wir sollten heute aber noch elnes bedenken. Im 
Zuge der Wiederaufrüstung wird der öffentliche Haus­
halt nicht geringer, sondern stärker belastet werden. 
Da die öffentliche Hand praktisch der einzige Bauherr 
der Straßen ist, sind die Finanzierungsaussichten alles 
andere als günstig. So erfreulich die wirtschaftliche 
Entwicklung an sich ist, so bedauerlich ist der Rück­
stand im Straßenbau. Es ist leider Tatsache, daß seit 
mehr als zehn Jahren keine neuen Straßen mehr ge­
baµt worden sind und die Länge des Stra ßennetzes 
praktisch aber auch um nichts zugenommen hat. Er­
höht haben sich die materiellen Verluste durch Ver­
kehrsunfälle und natürlich auch der Schadensum..fang 
durch Verletzungen und dergleichen mehr. Wenn es 
schon stimmt, daß die Kultur eines Landes nach dem 
Zustand der Straßen beurte!it wird, so wollen wir 
hier in Rheinland-Pfalz uns doch zugestehen, daß wir 
noch manches nachzuholen haben. Wir sind auch der 
Meinung: Wenn wtr den Fremdenyerkehr in unserem 
Lande besser entwickeln wollen, dann wäre es bei 
einer Politik auf lange Sicht doch ratsam, daß w ir 
gerade diesem Pr oblem in der Verkehrswerbung er­
höhte AufmerksamkeJt schenken. 

Dankbar begrüßt unsere Fraktion aber auch den 
Abschluß der Elektrifizierungsverhandlungen mit der 
Deutschen Bundesbahn. Wir geben uns der angeneh­
men Erwartung hin, daß mit diesem Anfang endlich 
eine Entwicklung eingeleitet wird, auf die unsere Be­
völkerung und unsere Wirtschaft e inen berechtigten 
Anspruch hat. Trotz der für unser Land so entschei­
dend nachteiligen Abstimmung über das Saarstatut' 
wollen wir doch annehmen, daß die Wünsche der Saal"­
bevölkerung auf Elektrifizierung der Strecke Ludwigs­
hafen-Kaiserslautern-Homburg zur gegebenen Zelt 
auch Gehör finden. 

Bei ·uns in der Pfalz läßt der Brückenbau über den 
Rhein sehr zu wünschen übrig. Im Wirt.scha!tsraum 
Ludwigshafen-Mannheim mit seinem sehr beachtlichen 
Hinterland steht zur Zeit nur eine einzige Brücke 
z.ur Verfügung, die sowohl für die Bahn a ls auch für 
alle übrigen Verkehrsteilnehmer ausreichen muß. Auch 
im Wirtscha!tsausschuß haben wir uns darüber ein­
gehend unterhalten und sind uns schlüssig geworden, 
daß pei der bekannten Verkehrsstockung mit ihren 
skandalösen Auswüchsen, die sich sowohl auf der Lud­
wigshafener als auch auf der Mannheimer Seite zei­
gen, das Land Rheinland-Pfalz unter allen Umständen 
eine Pflicht hat, helfend einzugreifen. Denn wenn sich 
schon eine Wirtschaft entwickeln soll, wenn schon Be-
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völkerungen zusammengehören wie Ludwigshafen­
Mannheim, das ein gewachsenes Ganzes darstellt, so 
kann bei dieser Unzahl von Menschen, bei dieser Ent­
wicklungsfähigkeit aber auch, keineswegs das Land 
passiv beiseite stehen. Wir geben zu, daß das Land 
nicht von sich aus daran direkt interessiert ist. Es 
müssen aber Schritte eingeleitet werden, um mit dem 
Bund und auch mit Württemberg-Baden zu einem 
Ergebnis zu kommen, damit auch dieses Problem einet 
baldigen, und zwar gründlichen Lösung entgegengeht. 

Abschließend darf ich noch auf die Verkehrsdebatte 
im Bundestag verweisen, die das Verkeh1:sfinanzgesetz 
und auch das Straßenentlastungsgesetz betrifft. Wenn 
wir auch nicht unmittelbar damit zu tun haben, soll­
ten wir doch schon aus der allgemeinen Problemstel­
lung heraus uns überl~gen, ob in unserem Lande die 
Bemühungen um eine gerechte Verkehrsordnung nicht 
doch noch intensiviert werden können. Das Verkehrs­
problem erlangt von Jahr zu Jahr steigende Bedeu­
tung. Nicht nur Schiene und Straße sind von Wichtig­
keit, sondern auch der Wasserweg wird ein gewich­
tiges Wort zu sagen haben. Schon im Vorj'ahre glaub­
ten wir, dem Landtage eine Koordination aller Ver­
kehrsträger empfehlen zu müssen, wie unser Nach­
barland Baden-Württemberg sie hat. Wenn andere 
Bundesländer mit einer solchen Einrichtung gute Er­
fahrungen gemacht haben. sollten wir, wo alles darauf 
hindeutet, daß sich von Jahr zu Jahr die Notwendig­
keit ergibt, den Verkehr zu intensivieren, aus den Er­
fahrungen der anderen Länder Nutzen ziehen. "indem 
wir Überlegungen anstellen, wie uns d:ie Vorteile der 
verkehrsgeographischen Eigenart unseres Landes zu~ 
gute kommen können. 

(Beifall vom ganzen Hause.) 

Präsident Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Heller von der 
Fraktion der CDU. 

Abg. Heller: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 

ich kritisch den Einzelplan OS hier behandeln soll, 
dann geschieht dies in der klaren Erkenntnis, daß die 
Tätigkeit des Ministeriums für Wirtschaft und Ver­
kehr nicht nur auf dem rein wirtschaftlichen Sektor 
tind in der Verkehrspolitik sich auswirkt, sondern daß 
es auch in der Aufsichtführung über nachgeordnete 
Behörden verschiedenster Art ein umfassendes Auf­
gabengebiet besitzt. 

Es ist nicht meine Absicht, mich mit diesem letzte­
ren hier eingehend zu befassen. Ich enivähne es nui;-, 
um die Vielgestaltigkeit und damit die weitere Grund­
lage einer kritischen Beleuchtung anzudeuten. 

Was uns vielmehr interessiert, ist die Form und 
Methode, in welcher das Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr den Versuch unternommen hat, mit der 
Entwicklung des Wirtschaftslebens auch die verwal­
tungsseitig notwendigen Maßnahmen zu treiten, die 
für einen ordnungsgemäßen Ablauf des wirtschaft­
lichen Geschehens erforderlich waren. 

Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet erscheint der 
vorgelegte Haushaltsplan eindeutig darauf abgestellt, 
verschiedene grundsätzliche Forderungen zu verwirk­
lichen, um deren Realisierung bisher vielfach gerun„ 
gen, aber noch in keinem einzigen Fall ein greifbares 
Resultat erzielt worden ist. 

Diese Forderungen treten einmal als das Bestreben 
zutage, die Wirtschaft von den staatlichen Geldquel­
len auf den privaten Kapitalmarkt zu verlagern und 

zum anderen die sozialen Belange innerhalb der Wirt­
schaft ebenso wie das Nachwuchsproblem zu fördern. 

So erscheint es mir verständlich, wenn in den Be­
trägen fui: die Förderung der Wirtschaft nur noch im 
wesenHic:hen solche Aktionen berücksichtigt werden 
sollen und können, für welche der jetzige Kapital­
markt nicht oder nur sehr schwer erreiclJ.bar ist. 

Es iSt erfreulich, daß für die Förderung des Hand­
werks wiederum ein wesentlicher Betrag eingesetzt 
worden ist und insbesondere in Verbindung mit der 
Kreditgarantiegemeinschaft auch Wege zur Erschlie­
ßung des privaten Kapitalmarktes geöffnet wurden. 
Nicht unwesentlich dürfte auch die Tatsache sein, daß, 
wie wir durch den Berichterstatter erfahren haben, 
auch diesmal ein Betrag von 100 000 DM für die Hand­
werkskammern zur Verfügung gestellt worden ist, und 
daß man ·zur be::;onderen Schulung des Nachwuchses 
für den Hotelbau erneut Mittel zur Verfügung gestellt 
hat. 

Es liegt im Zuge del" gleichen Entwicklung, wenn 
das Ministerlum für Wirtschaft und Verkehr durch 
die Preisüberwachungsstellen sich mit einer beson­
ders: i'nt.ensiven Überprüfung der Besatzungsaufträge 
beschäftigt. Aus dem Etat ist ersichtlich, daß der für 
diesen Zwe<-k ausgeworfene Betrag insgesamt 300 000 
D-1\fark erreicht und daß - das ist in den ErHluternn­
gen dargelegt - sich diese Kosten im wesentlichen auf 
20 Prüferkrl:ifte verteilen, die mit besonderen Fach­
kenntnissen ausgestattet sind und daher auch die Ge­
währ für eine ordnungsgemäße Überprüfung bieten. 

Wenn man überlegt, daß nach den bisher vorliegen•· 
den Mitteilungen mehrere Mil1ionen DM bereits auf 
diese Weise erspart werden konnten, dann sehe ich 
auch in dieser zwar erhöhten Ausgabeposition doch 
eine notwendige Maßnahme zur Sichenmg des Preis­
gclü,ge,i; 1.1,i;i.d dei:j Widschafü;lebens überhaupt. 

Ich wm ·es mir versagen, auf andere Tätigkeiten det· 
Preisüberwachungsstellen und auf die vom Ministe­
rium vorgenommene Umorganisation der Preisprü­
fungsstellen einzugehen. Wichtig erscheint mfr nur die. 
Tatsqcl;l,~. dl!.n aQ.ch Pressemeldungen auch in unserem 

. Lande, . ebenso wie auf Bundesebene, Besprechungen 
mit den an' der Preisgestaltung interessieden Kreisen 
stattge!unden haben, daß aud1 insbesondere die Frage 
des Brotpreisei:. eingehend behandelt wurde, und d aß 
bei der Umorganisation selbst i.n der Preisüberwachung 
keinerlei Abstriche erfolgten, sondeJ;"n · im Gegenteil 
eir.ie V~tärkung . vorgenommen wurde. 

Auf der anderen Seite ist aber nicht zu verkennen, 
daß trotz aller Schärfe, mit welcher die Behörden ver­
schi.e4exi.l#ch einschreiten, das Problem der Pre isab­
sprachen noch nicht gelöst ist. Theoretisch zwar ver­
bolen, bilden sie praktisch dennoch on genug die 
Grundlage für die Preisbildung. Die Gründe mögen 
'Alm Teil in der Unfähigkeit oder der mangelnden Er­
fahrung z:ur eigenen Kalkulation liegen; sie mögen 
aber auch in dem Bestreben zur Beseitigung von Kon­
lmrrenzen liegen. Auf alle Fälle erscheint es ange­
bracht, wenn dieser praktisch einzigen Möglichkeit 
zum Einschreiten von seiten auch der Behörden stärk­
ste Aufmei:-ksamkeit gewidmet wird. Ein solches Vor­
gehen würde sich auch auf das gesamte Vergabewesen 
günstig auswirken. 

ich 'kann als Kreishandwerksmeister mit Genug­
tuil'.ng' füst'sfeilen, daß das Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr schon längere Zeit einen Erlaß heraus­
gegeben hat., in welchem es auch für das Vergabe­
wesen die Vorprüfung durch fachkundige Kräfte vor 
der Erteilung des Auftrages dringend empfiehlt. Hier-
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durch soll ein Unterbieten in praktisch unmöglichen 
Preisen verhindert und eine qualitativ gute Arbeit 
gewährleistet werden. 

Ich bin mir darüber klar, daß diesem Erlaß nicht 
immer Folge geleistet wird, kann aber hierin kein 
Versagen des Ministeriums erblicken, das ja keine 
Zwangsmittel iur Durchführung eines solchen, an an­
dere Au!traggeber gerichteten Erlasses besitzt. 

Meine D'amen und Herren! Wenn hier Einzelpositio­
nen behandelt werden sollten, so würde meine Stel­
lungnahme zu dem vorliegenden Etat Sie übl!r Ge­
bühr in Anspruch nehmen, insbesondere, nachdem Sie 
heute schon verschiedene grundlegende Ausführungen 
gehört haben und auch mit wichtigem Zahlenmaterial 
bereits befaßt worden sind. Ich möchte deshalb nur 
noch ganz kurz auf das Problem der Straßenbauver­
wnllung eingehen. 

Genau so, wie die Elektrifizierung der Bundesbahn 
einer schnelleren Erschließung der Verkehrswege die­
nen soll, hat unser Straßennetz die dringende Auf­
gabe, wirtscha!tsfördernd zu wirken. Es genügt nicht, 
wenn die Landesregierung anerkennenswerterweise 
für Au!schlußarbeiten im Erzbergbau und im Kohlen­
bergbau Millionenbeträge zur Verfügung stellt, andei­
rerseits aber nicht in die Lage versetzt wird, die not­
wendigen Verbindungswege zwischen diesem stationär 
geförderten Wirtschaftsraum und tlen übrigen Ge­
bieten herbeizuführen. Daher muß mit allem Nach­
druck das Straßenbauproblem ins Auge gefaßt werden. 

Hier allerdings sind gegenüber dem früheren Stand 
sehr wesentliche Fortschritte erreicht worden. In dem 
Etat des Ministeriums ist auf Seite 3 eine Übersicht 
über die gesamten Leistungen im Straßenbau gegeben, 
die für das Jahr 1953 mit 97,8 Millionen, für das Jahr 
1954 mit 132,7 Millionen abschließt. Die Zahl fUr das 
Jahr 1955 kann nur insoweit angegeben werden, als 
sie sich aus dem Etat des Landes Rheinlang-Pfalz 
selbst ergibt. Und hier sind wiederum wesentliche An­
sätze gemacht, die im ordentlichen Elat mit 16 Millio­
nen, im außerordentlichen Etat mit 27 Millionen einen 
ganz namhaften Beitrag zur:- Beseitigung der jetzt 
noch bestehenden Schwierigkeiten liefern. Hinzu kom­
men noch all die Beträge, welche über die Gemeinde­
zuweisungen fließen, und all die Beträge, welche durch 
den Bund !Ur den Ausbau seiner Straßen dem Lande 
zur Verfügung gestellt werden. 

Somit wird für das Jahr 1955 das Gesamtvolumen 
das des Jahres 1954 wesentlich übersteigen, wobei 
allein aus Landesmitteln etwa 60 Millionen auf der 
eben angegebenen Grundlage ztit" Verfügung stehen. 

Wir sind uns klar darüber, daß auch mit diesen 
Beträgen noch lange kein Idealzustand im Straßenbau 
herbeigeführt werden kann. Wir wissen auch, daß das 
Ministerium für Wirtschaft und Verkehr ein großes 
Zehnjahresprogramm zur Verfügung hat, aus welchem 
jeweils nach Maßgabe der bew!lligten Mittel weitere 
Bauvorhaben durchgeführt werden können. Dies alles 
lindert aber nichts an unserer grundsätzlichen Auf­
fassung, daß mit großem Nachdruck auf eine Ent­
lastung der Straßen hingewirkt und auf eine Koor­
dinierung des Verkehrs überhaupt viel größerer Wert 
gelegt werden muß. Die zur Zelt in Bonn vorliegenden 
Verkehrsgesetze sollen zwar nach dieser Richtung 
einen Anfang bilden. Die Widerstände und Widet1-
::;prüche aus den verschiedensten interessierten Kreisen 
lassen es aber schwerlich als annehmbar erscheinen, 
daß mit einer Realisierung dieser Gesetze im Sinne 
der Regierungsvorlage gerechnet werden kann. Wir 
dürfen die Landesregierung bitten, dieser Frage ihre 
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ganze Aufmerksamkeit zu widmen und je nach Aus­
gang der Gesetz.e im Bund~stag oder Bundesrat die 
auf Landesebene noch möglichen Maßnahmen zu tref­
fen, um für die Verkehrssicherheit eine Garantie, für 
den Straßenbau eine finanzielle Grundlage und für 
die Ausgestaltung der Gemeindewege eine praktische 
Hilfe zu schaffen. 

Mir scheint aber auch bei dieser Betrachtung der 
Hinweis notwendig, daß dieses unheimlich gestiegene 
Bauvolumen den Stellenplan des Ministeriums und 
der Straßenbauverwaltung nur ganz unwesentlich be­
einflußt hat. Dieselben Leute, die Im Jahre 1949 ein 
Bauvolumen von 35,9 Millionen bearbeiteten, mußten 
bereits im Jahre 1952 ein solches von 68,6 Millionen 
erledigen. Ich habe darauf hingewiesen, daß dieselben 
Leute im Jahre 1954 132,7 Millionen bearbeiten muß­
ten, und daß sie für das Jahr 1955 mit einem noch 
größeren Volumen bedacht werden. 

Es scheint mir daher eine P11icht der Gerechtigkeit 
zu sein, an dieser Stelle die Leistungen der Männer 
anzuerkennen, die sich mit Interesse und Fleiß, m!t 
Ausdauer und Umsicht ihrer beruflichen Aufgabe ge­
widmet haben. Auch scheint mir, daß durch die im 
Ministerium vollzogene Umorganisation eine wesent­
liche Verbesserung im Ablauf der einzelnen Vorgänge 
sich abzeichnet. 

Wenn daher die Fraktion der CDU dem vorliegen­
den Antrag ihre Zustimmung gibt, so tut sie es in dem 
Bewußtsein, die anlaufenden wlrtschaftllchen Maß­
nahmen und die begonnenen technischen Vorhaben 
weiter zu unterstützen. Sie ist sich dabei bewußt, daß 
noch weitere Anstrengungen gemacht werden müs­
sen, um allmählich die Struktur des Landes durch 
Ansiedlung gesunder Mittelbetriebe zu festigen und 
durch jedwede Förderung auch der mittelständischen 
Betriebe die Stabilität des Wirtschaftslebens zu sichern. 

(Bravo-Rufe und Beifall im ganzen Hause.) 

Prlsfdent Wolters: 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Ciaus von der 
Fraktion der FDP. 

Abg~ Claus: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ober 
die Bedeutung des Ministeriums für Wirtschaft und 
Verkehr haben sich meine beiden Herren Vorredner 
bereits ausgelassen. Ich habe in der jetzigen Legis­
laturperiode auch jedes Mal aus Anlaß der Etatbe­
ratungen diese Bedeutung besonders hervorgehoben. 
Wenn ich mich recht entsinne, wurde noch vor zwei 
Jahren an dieser Bedeutung gezweifelt, aber die Ent­
wicklung des Straßenwesens hat dem Ministerium 
eine größere Bedeutung gegeben, als es damals bei 
oberflächlicher Betrachtung den Anschein hatte. 

Wenn der Herr Kollege Merz eben von der Be­
deutung der sozialen Marktwirtschaft für die Wirt­
schaft unseres Landes gesprochen hat, so möchte ieh 
dem nur noch hinzufügen, daß wir uns auf Grund die­
ser sozialen Marktwirtschaft in einer im allgemeinen 
gesunden wirtschaftlichen Entwicklung befinden. 

(Abg. Bauer: Das sagen Sie!) 
- Das sage ich, jawohl! Ich habe gesagt; im allgemei­
nen- von Ausnahmen selbstverständlich abgesehen. -
Aber was uns Sorge bereitet, sind die ständig wach­
senden steuerlichen Belastungen dieser Wirtschaft und 
überhaupt die gesamten Belastungen der öffentlichen 
Hand. Hier muß nach unserer Aufiassung die Regie­
rung ein ganz besonderes Augenmerk der kleinen und 
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mittleren heimischen Wirtschaft widmen; sie darf nicht 
nusgesogen werden durch übermäßigen Steuerdruck 
und übermäßigen Druck der öffentlichen Hand. 

Ein besonderes Kapitel in unserem Lande, das von 
beiden Herren Vorrednern dankenswerterweise ange­
schnitten wurde, ist die Entwicklung auf dem Baur­
markt. Wir haben bei uns im Lande Rheinland-Pfalz 
eine derartige Konzentration von Baumaßnahmen, wie 
wir sie in keinem anderen deutschen Bundesland :fin­
den. Deshalb muß die Regierung der Preisbildung und 
vor allem dem Vergabewesen ,ein ganz besonderes Au­
genmerk widmen. Es ist dankbar anzuerkennen, daß 
hier' vom Ministerium für Wirtschaft und Verkehr das 
Mögliche getan wurde, aber die Entwicklung, wie sie 
augenblicklict.a. läuft1 läßt vermuten, daß einzelne Stel­
len aus den getroffenen Vereinbarungen ausbrechen 
wollen, so· daß es nicht zu einem Vergabewesen, son­
dern zu einem Vergabeunwesen kommt. Deshalb meine 
Bitte an den Herrn Ministerpräsidenten als Wirt­
~chaftsminister, dieser Entwicklung ein ganz besonde­
res Augenmerk zu schenken, auch in der Richtung, 
daß die mittlere und kleine heimische Wirts<"haft mehr 
als bisher berücksichtigt wird. 

Die Wirtschaft will angesprochen und mit Auftrags­
blanketts bedacht werden. Ich hatte vorige Woche Ge­
legenheit, mit mehreren beachtlichen Unternehmern 
unseres Landes zu sprechen, die erklärten, daß sie bei 
Herausgabe von Auftragblanketts einfach übergangen 
\VOrden seien. Deshalb bitte ich Sie, dieser Entwick­
lung ein besonders Augenmerk zu widmen. 

Bei der Abteilung „Verkehr" möchte ich zwei Dinge 
herausgreifen, die auch bereits angesprochen worden 
~ind; zunächst einmal das Problem „Rheinbrücken" ! 
Mir scheint auf Grund der Vorstellungen, wie sie im 
Bundestag erhoben wurden, das Problem der Rhein­
brücke bei Bingen - Rüdesheim deswegen im Vorder­
grund zu stehen, weil die Voraussetzungen für die 
Realisierung - nach meiner Auffassung - besser sind 
ols beim Brückenprojekt Mainz-Süd - Weisenau und. 
was sonst noch alles in Betracht gezogen wird. Herr 
Kollege Merz; wir haben damals im Wirtschafts- und 
Wiederaufbauausschuß, als das Brückenbauprojekt 
Ludwigshafen erörtert vmrde, alle auf dem Stand­
punkt gestanden, daß diesem Projekt das Wart zu 
reden sei, aber es ist mangels Masse zur Zeit nicht 
möglich, das Projekt zu realisieren. Wenn aber die 
Landesregierung nun ihrerseits alle Möglichkeiten er­
wägt und wahrnimmt, um das Projekt Bingen-Rüdes­
heim zum Zuge kommen zu lassen, so wären wir 
Ihnen, Herr Ministerpräsident, sehr dankbar. 

Dann auch noch ein besonderer Dank für das Ver.­
ständnis bei der Förderung der Elektrifizierung der 
Bundesbahnstrecke Ludwigshafen - Remagen! Wenn 
hier von der Landesregierung nicht das notwendige 
VersHindnis und die Unterstützung durch Hei:gabe der 
Anleihe an die Bundesbahn aufgebracht worden wäre, 
dann wären wir im Lande Rheinland-Pfalz bestimmt 
nicht mit der Elektrifizierung zum Zuge gekommen. 
Dank des Verständnisses der Landesregierung haben 
wir erreicht, daß die. linksrheinische Strecke von 
Ludwigshafen bis Remagen vorab elektrifiziert wird. 
Es ist daher meines Erachtens durchaus angebracht, 
daß wir ihr dafür unseren besonderen Dank abstatten. 

(Abg. Sassenroth : Hoffentlich aber auch 
die rechte Rheinseite!) 

- Es fragt sich nur, wer zuerst drankommt. Die linke 
Rheinseite hat immer den Vorzug gehabt. 

Nun zum Kapitel Straßenbau! Nach einer Zusam­
menstellung, die ich zu Gesicht bekam, betragen die 

Gesamtleistungen des Landes im laufenden Rechnungs­
jahr 1954/55 etwa 50 Millionen DM. Die beabsichtigten 
Leistungen in diesem Jahr belauten sich auf rund 65 
Mlllionen DM. Meines Erachtens ist eine Leistung von 
65 Mfüfonen DM in diesem Jahr spe7.iell für den Stra­
ßenbau von selten des Landes wirklich die Grenze 
desse,,n, was das Lf!nd zu leisten imstande ist. 

Die zu erwartenden Frostschäden sind im Haushalts­
und Finanzau-;;selrnß ganz besonder::: hervorgehoben 
worden. Als ich heute morgen über den Hunsri.ici( 
fuhr, mußte ich feststellen, daß die Frostschäden sich 
schon in einem ganz erheblichen Ausmaß bemerkbar 
machen. Hoffentlich ist es nicht so, daß der Haus­
halts- und Finanzausschuß eines Tages vor die Frage 
gestellt ist, nun noCJ'1 "'reitere 1'v'1'.ittel zu bev.rilHgen, 
weil diese 3,5 Millionen DM nicht ausreichen. 

Aber immerhin: das Verständnii:: im Haushalts- und 
Finan~ausschuß zur Behebung dieser Schäden war 
sehr beachtlich, und er ist dankenswerterweise dafür 
eingetreten, daß diese 3,5 Millionen DM genehmigt 
wurden. Andererseits: dii=sen Ge<lankengängen, wili' sie 
im H<l.ushaltsausschuß in bezug auf die Vorlage eines 
Zehn-Jahres-Plans für Um-, Aus- und Erweiterungs­
bauten v<m Landstraßen I. Ordnung vorgebracht wur­
den, konnten wir uns nicht anschließen. Auch der Herr 
Finanzminister hat den Standpunkt vertreten, daß in 
Anbetracht de-r Entwicklung in Technik und Verkehr 
es ausgeschlossen sei, einen Zehn-Jahres-Plan in die­
ser Hinsicht aufzustellen, daß man in dieser Frage 
hochstens auf d~i Jahre planen könne. Und so ist 
aucit das Verkehrsministerium gebeten worden, in 
die$er Richtung zu planen; aber sehr beachtlich ist 
hierbei der Wunsch des Haushalts- und Finanzaus­
schusses in Erscheinung getreten, keine Flickarbeit an 
den Landstraßen L Ordnun g mehr 7U lE'i~ten, die sich 
lediglich sechs oder acht Monate lang bemerkbar 
macht und nachher doch diese ganze Arbeit ins Ge­
genteil umschlägt. Deshalb also keine Flickarbeit; denn 
die Löcher sind viel zu stark, sie werden weiter ausge­
fahren, der Schaden ist doppelt so groß, und die auf­
gewendeten Mittel sind nut zlos vertan. Wir haben dies 
gerade in den letzten Jahren wiederholt feststellen 
können. 

.In bezug auf die Neuklassifizierung der Straßen 
möchte Ich bitten, Herr Staatssek1·etär Dr. Steinlein. 
daß es nicht so wlrd, daß die Kreise. die aus irgend­
welchen Gründen bisher nicht in der Lage waren, den 
Großteil ihrer Gemeindestraßen als Landstraßen 
II. Ordnung auszubauen , auf Kosten der Kreise, die 
das in den letzten 10, 20, 30 .fahren getan haben. eine 
besondere Berücksichtigung finden, weil sie nkht von 
den vorhandenen Möglichkeiten Gebrauch gemacht 
haben . ..: Ich nehme an, Sie verstehen mich -. und des­
halb möchte ich bitten, daß keine Straße vom Lande 
übernommen wird, die nicht den Anforderungen in 
bezug auf die Übernahme als Landstraße I. Ordnung 

. genugt. 

Dann. Ht-rr MinisterP1·ä s ident, habe ich noch eine 
Bitte an S!e: beim Bund dahin zu wirken, daß wir als 
Land Rheinland-Pfalz in bezug auf die Mittelzuwei­
sungen zur Erhaltung von Landstraßen; aber au('h 
anderen Straßen - Reichsstraßen. vor allen Dingen Ge­
meindestraßen - mehr als bisher bedacht werden, das 
heißt mehr bedacht werden als mit der Quote, die auf 
das Lantj. Rheinland-Pfalz entfällt. Denn wenn Sie 
~ehen, wie die Straßen Z€'rfahren werden, wenn Sie 

"C!'ie kll!lirten: Nebenstraßen im Hunsrück sehen - ich 
schätze, in der Pfalz und in der Eifel wird e s genau 
so sein - die kaputtgefahren werden durch Dreißig- und 
Vlerzi.gtom:i.er-Lastzüge der alliierten Baumaßnahmen 
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- sie sind vielleicht gebaut für Zwei- und Dreitonner, 
aber nicht für derartige Belastungen -, sie werden 
völlig' kaputtgefahren, dann erkennen Sie, daß es not­
wendig ist, daß der Bund viel mehr Mittel zuweist, 
als es bisher der ~all war. Deswegen meine Bitte an 
Sie. \ 

Nun, meine Damen und HeITen, die Bundesverkehrs­
gesetze. Eine abschließende Äußerung ist in dieser 
Frage leide]," bisher nicht möglich. Ich hof!e aber, daß 
diese Bundesverkehrsgesetze sieb zum Sejen und zum 
Wohle der Wirtschaft und damit aber auch zum Segen 
und zum Wohle des gesamten Volkes im Bundesge-
biet auswirken werden. · 

(Bravo[ im ganzen Hause.) 

PrlLsldent Wolters: 
Das Wort hat der Herr Abgeordnete Pickel von der 

Fraktion der CDU. 

Abg. Pickel: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren[ Ich hoffe, 

Sie nicht allzusehr zu langweilen. 
(Zuruf von der SPD: Wir klatschen schon vorher!) 

Ich habe mich den an~rkennenden Worten meines 
Herrn Vorredners anzuschließen, die sich auf das Ver­
kehrsministerium bezogen. Ich möchte aber auf die 
große Gefahr hinweisen, daß etwa die Verkehrsgesetze 
und das Nahverkehrsgesetz eine Industrie zerstören 
im Bims-Gebiet, die Sie ja kennen. Ich habe die Bitte, 
alles beim Bund zu unternehmen, daß bei der dritten 
Lesung möglichst noch Änderungen vorgenommen 
werden. Sie wissen, daß im Neuwieder Becken schon 
fün! große Firmen im Abwandern sind, -

(Abg. Dr. Habighorst: Was?) 

weil die Nahverkehrsbelastungen im Gebiet des Bek­
'kerul annähernd 20 Millionen DM neue Kosten aus­
machen. 

(Abg. Dr. Habighorst: Unerhört!) 

Diese Kosten können von der Industrie nicht ge-
tragen werden. 

(Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herr~! Ich weiß, daß ein Medi­
ziner nur seine Instrumente tragen kann, 

(Heiterkeit.) 

aber die Baustoffindustrie, von der Herr Kollege Claus 
eben gesprochen hat, wird noch eine Erhöhung der 
Produktion in Aussicht nehmen müssen, weil der Be­
dad so groß ist. 

Deshalb möchte ich dringend bitten, alles zu tun, 
was hinsichtlich einer Änderung an den Verkehrsge­
setzen bezügllch der Beseitigung der Belastung durch 
Kosten, die durch da.s Na.hverkehi:sgesetz entst~ben 
würden, getan werden kann. 

(Beifall: bei der CDU.) 

Prlsldent Wolters: 
Ich darf dem Hohen Hause bekanntgeben, daß Herr 

Abgeordneter Pickel heute sein 72. Lebensjahr voll-
endet hat. · 

(Beifall Im ganzen Hause.) 
Das Wort hat nun der Herr Abgeordnete Roth von 

der Fraktion der SPD. 

Abg. Roth: 
Herr PräSident! Meine sehr verehrten Damen und 

Herren! Das MfnLsterium -für Wirtschaft und Verkehr 
im Land :aheinland-Pfalz hat meines Wissens a uch 

1 
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andel"e Aufgaben, wenn auch nur mittelbar, mit dem 
Bundesverkehrsministerium zu el"!üllen, nämlich die 
.Schienenstre<Xen zu fördern. Und ich dal"f vielleicht 
diese Gelegenheit wahrnehmen, um auf eine Angele­
genheit zul"ilckzukommen, die zweifellos für einen 
Tell - den südlichsten Teil - unseres Landes gl"oße 
wirtschaftliche und darüber hinaus für das ganze Land 
und das Bundesgebiet auch politische Bedeutung hat. 

Auf der Strecke Saarbrücken - Karlsruhe wurde Im 
Jahre 1945 das zweite Gleis abgebaut. Seitdem ist der 
Verkehr wieder elngerichtet; er befindet sich aber in 
einem Zustand, der den Bedürfnissen nicht mehr Rech­
nung trägt. Hinzu kommt, daß vor wenigen Wochen 
und jetzt wieder vol" einigen Tagen durch die Presse 
eine Verlautbarung ging - es war angeblich eine Ver­
lautbarung des Ministeriums für Wirtschaft und Ver­
kehr des Landes Rheinland-Pfalz -, daß nicht daran 
zu denken sei, dieses zweite Gleis wiedeI' auszubauen. 

(Hört, hört! bei der SPD.) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Die Stelle, 

die diese Verlautbarung - auf eigene Verantwortung 
vielleicht - herausgegeben hat, irrt sich· bestimmt hin­
sichtlich des Verkehl"sbedürfnisses auf der Strecke 
Saarbrücken - Süddeutschland über Karlsruhe und 
hat meines Erachtens ihre Feststellungen von den 
seitherigen . Begrenzungen l- hervorgerufen dul"ch den 
besonderen Zustand - hier vorgenommen. Ich darf 
deshalb bitten, daß das Ministerium für Wirtschaft 

"und Verkehr sich einmal die Situation dort ansieht. 
Einige Herren waren ja schon einmal dort in Zwei­
brücken und haben sich ·auch die Strecke angesehen, 
sie wurden auch überzeugt von der Notwendigkeit des 
Ausbaues des zweiten Gleises; aber gerade das Ge­
gent.ei! von dem, was wir wil„'lschten, ist dl'.raus ge­
folgt, und das war die Feststellung: es wird kein 
zweites Gleis mehr angelegt. - Das wal:' der eine 
Wunsch. 

Ein anderer Wunsch, der zweifellos berechtigt ist 
und von allen anerkannt werden dürfte, ist die Besei­
tigung eines recht üblen Zustandes hinsichtlich der 
auf dieser Strecke fahrenden: Personenwagen. Es· darf 
ohne übertreibung festgestellt werden, zwischen Zwei­
brücken und Pfrmasens - Landau verkehren Wagen. 
die nirgendwo - soweit sie für den Personenverkehr 
in Frage kommen - mehr einrangiert werden. Ich 
glaube, der Herr Kollege Schuler - wir haben uns schon 
öfters darüber untel"halten '• wird mir dies bestätigen. 

(Abg. Schuler: Jawohl!) 

Und wenn man die andel"e Strecke fährt - jenseits 
der Grenze -, wird man leider' feststellen, daß es dort 
doch etwas anders ist. Die Züge, auch die Personen­
züge - auch die Zilge, die morgens um 4 und 6 Uhr. 
auf die es hauptsächlich ankommt -, die Arbeiter' 
zwischen Saarbrücken und Zweibrücken und zwischen · 
Zweibrücken und Homburg befördern, befinden sich 
in einem wesentlich besseren Zustand, und ich darf 
bitten, daß beim Bundesverkehrsministerium und bei 
der Bundesbahn durch das Ministerium für Wirtschaft 
und Verkehr darauf hingewirkt wird, daß auch in 
dieser Beziehung nun endlich einmal eine Änderung 
eintritt. Ich glaube, wil" haben dazu eine Berechtigung 
um so mehr, als gerade diese Vel"kehrsstrecke nach 
dem Saargebiet hingeht. Wenn sich alles das, was an 
politischen Ereignissen angedeutet und vel"sprochen 
wul"de, erfüllen v."ilrde, daß heißt, daß der wirtschaft­
liche Verkehr zwischen der S@ar und Deutschland sich 
nun wieder verbessern werde, dann wäre gerade diese 
Strecke nach Süddeutschland - welche die Verbindung 
zwischen der dortigen metallverarbeitenden Industrie 
und del" Roheisenindustrie des Saargebiet s her stellt -
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eine der wichtigsten Strecken. Ich bitte, besonders dar­
auf zu achten und einmal eine Änderung herbeizu­
führen. 

(Bravo! bei der SPD.) 

Präsident Wolters: . 
Das Wort hat der Herr Staatssekretär Dr. Steinle!n. 

Staatssekretäi- Dr. Stejnlein: 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Wenn 
ich hier - wie der Herr Finanzminister ~ die Möglich­
keit hätte, vor den Besprechungen und den Berichten 
über die Aufgaben des Ministeriums für Wirtschaft 
und Verkehr zu sprechen, dann hätte ich Ihnen die 
Programme dargelegt, die in wirtschaftspolitischer und 
in verkehrspolitischer Hinsicllt für uns bestanden ha­
ben, zum Teil bereHs realisiert worden sind, und ich 
hätte an Hand dieser Gegenüberstellung den Beweis 
dafür erbringen können, daß die Mittel, die Sie bisher 
für diesen Zweig unseres Wirtschaftslebens bewilligt 
haben, auch richtig ver'l1vandt worden sind. So will ich 
mich darauf beschränken, auf das einzugehen, was 
hier im Laufe der Diskussion zur Sprache kam, und 
ich glaube, am ehesten dieser Aufgabe gerecht zu wer­
den, wenn ich mit dem Schluß beginne, mit den Aus-. 
führungen des Herrn Abgeordneten Roth, weil sie in 
das· Problem der Verkehrspolitik unmittelbai- hinein­
führen und mir Anlaß geben, unser Verkehrsprogramm, 
das für dieses letzte Jahr aufgestellt worden war, 
Ihnen kurz darzulegen. 

Es war geplant - und deshalb kann Herr Roth zu­
frieden sein -: der Bau der früher projektierten Auto­
bahn Landstuhl - Trier, der Bau der Autobahn Her­
dorf .- Siegen, die \:CJ'ei1erführung der Autobahn Kai­
serslautern - Saarbrücken, die Neuverlegung des zwei­
ten in der Nachkriegszeit demontierten Gleises· der 
Sh·ecke Zweibrücken - Karlsruhe und gegebenenfalls 
deren Elektrifizierung. Mit diesen Aufgaben haben wir 
uns eingehend befaßt. Als Erfolge in bezug auf den Bau 
der Autobahnen sind zu nennen: Abschluß der Be­
sprechungen bei der Bundesregierung, daß die Auto­
bahn von Montabaur bis Koblenz geführt, dort die 
Brücke bei Bendorf in Angriff genommen und dann 
die Autobahn weiter nach der Pfalz geführt werden 
Roll. Ergebnis der Besprechungen mit der Bundesbahn: 
Die Nachricht der Presse, daß diese Strecke nicht ge­
baut werde, stammt nicht vom Ministerium für Wirt­
~chaft und Verkehr, und wir haben uns ber.eits dagegen 
gewandt: wir sind mitten· in den Verhandlungen ·drin, 
und diese Nachricht hat wesentlich gestört. 

Wir haben sie aufgegriffen und werden die Ange­
legenheit weiter verfolgen. 

(Beifall des Hauses.) 

Dasselbe gilt für die Elektrifizier ung der eben er­
w~ihnten Strecken. Sie wis•en, daß die linksrheini­
schen Strecken abgeschlossen sind und daß bezügllch 
der angeschlossenen Strecken die Verhandlungen be­
reits begonnen haben. Das im einzelnen zu erörtern, 
würde zu weit führen. Es wird genügen. wenn ich 
Ihnen sage, daß wir im Begriff sind, das gesamte Netz 
der Elektrifizieru.'1.g zuzuführen, die in drei bis vier 
Jahren abgeschlossen sein soll. 

(Unverständlicher Zuruf.) 
- Nein! Ich möchte hier jetzt keine technische Debatte 
heraufbeschwören. Das sind die Nachrichten, wie sie 
mir gegeben worden sind. 

(Frau Abg. Dr. Gantenberg: Wir begrüßen 
. diesen Optimismusl) 

Es kommt ja auch darauf an, wie schnell die Mittel 
gegeben werden. 

Meine Damen und Herren! Es paßt in diesen Rah­
men hinein, wenn ich hier besonders hervorhebe, daß 
das Land auch für die Wiederinstandsetzung der 
Lahnschleuse von sich aus den Betrag von einer Mil­
lion DM zur Verfügung gestellt hat, die damit -
ebenso wie der Ausbau des Hafens Ludwigshafen -
mit großen Beträgen gefördert wird. Es liegt dies im 
Zug ·der Enhvidtlung unseres Verkehrsprogramms. 
und wir hoffen, daß auch auf diesem Wege Verkehrs­
wege ers.chlos.sen und Wirtschaftsmöglichkeiten weitet· 
gefördert werden können. 

Diese meine Ausführungen mögen zum Problem des 
Straßenbaues genügen. Ich will auf die hier gemach­
ten Ausführungen, daß technisch noch vieles verbe;;­
sert werden müßte, nicht weiter eingehen, denn ich 
glaube, daß alle, die hier in diesem Hohen Hause ver­
sammelt sind, sich über die Schwierigkeiten ebenso 
klar sind wie über die Größe der Aufgaben, die vor 
uns liegen und fi.ir die die· Verantwortung jeder ein­
zelne zu ·tragen hat. Ich darf aber doch lobend her­
vorheben, daß für dieses Jahr 1955 einschließlich der 
Zuteilungen, die für die Gemeinden gegeben werden, 
immerhin etwa 55 Millionen DM Landesmittel für den 
Straßenbau zur Verfügung gestellt werden; ein Be­
trag, der sich gegenüber den bisherigen Beträgen doch 
sehen lassen kann. Das ist eine Tatsache, die jedem 
Mut geben muß, der vor der Schwierigkeit der Auf­
gabe am Anfang stand, der heute diese Entwicklung 
sieht und· der in Zukunft auch weiterhin die Verant­
wortung tragen will . 

Wenn bei dem Thema Straßenbatl auch darauf hin­
gewiesen wird, daß die Verkehrsgesetze von seiten der 
Landesregierung unterstützt werden sollen, daß aber . 
auf der anderen Seite auch die Belange der Wirtscha(t 
- insbesoncfere einzelner Wirtschaftszweige wie zum 
Beispiel der Bimsindustrie - gewahrt werden mfü•­
sen, so darf ich darauf hinweisen, daß mit allen diesen 
Wirtschaftsgruppen Besprechungen geführt worden 
sind. Mit der Bimsindustrie, die in Schwierigkeiten 
geraten könnte und die die Unterstützung der Landes­
regierung dringend erbittet, sind Verhandlungen für 
morgen früh vorgesehen. Wir versuchen, mit diesen 
Herren dann eine Übereinstimmung zu erzielen, die 
dan!l cii~ HJll.tung der Landesregierung wesentlich mit­
bestimmeh wird . Soviel rnr Frage der Verkehrspolitik. 

In der Wirtschaftspolitik sind hier im wesentlichen 
zwei Probleme in den Voroergrund gestellt worden: 
Erstens . die Frage der Preissteigerungen, zweitens die 
Frage der Kreditsituation. Die Frage der Preissteige­
rtmgen is~ schon sehr oft behandelt worden. Es würde 
den 'a.alimen dieser Ausführungen sprengen, wenn ich 
diese Frage hier im einzelnen erörtern würde, die all­
gemein · die ganze Wirtschaftspolitik der Bundesregie­
rung berührt und dort auch in den zuständigen Gre­
mien behandelt worden ist. Auch in unserer eigenen 

· Hauptwirtschaftskammer wurde diese Frage mehrfach 
besprochen, und sie bildete in einer eigens eingesetz­
ten Preiskommlssion mehrfach den Gegenstand der 
Verhandlungen. Mir liegt das Handelsblatt vom 14. 
März vor, in dem die Gesellschaft für Konsumfor­
schung ·in ihrem Februarbericht zu der Preisgestaltung 
Stellung ~immt. Dort steht: 

Bei den Preisen der gängigen Konsumgüter sind 
sowohl Erhöhungen wie auch Abschläge vorge­
kommen. Teurer wurden Nahrungsmittel wie Kar­
toffeln und ~müse, Artikel des Hausrates - bei· 
sonders auf Metallbasis - , aber auch Papienvaren 
und Versicherungstarife. Auf der Seite des Preis-
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rückganges finden wir Artikel, wie Fleisch, Speck, 
Schmalz, Eier, verschiedene Textilwaren, KaffeEi 
usw. 

Sie sehen also, daß da ein Auf und Ab im Gange 
ist und daß das im einzelnen alles abgewogen werden 
muß, um festzustellen, ob in Wirklichkeit summa 
summarum eine Verteuerun~ eingetreten ist. 

Aber es ist richtig, daß heute verschiedene Zweige 
unseres Wirtschaftslebens - besonders mittlere Be­
triebe - daran kranken, daß sie durch einen Mangel 
an Geld oder durch eine falsche Disposition - indem 
sie ihre Betriebsm.Ittel zu Investitionen verwandten -
in Schwierigkeiten geraten sind, und daß auf der an-
~'°'""'°' .... c:::!a.ff.n ..ff<'!!t. v ... a.-:ti4-no""n"'>'h.r!.L ''"'4-.n. ... 'D.o.A;rriirn,Y'lft'ol"'!l.Y'I OY"-
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folgt, die für diese Betriebe gar nicht tragbar sind. 
Immer wieder tritt dieses Problem an uns heran, und 
immer wieder muß Im Eim:elfall darauf hingewirkt 
werden, daß eine tragbare Lösung gefunden wird. Mit­
tel sind unsere Verhandlungen, Mittel sind die Zu­
sicherungen von Zinsverbilligungen, Mittel sind auch 
die Kreditgarantiegemeinschaften, die wir besonders für 
das Handwet·k gegründet haben, damit hier diejenigen 
Betriebe, die an den Kapitalmarkt nicht herankom­
men, eine Möglichkeit finden, sich zu sanieren oder 
zum mindesten zu konsolidieren. 

Es kann deshalb aber nicht gesagt werden - wie es 
einer der Herren Vorredner getan hat -, daß die Wirt­
schafü;konj unktur nun nicht allen zugute komme. 
Meine Damen und Herren! Wenn in unserem Lande 
in einem Jahr 200 000 Arbeitskräfte mehr eingesetzt 
werden konnten - das sind über 24 v. tI·· über 18 v. H. 
Im Bund -, dann ist das doch ein Erfolg, der allen 
zugute kommt, denn diese Leute haben Familie, und 
von diesen sind wiederum andere abhängig, und so 
!si das Gesamtge!Uge doch wesentlich durch den Auf­
stieg der Wirtschaft gefördert worden. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Wenn damit gemeint war, daß einzelne gr513ere Vor­
teile von diesem Wirtschaftsaufschwung erzielen, so 
mag das richtig sein; das darf aber nicht dazu führen, 
den Zusammenhang zu verkennen und zu übersehen, 
daß der eben geschilderte Tatbestand 1- nämlich die 
zusätzliche Einstellung von über 200 000 Arbeitskräf­
ten - auch ein Erfolg ist, der sich doch in seiner Ge­
samtheit auswirkt. Und in diesem Erfolg liegt auch 
da~ Vertrauen begründet, das die Be~riebe dann zei­
gen, wenn sie sich zur Kreditaufnahme entschließen. 
Melne Damen und Herren[ Wir haben einen Fall zu 
verzeichnen, in dem mehrere Betriebe zur Kreditauf­
nahme angesprochen wurden. Aber nur drei Betriebe 
sagten: Wir nehmen den Kredit, denn wir haben das 
Vertrauen zur Zukunft, daß wir diesen Kredit auch 
verdauen können, daß unsere Wirtschaft sich beleben 
wird. Die anderen Betriebe scheuten dieses Risiko. Es 
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kommt also auch darauf an, wie der einzelne sich zu 
dieser Frage persönlich und in seinem wirtschaftlichen 
Gebaren einstellt und nicht darauf allein, wie die 
Sache staatlich dirigiert wird. 

Es erscheint mir angebracht, in diesem Zusammen­
hang auch einmal darauf hinzuweisen, daß die staat­
lich gegebenen Mittel für die Wirtschaftsförderung 
wesentliche Erfolge erzielt haben. In det' „Staats-Zei­
tung'' habe ich die einzelnen Zahlen darübet' mitge­
teilt; lch will Sie deshalb hier nicht noch einmal damit 
behelligen. Eines aber muß mit allem Nachdruck her­
vorgehoben werden, nämlich, daß ohne diese staatliche 
Förderung und ohne den Beistand, den der Staat not-­
leidenden Erwerbszweigen zukommen läßt, bei der 
Struktur unseres Landes unser Wirtschaftsleben nicht 
die Stabilität zeigen würde, die zur Zeit gegeben ist. 
Man spricht von den Bauten, man spt'icht von den 
zusammengeballten Aufträgen der Besatzungsmacht, 
und man glaubt, das sei der Grund unseres Aufstieges. 
Der beste Beweis dafür, daß das nicht der alleinige 
Grund ist, ist der Umstand, daß det' Produktivitäts­
index bei uns wesentlich höher liegt als in allen an­
deren Ländern der Bundesrepublik, mit anderen Wor­
ten, daß bei uns pro Arbeitsstunde mehr geschafft 
wird als ln den anderen Ländern der gesamten Bun­
desrepublik. Die Grundlage für diese stabile und auf­
wärts gehende Entwicklung stellen die gesunden Mit­
telbetriebe dar, von denen wir bei uns über:' tausend 
angesiedelt haben. Wir wollen hoffen, daß sich unsere 
Bemühungen in dieser Form auch in der Zukunft se­
gensreich auswirken. 

(Beifall des Hauses.) 

Prisfdent Wolters: 

Meine Damen und Herren! Wortmeldungen liegen 
nicht mehr vor. Ich komme zur Abstimmung. Ich lasse 
zunächst abstimmen über den Antrag des Haushalts­
und Finanzausschusses, Drucksache IL'l047. Wer dem 
Antrag zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen! 
- Die Gegenprobe! - Stimmenthaltung! -

Ich stelle die einstimmige Annahme !esi. 

(Heiterkeit und Beifall im Hause.) 

Ich rufe auf Kapitel 01, ~ 02, - 03, - 04, - 05, - 06, -
07 und 08. Wer dem Haushaltsplan 08 in zweiter Be­
ratung zustimmt, den bitte ich um das Handzeichen! -

Ich stelle die einstimmige Annahme fest. 

(Beifall im Hause.) 

Meine Damen und Herren! Ich berufe die nächste 
Sitzung des Landtages auf morgen früh 9.30 Uhr ein. 
Die Sitzung ist geschlossen. 

> 

Ende der Sitzung: 19.36 Uhr. 


